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Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1950  

50-01 Zahlreiche Eingaben gegen die sogen. Zölibatsklausel in § 63 Abs. 1 
des Vorläufigen Deutschen Beamtengesetzes, wonach eine Frau im 
Falle ihrer Eheschließung entlassen werden konnte, wenn ihre 
wirtschaftliche Versorgung dauernd gesichert war. 

50-02 Protest gegen § 36 einer Verordnung des Landes NRW, wonach 
weiblichen verheirateten Beamten der Wohnungsgeldzuschuß nur 
in halber Höhe zu zahlen war. 

50-03 Protest gegen Begründung zu Artikel 67 des 
Betriebsverfassungsgesetzes (RefE), in dem es heißt, daß durch 
Betriebssatzung festgelegt werden könne, daß Doppelverdiener, 
solange Arbeitslosigkeit besteht, im Betrieb nicht verwendet 
werden dürfen. 

Eingaben 1951 

51-01 Eingabe gegen Streichung einer Ausnahmeregelung in der DVO zum 
EStG, wonach bei unselbständig arbeitender Ehefrau getrennte 
Veranlagung erfolgte. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1952 

52-01 Mißbilligung der Laufbahnrichtlinien NRW, nach welcher junge 
Bewerber nicht vor Vollendung des 27. Lebensjahres heiraten 
durften und ihnen bei Zuwiderhandlung Dienstentlassung drohte. 

52-02 Stellungnahme zum Kabinettsentwurf eines 
Familienrechtsänderungsgesetzes. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1953 

53-01 Resolution (zusammen mit 17 Frauenverbänden) gegen 
Verlängerung der in Art. 117 GG gesetzten Frist, Mißbilligung der 
verspäteten Vorlage sowie Kritik am Entwurf.  

53-02 Ablehnung der Haushaltsbesteuerung, Forderung der 
Individualbesteuerung von Eheleuten. 

53-02 Initiativantrag zur Änderung des RuStAG unter Hinweis auf Art 117 
GG und Art. 13 EGBGB. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1955 

55-01 Stellungnahme gegen geplante Streichung des § 62 AVAVG, der 
bestimmte, daß Arbeitsvermittlung, Berufsberatung usw. für 
Frauen durch Frauen auszuüben ist. 

55.02 Einzelvorschläge zum Gesetzentwurf zur Änderung und 
Vereinheitlichung familienrechtlicher Vorschriften (Anfechtung 
der Ehelichkeit, Ehelichkeitserklärung, Annahme an Kindes Statt). 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1961 

61-01 Stellungnahme zu § 48 Ehegesetz 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1963 

63-01 Resolution der Mitgliederversammlung für die Wiedereinführung 
von § 160 StGB (E 1959, ethische Indikation bei Schwangerschafts-
unterbrechung nach Notzuchtsdelikt) 

63-02 Resolution der Mitgliederversammlung auf alsbaldige Anpassung 
des Höferechts an das Grundgesetz  

63-03 Resolution auf der mit einer Regionaltagung der FIDA verbundenen 
15. Arbeitstagung in Baden-Baden: 
Die Teilnehmerinnen begrüßen die Entschließung der Konferenz der 
Mitgliedstaaten über die Lohngleichheit für Männer und Frauen 
vom 30. 12. 1961  

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1965 

65-01 16. Arbeitstagung in Dortmund:  
- Resolution zum Staatsangehörigkeitsrecht: Die geltende 
Rechtslage, nach der Kinder einer deutschen Mutter, die mit einem 
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Ausländer verheiratet ist, nur die Staatsangehörigkeit des Vaters 
erhalten, ist verfassungswidrig. 
- Erste Überlegungen zur Reform des Erbrechts des unehelichen 
Kindes 

65-02 Stellungnahme zu der vom BMJ gestellten Frage, ob ein Gesetz 
über freiwillige Unfruchtbarmachung erlassen werden und wie es 
ausgestaltet werden soll.  

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1966 

66-01 Stellungnahme zum Referentenentwurf (BMJ) über die rechtliche 
Stellung der unehelichen Kinder  

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1968 

68-01 Stellungnahme zur Teilzeitarbeit für Beamtinnen und 
Richterinnen.  

Stellungnahmen 1971 

  Beschluß der außerordentlichen Mitgliederversammlung in 
Düsseldorf zur Änderung des § 218 StGB. 

  Eingabe betr. § 1355 BGB: für Beibehaltung des Mädchennamens 
oder Einführung eines Berufsnamens. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1972 

72-01 Stellungnahme zu dem Entwurf eines ersten und zweiten Gesetzes 
zur Reform des Eherechts.  

72-02 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Vorschriften des Adoptionsrechts (Nr. 60/4) 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1973 

73-01 Weitere Stellungnahme zur Neuordnung des Adoptionsrechts 

73-02 Stellungnahme zur Frage der Grunderwerbssteuerbefreiung im 
Rahmen des ehelichen Güterrechts 

73-03 Entschließung: § 4 Abs. 1 Satz 1 RuStAG ist wegen Verstoßes gegen 
Art. 3 Abs. 2 GG verfassungswidrig. Auch die ehelichen Kinder einer 
deutschen Mutter und eines ausländischen Vaters müssen mit der 
Geburt stets die deutsche Staatsangehörigkeit erwerben.  

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1975 

75-01 Stellungnahme gegenüber Bundesverfassungsgericht zur Versagung 
der steuerlichen Abzugsfähigkeit von Kosten der Kinderbetreuung 
für Berufstätige. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1976 

76-01 Stellungnahme zur Anfrage des Bundesverfassungsgerichts 
betreffend die Anhebung der Witwenrente von 60 % auf 100 %. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1977 

77-01 Alternativentwurf des djb zur Neuregelung des Rechts der 
elterlichen Sorge. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1978  

78-01 Teilnahme an der mündlichen Verhandlung des BVerfG am 
14.3.1998 zur Höhe der Hinterbliebenenrente. 

78-02 Teilnahme an Rundgesprächen des BMA zur eigenständigen 
sozialen Sicherung der Frau. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1979 

79-01 Stellungnahme zu dem Bericht der Staatlichen 
Sachverständigenkommission für die Neuordnung der sozialen 
Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen. 

79-02 Teilnahme an der Anhörung des BVerfG vom 27. – 29.11.1979 über 
die Verfassungsmäßigkeit des neuen Scheidungsrechts und die 
Regelungen des Versorgungsausgleichs. 
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Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1981 

81-01 Resolution zur Aufhebung des Ehegattensplitting zugunsten eines 
gleich hohen Kindergeldes für alle Kinder. 

81-02 Resolution: djb fordert Aufhebung der durch § 33 a Abs. 3 Satz 1 
EStG geschaffenen neuen Benachteiligung alleinerziehender Mütter 
und Väter beim einkommenssteuerlichen Kinderbetreuungsabzug. 

81-03 Teilnahme an der Anhörung des BVerfG am 26.5.1981 über die 
Verfassungsmäßigkeit des neuen Ehegattenunterhaltsrechts. 

81-04 Stellungnahme zu den für Männer und Frauen unterschiedlich 
hohen Tabellenwerten für die ersten fünf Versicherungsjahre. 

81-05 Erster Entwurf des djb zur Reform des Jugendwohlfahrtsrechts. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1982 

82-01 Stellungnahme und Teilnahme an einem öffentlichen Hearing des 
BMJFG und des BMI am 21.1.1982 zu der Frage, ob die Situation 
der Frauen durch ein Antidiskriminierungsgesetz verbessert 
werden kann. 

82-02 Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Ehe- 
und Familienrechts (Neuregelung der Nichtigerklärung einer Ehe 
und der Folgen der Nichtigerklärung). 

82-03 Stellungnahme zu einem Änderungsvorschlag des Landes Baden-
Württemberg betreffend § 50 b Abs. 1 FGG. 

82-04 Stellungnahme zum Referentenentwurf zur Neuregelung des § 
1579 Abs. 2 BGB. 

82-05 Stellungnahme zur rentenrechtlichen Regelung bei der 
Gesetzesänderung zum Mutterschaftsgeld. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1983 

83-01 Stellungnahme gegenüber dem Bundesverfassungsgericht zur 
Verfassungsmäßigkeit des vorgezogenen Renteneintrittsalters für 
Frauen. 

83-02 Teilnahme an der Anhörung zum Referentenentwurf eines 3. 
Gesetzes zur Änderung des Deutschen Richtergesetzes – 
Juristenausbildung. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1984 

84-01 Teilnahme an einer Anhörung der SPD-Bundestagsfraktion zur 
Lebenssituation älterer Frauen. 

84-02 Gespräch der 1. Vorsitzenden mit BJM Engelhard sowie mit dem 
rechtspolitischen Sprecher der FDP-BT-Fraktion Kleinert über das 
Scheidungsfolgenrecht und nachehelichen Unterhalt. 

84-03 Stellungnahme und Pressemitteilung sowie Teilnahme an der 
Anhörung im BMF am 8.3.1994 zum Referentenentwurf eines 
Steuerbereinigungsgesetzes 1985 vom 25.1.84. 

84-04 Presseerklärung: Korrektur der Scheidungsreform ist Ausdruck 
einer rechtspolitischen Kehrtwendung. 

84-05 Presseerklärung: djb fordert die Mitglieder des Deutschen 
Bundestages mit Nachdruck auf, die Vorschläge der 
Regierungsparteien zur Abänderung des Scheidungs- und 
Scheidungsfolgenrechts abzulehnen. 

84-06 Teilnahme an einer Anhörung der SPD-BT-Fraktion zum Thema: 
„Den Männern die Arbeitsplätze – den Frauen das Ehrenamt? Wie 
arbeiten wir morgen?“  

84-07 Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Änderung unterhaltsrechtlicher und anderer Vorschriften (Stand 
Juni 1984). 

84-08 Gespräch mit weiblichen Bundestagsabgeordneten und 
Rechtsexperten der Fraktionen zur Erläuterung der Stellungnahme 
des djb zum Referentenentwurf zum Unterhaltsrecht. 

84-09 Presseerklärung: Das neue Rentenrecht benachteiligt berufstätige 
Frauen. 

84-10 Stellungnahme zum Referentenentwurf eines 4. Gesetzes zur 
Änderung des Jugendwohlfahrtsgesetzes. 
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Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1985 

85-01 Teilnahme an einem Hearing der CDU zum Thema 
„Frauenbeschäftigung und neue Technologien“. 

85-02 Teilnahme an einer Anhörung der SPD-BT-Fraktion zum Thema: 
Medizinische, ethische und rechtliche Probleme der künstlichen 
Befruchtung und der Leihmutterschaft“. 

85-03 Teilnahme an der Anhörung des BT-Rechtsausschusses am 
12.6.1985 zum Unterhaltsänderungsgesetz. 

85-04 Teilnahme an einer Anhörung der SPD-BT-Fraktion zu den 
Problemen gemischtnationaler Ehen in der BRD. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1986 

86-01 Stellungnahme zur Verfassungsmäßigkeit der Regelungen des 
Gesetzes zur Regelung von Härten im Versorgungsausgleich 
(VAHRG) v. 21.3.1983 

86-02 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Versorgungsausgleichs (Stand 
1.10.1985). 

86-03 Teilnahme an der mündlichen Verhandlung des BVerfG zum 
schuldrechtlichen Versorgungsausgleich bei Betriebsrenten 
(VAHRG). 

86-04 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über weitere 
Maßnahmen auf dem Gebiet des Versorgungsausgleichs (Stand 7. 
5.1986). 

86-04 Stellungnahme zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur 
Verbesserung der Stellung der Verletzten im Strafverfahren (Stand 
Mai 1985) und Teilnahme an einer Anhörung des 
Bundestagsrechtsausschusses. 

86-05 Stellungnahme zum Entwurf eines Strafrechtsänderungsgesetzes 
der Fraktion Die Grünen (betr. Vergewaltigung in der Ehe) und zum 
Entwurf eines Gesetzes zum besseren Schutz der Opfer von 

Sexualdelikten der Fraktion der SPD und Teilnahme an der 
Anhörung im Bundestagsrechtsausschuß. 

86-06 Teilnahme an einer Anhörung des BMJ zum Thema „Gewalt gegen 
Frauen“. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1987 

87-01 Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Adoptionsvermittlungsgesetzes vom 2.1.1987. 

87-02 Arbeitsergebnisse und Empfehlungen der Kommission 
„Arbeitsrecht und moderne Technologien“ zur normativen 
Erfassung, Einordnung und Gestaltung der Telearbeit. 

87-03 Gesetzentwurf der Strafrechtskommission zur Reform der 
sexuellen Gewaltdelikte und Gesetzentwurf zur Reform des 
Tatbestands der Nötigung. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1988 

88-01 Stellungnahme zum Entwurf eines Schwangerenberatungsgesetzes 
(federführend: BMJFFG). 

88-02 Stellungnahme gegenüber dem BVerfG zur Benachteiligung von 
Teilzeitbeschäftigten in betrieblichen Altersversorgungssystemen. 

88-03 Stellungnahme zu dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Erweiterung des Umgangsrechts  nichtehelicher Väter vom 
1.3.1988. 

88-04 Stellungnahme zum Entwurf eines Übereinkommens über die 
Rechte des Kindes, ausgearbeitet von der 
Menscherechtskommission der Vereinten Nationen. 

88-05 Teilnahme an der mündlichen Verhandlung des BVerfG im 
Vorlageverfahren zur verfassungsrechtlichen Prüfung des § 1596 
Abs. 1 Satz 2 BGB (betr. die Frage, ob es mit dem Grundgesetz 
vereinbar ist, daß ein volljähriges Kind seine Ehelichkeit nur unter 
den in § 1596 BGB genannten Voraussetzungen anfechten kann). 
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88-06 Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Rentenreform 
1992 der Fraktionen von CDU/CSU, SPD und FDP. 

88-07 Teilnahme an einer Anhörung des BMJFFG zum Referentenentwurf 
eines Sozialgesetzbuches – Jugendhilfe. 

88-08 Stellungnahme gegenüber BMJFFG zum Vorschlag für eine 
Richtlinie des EG-Rates zur Beweislast im Bereich des fleichen 
Entgelts und der Gleichbehandlung von Frauen und Männern. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1989 

89-01 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes über die Betreuung 
Volljähriger vom 2.11.1988 

89-02 Stellungnahme gegenüber dem BVerfG zu § 611a BGB. 

89-03 Stellungnahme zum 2. Bericht der Bundesregierung über die 
Situation der Frauenhäuser. 

89-04 Stellungnahme aus Anlaß der 4. HRG-Novelle 
(Hochschulrahmengesetz). 

89-05 Teilnahme an einer Anhörung der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
zum Thema „Das Recht des nichtehelichen Kindes in der Praxis“. 

89-06 Untersuchung der Gleichstellungskommission des djb über den 
Stand der Gleichberechtigung und Gleichstellung von Frauen und 
Männern in Beruf, Politik und Gesellschaft; Maßnahmenkatalog. 

89-07 Stellungnahme zu Entwürfen eines Gleichstellungsgesetzes und 
eines Antidiskriminierungsgesetzes und Teilnahme an der 
Anhörung am 24.1.1990 in Berlin. 

89-09 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Beamtenversorgung. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1990 

90-01 Stellungnahme zum vorläufigen Entwurf eines Gesetzes zum Abbau 
der Benachteiligung von Frauen im öffentlichen Dienst in Baden-
Württemberg – Quotierungsgesetz - und Teilnahme an der 
Anhörung. 

90-02 Stellungnahme gegenüber dem BMJFFG zu der Frage,in welchen 
Bereichen der djb die Möglichkeit und Notwendigkeit sieht, 
bestehende Benachteiligungen von Frauen durch 
Gesetzesänderungen abzubauen. 

90-03 Schreiben an den Bundeskanzler wegen der notwendigen 
Einbeziehung frauen- und familienpolitischer Aspekte und 
Überlegungen in das Vertragswerk über die deutsche Einigung. 

90-04 Stellungnahme zum Referentenentwurf (BMJ) eines Gesetzes zur 
Verbesseung der Gleichbehandlung von Männern und Frauen am 
Arbeitsplatz. 

90-05 Stellungnahme zum Entwurf eines Landesgesetzes zur beruflichen 
Förderung von Frauen im öffentlichen Dienst der Fraktion der CDU 
im Landtag  von Rheinland-Pfalz. 

90-06 Stellungnahme zum Referentenentwurf eines 
Landesantidiskriminierungsgesetzes Berlin und zum Entwurf der 
Fraktion Grüne/AL und der SPD. 

90-07 Vorschläge zur Änderung des Namensrechts. 

90-08 Thesen des djb zur Reform der Juristenausbildung. 

90-09 Stellungnahme zum Gesetzentwurf der Bundesregierung über die 
rechtliche Möglichkeit des Umgangs zwischen Vater und 
nichtehelichem Kind. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1991 

91-01 djb-Entwurf eines Gesetzes über Beratung in Fragen der 
Familienplanung und Schwangerschaft sowie zur Regelung von 
Schwangerschaftskonflikten – Schwangerenhilfe und –
beratungsgesetz (SchHBG): Fristenlösung ohne Beratung, aber mit 
umfassenden flankierenden Maßnahmen. 

91-02 Instrumentarien zur Verbesserung der Gleichstellung von Frauen 
und Männern im Beruf: 
– tarifliche Musterregelung zur Frauen- und Familienförderung; 
– Frauen- und Familienförderplan in Form einer 



Seite 6 von 76 

Betriebsvereinbarung; 
– Betriebsvereinbarung zur Regelung der Teilzeitbeschäftigung; 
– Grundsätze für Teilzeitarbeit in der Verwaltung. 

91-03 Stellungnahme gegenüber dem BVerfG zu § 19 AZO 
(Nachtarbeitsverbot). 

91-04 Vorschläge zur Neuordnung des Familienlastenausgleichs im 
Steuerrecht. 

91-05 Presseerklärung zum Gesetzentwurf zur Entlastung der 
Rechtspflege. 

91-06 Teilnahme an der Anhörung zu § 218 StGB. 

91-07 Stellungnahme gegenüber dem BVerfG zur gebotenen Möglichkeit 
der Beitragsnachentrichtung in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für frühere Beamtinnen. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1992 

92-01 Teilnahme an der mündlichen Verhandlung des BVerfG zur 
Behandlung von Kindererziehungszeiten im Rentenrecht. 

92-02 Stellungnahme und Teilnahme an der mündlichen Verhandlung des 
BVerfG zu der Frage, ob Arbeitslosenhilfe im Wege der Anrechnung 
des Einkommens eines nichtehelichen Lebenspartners gekürzt 
werden kann.  

92-03 Stellungnahme gegenüber dem BVerfG zur Frage der 
Verfassungsmäßigkeit von § 3 a VAHRG 
(Geschiedenenwitwenrente aus der Betriebsrente). 

92-04 djb-Entwurf zur Neuregelung des Kindschaftsrechts. 

92-05 Vorschläge für Änderungen des Grundgesetzes, insbesondere Art. 
2, 3 und 6 GG. 

92-06 Anregungen zur Ausgestaltung des Gesetzentwurfs zur 
Pflegeversicherung.  

92-07 Beteiligung an gemeinsamem Appell von Frauen und 
Frauenverbänden an das Bundesverfassungsgericht, der zur 

Entscheidung anstehenden Fristenlösung nicht die Anerkennung zu 
versagen. 

92-08 Stellungnahme zu den Entwürfen eines Gesetzes zur Änderung des 
Sexualstrafrechts (§§ 177 – 179, 184 c StGB), Gesetzentwürfe des 
Bundesrats und der SPD-Fraktion. 

Stellungnahmen und Pressemitteilungen 1993 

93-01 Überlegungen der Rentenkommission zu einer 
verfassungskonformen Regelung der Alterssicherung von Frauen. 

93-02 Presseerklärung zur Entscheidung des BVerfG zur Neuregelung des 
Schwangerschaftsabbruchs. 
Juni 1993 

93-03 Vorschläge der Kommission "Ältere Menschen" zur Ausgestaltung 
des Gesetzentwurfs zur Pflegeversicherung. 
Juni 1993 

93-04 Stellungnahme zu zwei Gesetzentwürfen zur Beschränkung der 
rechtsgeschäftlichen Haftung Minderjähriger (Hamburg und BMJ).  
Sept. 1993 

93-05 Stellungnahme zum Entwurf eines 
Landesgleichberechtigungsgesetzes Niedersachsen. 
Sept. 1993 

93-06 Stellungnahme zum Entwurf eines Hessischen 
Gleichberechtigungsgesetzes. 
Sept. 1993 

93-07 Stellungnahme zum Entwurf des 2. Gleichberechtigungsgesetzes 
des Bundes. 
Sept. 1993 

93-08 Stellungnahme ggüb. BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit von § 32 a 
Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 und Abs. 5 - AVG - i.d.F. des Art 2 Nr. 10 - HEZG – 
(Bewertung von Kindererziehungszeiten beim Zusammentreffen 
mit beitragsbelegten Zeiten in der gesetzlichen 
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Rentenversicherung). 
Sept. 1993 

93-09 Presseerklärung zum Gesetzentwurf der FDP-Bundestagsfraktion 
zur Neuregelung des Schwangeren- und Familienhilfegesetzes. 
Oktober 1993 

Pressemitteilungen 1994 

94-01 Presseerklärung zum Seminar „Erwerbstätigkeit und 

Familienarbeit" in Bayreuth 

Juni 1994 

94-02 Bestrafung von Kriegsverbrechern aus dem ehemaligen 
Jugoslawien nach internationalem Recht. 
Juni 1994 

94-03 "Bevölkerungspolitische Maßnahmen müssen sich an den Rechten 
der Frauen orientieren" zur 3. Weltbevölkerungskonferenz in Kairo. 
September 1994 

94-04 "Video als zusätzliches Beweismittel" (Zur Verbesserung der 
Situation von Opfern sexueller Gewalt). 
Oktober 1994 

Stellungnahmen 1994 

94-01 zu Entwürfen für ein Niedersächsisches Gleichberechtigungsgesetz 
der Fraktionen von SPD/Bündnis 90/Die Grünen und der Fraktion 
der CDU  
Januar 1994 

94-02 Stellungnahme ggüb. BVerfG zur Ausdehnung des 
Betreuungsunterhalts für die nichteheliche Mutter, § 1615 l Abs. 2 
Satz 2 BGB. 
Januar 1994 

94-03 Stellungnahme ggüb. BVerfG zur Wirksamkeit von 
Freistellungsvereinbarungen bezüglich Kindesunterhalt. 
Februar 1994 

94-04 zum Entwurf eines Frauenberufsförderungsgesetzes für den 
Freistaat Sachsen (SPD-Fraktion). 
April 1994 

94-05 zum Regierungsentwurf eines Gleichstellungsgesetzes des Landes 
Brandenburg.  
Mai 1994 

94-06 zu den Entwürfen der CDU/CSU-Fraktion und der SPD-Fraktion zur 
Neuregelung des Schwangeren- und Familienhilfegesetzes.  
Mai 1994 

94-06 zum Grundsatzurteil des BGH zum Fortsetzungszusammenhang bei 
sexuellem Mißbrauch (und Serienbetrug). 
Mai 1994 

94-07 Stellungnahme ggüb. BVerfG zu Vorlagebeschlüssen und 
Verfassungsbeschwerden betr. die Feuerwehrabgabe in Baden-
Württemberg und die Feuerschutzabgabe in Bayern, die wegen der 
nur für Männer bestehenden Feuerwehrdienstpflicht auch nur von 
diesen erhoben wird. 
August 1994 

94-08 Stellungnahme ggüb. BVerfG zum Umfang des zu ersetzenden 
Schadens bei Geburt eines behinderten Kindes nach fehlerhafter 
genetischer Beratung. 
November 1994 

Pressemitteilungen 1995 

95-01 Presseerklärungen anläßlich der Pressekonferenz am 20.März 1995 
in Bonn: 

a) Strafrecht (Schwangerschaftsabbruch, Vergewaltigung in der 
Ehe) 
Strafprozeßrecht (Videoaufnahmen als zusätzliches 
Beweismittel) 

b) Familienrecht (KindschaftsR, Großes Familiengericht, 
Gemeinsames SorgeR) 
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c) Forderungen zur Gleichstellung von Frauen und Männern im 
Arbeitsleben. 

d) Umsetzung des Rechtsanspruchs auf einen Kindergartenplatz 
1996  

e) Umsetzung des Pflegeversicherungsgesetzes 
f) Frauen in Europa (Was sollten Frauen im Hinblick auf Maastricht 

II fordern?) 
g) Internationaler Strafgerichtshof für Jugoslawien 

(Beweisregelung zu Lasten von Frauen geändert) 

95-02 Pressemitteilung Europarecht: Gleichstellung der Frauen in der EU 

/ Forderungen für die Regierungskonferenz 1996 

Juni 1995 

95-03 Presseinformationen über die Berichte der Kommissionen 

anläßlich der 31. Arbeitstagung vom 05. - 08. Oktober 1995 in 

Schwerin 

a) Europarecht/Tarifvertragsrecht: Unvereinbarkeit 

tarifvertraglicher Regelungen mit dem in Art. 119 EG-Vertrag 

verankerten Grundsatz des gleichen Entgelts bei glei-cher oder 

gleichwertiger Arbeit 

b) Europarecht: Forderungen an die Regierungskonferenz 1996; 

Gleichstellung endlich als Ziel der Europäischen Union in den EG-

Vertrag 

c) Gleichstellung: Förderung der Chancengleichheit in der 

Privatwirtschaft durch öffentliche Anreizsysteme 

d) Arbeitsrecht: Telearbeit, Digital Homeworking, Telecommuting 

e) Gentechnologie: Fortpflanzungsmedizin/Versicherungsrecht 

und Genomanalyse  

f) Umsetzung des Rechtsanpruchs auf einen Kindergartenplatz 

1996 

g) Musterklageschrift des DJB betr. Kindergartenplatz 

95-04 zur Strafbarkeit der Vergewaltigung in der Ehe: Konstruktive Kritik 
an der von den Koalitionsfraktionen vorgeschlagenen Reform. djb-

Vorschlag: Vollstreckungslösung statt Widerspruchsrecht 
September 1995 

95-05 djb fordert Änderung des Pflegeversicherungsgesetzes 
Oktober 1995 

95-06 zum Urteil des EuGH über die Vereinbarkeit des bremischen 
Landesgleichstellungsgesetzes mit Gemeinschaftsrecht. 
Oktober 1995 

95-07 Pressemitteilungen über die auf der 31. Arbeitstagung gefaßten 

Beschlüsse 

a) djb fordert geschlechtsparitätische Besetzung des 

Bundesverfassungsgerichts  

b) djb lehnt die von der Regierungskoalition vorgeschlagene 

Widerspruchsregelung bei ehelicher Vergewaltigung 

entschieden ab 

95-08 Pressemitteilung anläßlich der 26. Int. Konferenz des Roten Kreuzes 
und des Roten Halbmondes vom 3. - 7.12.1995 in Genf: Sexuelle 
Gewalt gegen Frauen im Krieg muß endlich ausdrücklich als 
Kriegsverbrechen geächtet werden. 

95-09 zum Urteil des EuGH betr. den Ausschluß der geringfügig 
Beschäftigten aus der Sozialversicherung. 
Dezember 1995 

Stellungnahmen 1995 

95-01 Stellungnahme ggüb. BVerfG zur Verfassungsmäßigkeit von § 23 
Abs. 1 Satz 3 KSchG  
Februar 1995 

95-02 zu "Aufgaben und Rechten kommunaler 
Gleichstellungsbeauftragter" (Anhörung des Ausschusses für 
Gleichstellung des Landtages von Sachsen-Anhalt). 
März 1995 

95-03 Stellungnahme ggüb. BVerfG zu der Frage, ob ein gemeinsames 
elterliches Sorgerecht auch gegen den Willen eines Elternteils 
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angeordnet werden kann. 
März 1995 

95-04 Stellungnahmen ggüb. BVerfG zu Verfassungsbeschwerden betr. 
den Widerruf der Anwaltszulassung nach § 1 Abs. 1 RNPG wegen 
IM-Tätigkeit für das MfS. 
April 1995 

95-05 zum Entwurf eines saarländischen Landesgleichstellungsgesetzes. 
April 1995 

95-06 Forderungen für die Regierungskonferenz 1996 auf der Grundlage 
der Beschlüsse der Teilnehmerinnen des DJB-Seminars „FRAUEN 
HABEN RECHT(E) IN EUROPA“ vom 26. - 28. Mai 1995 in München 
Mai 1995 

95-07 zu den Verfassungsbeschwerden 1 BvR 229/95, 1 BvR 925/95 sowie 
1 BvR 2263/94 (Widerruf der Anwaltszulassung nach § 1 Abs. 1 
RNPG wegen IM-Tätigkeit für das MfS) 
Mai 1995 

95-07 zum Gesetzentwurf eines rheinland-pfälzischen 
Landesgleichstellungsgesetzes  
Juni 1995 

95-08 zum Entwurf eines Sächsischen 
Frauenberufstätigkeitsförderungsgesetzes der SPD-Fraktion. vom 
15.11.1994 
Juni 1995 

95-09 Stellungnahme ggüb. BVerfG zu versch. Verfassungsbeschwerden 
betr. die Verfassungsmäßigkeit des Pflegeversicherungsgesetzes. 
September 1995 

95-10 Zur Umsetzung des Rechtsanpruchs auf einen Kindergartenplatz 
1996: Musterklageschrift des DJB. 

95-11 zu den Entwürfen eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches - Vergewaltigung in der Ehe. 
Oktober 1995 

95-12 zum Referentenentwurf der Rechtsverordnung zur Durchführung 
von § 14 Landesgleichstellungsgesetz Brandenburg – 
Frauenförderverordnung 
November 1995 

Pressemitteilungen 1996 

96-01 djb gegen vorzeitige Erhöhung des Rentenalters für Frauen 
06. Mai 1996 

96-02 zur Vergewaltigung in der Ehe. djb fordert Bundestag auf, dem 
Vorschlag des Vermittlungsausschusses zur Streichung der 
Widerspruchsregelung zuzustimmen.  
Mai 1996 

96-03 Landesgruppe Bayern des djb: Presseerklärung und Schreiben an 
die Mitglieder des Bayerischen Landtages zum Bayerischen 
Schwangerenberatungs- und Schwangerenhilfeergänzungsgesetz 
Juli 1996 

96-04 Presseerklärung anläßlich des 61. Deutschen Juristentages in 
Karlsruhe 
September 1996, (1 Seite) 

96-05 Pressemitteilung zur Vergewaltigung in der Ehe. djb fordert 
Bundestag auf, dem Vorschlag des Vermittlungsausschusses zur 
Streichung der Widerspruchsregelung zuzustimmen.  
Oktober 1996 

Stellungnahmen 1996 

96-01 zum Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Frauenfördergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt 
Januar 1996 

96-02 Zusammenfassung der Ergebnisse des SEMINARS DES DJB ZU 

GESETZENTWÜRFEN IM FAMILIENRECHT vom 1. - 3. März 96 in 

Bonn 

März 1996 
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96-03 zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform des öffentlichen 
Dienstrechts  
März 1996 

96-04 zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Frauenfördergesetzes der Landesregierung von Sachsen-Anhalt 
sowie zum Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen 
und Männern und zur Beseitigung beruflicher Benachteiligung von 
Frauen im Öffentlichen Dienst des Landes Sachsen-Anhalt der 
Fraktion der PDS im Landtag Sachsen-Anhalt. 
Mai 1996 

96-05 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Betreuungsrechts sowie weiterer Vorschriften. 
Juni 1996 

96-06 Offener Brief an die Fraktionen im Deutschen Bundestag, die 
Gruppe der PDS, die weiblichen Bundestagsabgeordneten aller 
Fraktionen zur Einbeziehung der ehelichen Vergewaltigung in die 
Straftatbestände der §§ 177 ff StGB. 
Juni 1996 

96-07 zum Entwurf eines Gesetzes zur Vereinheitlichung des 
Unterhaltsrechts minderjähriger Kinder.  
Juli 1996 

96-08 Vorschläge der Kommission Familienlastenausgleich des djb auf 
der Grundlage der Beschlüsse der Teilnehmerinnen des Seminars 
„Familienlastenausgleich oder Ausgleich des Staatshaushaltes zu 
Lasten von Familien?“ vom 27. - 29. September 1996 in Bad 
Honnef. 
Oktober 1996 

96-09 zum Entwurf eines “Menschenrechtsübereinkommens zur 
Biomedizin“ des Europarates 
November 1996 

96-10 Stellungnahme ggüb. BVerfG zu der Frage: Können im Wege des 
Versorgungsausgleichs übertragene Rentenanwartschaften die 
erforderlichen Beiträge für eine versicherungspflichtige 

Beschäftigung ersetzen? 
November 1996 

Pressemitteilungen 1997 

97-01 zum Regierungsentwurf eines Arbeitsförderungs-Reform-Gesetzes 
(AFRG) 
Januar 1997 

97-02 zum Beschluß des Verwaltungsgerichts des Saarlandes, mit dem § 
13 des Saarl.LGG für verfassungswidrig erklärt wurde. 
Januar 1997 

97-03 djb gegen zwangsweise Rückführung von bosnischen 
Kriegsflüchtlingen. 
April 1997 

97-04 zum EuGH-Urteil betr. Schadensersatz wegen Diskriminierung bei 
Bewerbungen. Der djb begrüßt das Urteil und mahnt zügige 
Neuregelung durch Gesetzgeber an.  
April 1997 

97-05 djb begrüßt den Beschluß des Deutschen Bundestages zur 
Vergewaltigung in der Ehe.  
Mai 1997 

97-06 zur Reform der Juristenausbildung: djb kritisiert Vorschläge zur 
Abschaffung der einheitlichen Ausbildung. 
Juni 1997 

97-07 zum EuGH-Urteil zur nordrhein-westfälischen Quotenregelung  
November 1997 

Stellungnahmen 1997 

97-01 Stellungnahme ggüb. BVerfG zum bayer. 
Schwangerenhilfeergänzungsgesetz. Der djb vertritt die 
Auffassung, daß dem bayerischen Gesetzgeber die 
Gesetzgebungskompetenz zur (Wieder)-Einführung eines 
behördlichen Zulassungsverfahrens für ambulante 
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Schwangerschaftsabbruchpraxen fehlte. 
Februar 1997 

97-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Kindschaftsrechts 
(KindRG) und zum Entwurf eines Gesetzes zur Abschaffung der 
gesetzlichen Amtspflegschaft und Neuordnung des Rechts der 
Beistandschaft 
Mai 1997 

97-03 zum Vergaberechtsänderungsgesetz (Referentenentwurf Stand 20. 
April 1997, (korr.)  
Juni 1997 

97-04 Thesen zur Reform der Juristenausbildung mit ausführlicher 
Begründung 
Juni 1997 

97-05 Berichte der Kommissionen und Arbeitsstäbe des djb anläßlich des 
32. Kongresses vom 11.-14. September 1997 in Augsburg (jetzt 
zusammengefaßt in der Dokumentation des 32. Kongresses) 

97-06 Appell an die Mitglieder des Deutschen Bundestages zur Reform 
des Kindschaftsrechts 
September 1997 

97-07 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches und des Arbeitsgerichtsgesetzes, §§ 
611 a BGB, 61 b, 98 ArbGG. 
Oktober 1997 

97-08 zu den Schlußanträgen des Generalanwalts Francis G. Jacobs in der 
Rechtssache Marschall. 
Juli 1997 

Pressemitteilungen 1998 

98-01 Zeugenschutz, Verletztenrechte im Strafprozeß, Gesetzentwurf 
des djb zur Reform der Nebenklage, Ergebnisse des Seminars des 
djb am 27.02.1998 in Bonn. 
März 1998 

98-02 zur Einigung des Vermittlungsausschusses über das 
Zeugenschutzgesetz: djb kritisiert das Zeugenschutzgesetz. 
März 1998 

98-03 Kritik des djb an verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen im 
Hinblick auf die Marschall-Entscheidung des EuGH zur 
Frauenförderung. 
April 1998 

98-04 zum Vergaberechtsänderungsgesetz: djb fordert Öffnungsklausel 
für landesgesetzliche Regelungen. 
April 1998 

98-05 Gemeinsame Erklärung zu den jüngsten Reformen des 
Sexualstrafrechts. 
Juni 1998 

98-06 zur Praxis der genitalen Verstümmelung von Frauen und Mädchen. 
djb fordert konkrete Initiativen mit Signalwirkung. 
Juni 1998 

98-07 zur Zusammenlegung des Innen- und Justizministeriums in 
Nordrhein-Westfalen. Der djb hat die Zusammenlegung mit großer 
Besorgnis zur Kenntnis genommen. 
Juni 1998 

98-08 zur Einführung einer Gen-Datei.  
Juli 1998 

98-09 anläßlich der Jubiläumsveranstaltung zum 50jährigen Bestehen des 
djb: „Viel erreicht – noch viel zu tun“ 
September 1998 

98-10 zur Gründung eines europaweiten Netzwerkes durch deutsche und 
britische Juristinnen anläßlich des Festaktes zum 50jährigen 
Bestehen des djb. 
September 1998 

98-11 zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zum Bayerischen 
Schwangerenhilfeergänzungsgesetz. djb: Bayerischer Sonderweg 
bei der Abtreibung landet in einer Sackgasse.  
Oktober 1998 
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98-12 djb fordert eine klare Lösung für Geringverdiener. 
November 1998 

98-13 Konzept des Bundesarbeitsministers zur Neuregelung der 
versicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisse. djb: Riesters 
Vorschläge gehen wieder zu Lasten von Frauen. 
November 1998 

98-14 djb: Deutliche Senkung der Sozialbeiträge wird möglich durch 
uneingeschränkte Einbeziehung der Geringverdiener in die 
Sozialversicherung. 
November 1998 

98-15 djb fordert von der Amtskirche mehr Sachlichkeit in der Diskussion 
um die Zulassung der RU 486. 
Dezember 1998 

Stellungnahmen 1998 

98-01 Offener Brief an die Fraktionen im Deutschen Bundestag, die 
Gruppe der PDS, die weiblichen Bundestagsabgeordneten aller 
Fraktionen zu den Gesetzentwürfen zum sog. großen Lauschangriff 
Januar 1998 

98-02 Forderungen zur Errichtung eines Permanenten Internationalen 
Strafgerichtshofs. 
Februar 1998 

98-03 zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des 
Versorgungsberichts (Versorgungsreformgesetz 1998). 
Februar 1998 

98-04 zum Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes zur 
Gleichstellung von Frau und Mann im öffentlichen Dienst des 
Landes Mecklenburg-Vorpommern  
April 1998 

98-05 zum Stand der Verhandlungen über die Errichtung eines Ständigen 
Internationalen Strafgerichshofs (ICC). 
Mai 1998 

98-06 zum Entwurf eines Thüringer Gleichstellungsgesetzes  
Mai 1998 

98-07 Gemeinsame Erklärung verschiedener Frauenverbände und –
zusammenschlüsse zu den jüngsten Reformen des 
Sexualstrafrechts. 
Juni 1998 

98-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern für das Land Nordrhein-Westfalen 
August 1998 

98-09 Forderungskatalog des djb an die neue Bundesregierung und Aufruf 
zur Beseitigung der Nachteile für Frauen. 
Oktober 1998 

Pressemitteilungen 1999 

99-01 djb: Pläne der Bundesregierung zur Regelung der 
versicherungsfreien Beschäftigungsverhältnisse verstoßen gegen 
EU-Recht. 
Januar 1999 

99-02 Änderungen der 630-Mark-Novelle sind nicht sachgerecht. 
Februar 1999  

99-03 djb unterstützt Schipanski für das Amt der Bundespräsidentin. 
März 1999  

99-04 zur Neubesetzung der Europäischen Kommission: djb appelliert an 
die Bundesregierung, ausschließlich Frauen zu benennen. 
Mai 1999  

99-05 zum Gleichberechtigungsgesetz des Landes Hessen anläßlich der 
Schlußanträge des Generalanwalts in der EuGH-Sache C-158/ 97 
am 10.06.1999. 
Juni 1999  

99-06 zur Entscheidung der Bischöfe, die Beratungsbescheinigungen mit 
einem Zusatz zu versehen, wonach diese nicht für einen straflosen 
Schwangerschaftsabbruch genutzt werden dürfen. djb: 
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Entscheidung der katholischen Bischöfe ohne rechtliche Relevanz. 
Juni 1999  

99-07 djb: Keine Pflichtberatung bei medizinischer Indikation.  
Juli 1999  

99-08 zum o.g. Offenen Brief des djb (99/12): Entlastung der Gefängnisse 
auf Kosten der Familien?  
August 1999  

99-09 anläßlich des 33. Kongresses vom 16.-18. September 1999 in 
Magdeburg zu dem von der djb-KOMMISSION ÄLTERE MENSCHEN 
vorgelegten Gesetzentwurf zum ärztlichen Behandlungsvertrag 
September 1999  

99-10 anläßlich des 33. Kongresses vom 16.-18. September 1999 in 
Magdeburg zum Festvortrag der Vizepräsidentin des 
Bundesverwaltungsgerichts, Dr. Ingeborg Franke: 
„Rechtsvereinfachung durch weniger, dafür aber bessere Gesetze“ 
September 1999  

99-11 anläßlich des 33. Kongresses vom 16.-18. September 1999 in 
Magdeburg zur Wahl des Bundesvorstandes: „Generationswechsel 
beim djb – Die bisherige Vorsitzende Prof. Ursula Nelles sorgt für 
Kontinuität“ 
September 1999  

99-12 zum Entwurf einer neuen „Gemeinsamen Geschäftsordnung der 
Bundesministerien“: djb fordert Bundesminister Schily auf, die 
Beteiligung des Frauenministeriums im Gesetzgebungsverfahren 
nicht willkürlich zu streichen. 
September 1999  

99-13 zu Genmanipulation: Nurmehr männlicher Nachwuchs? 
November 1999  

99-14 Am Tag der Menschenrechte ein Schritt der Vereinten Nationen 
gegen die Diskriminierung der Frau (Fakultativprotokoll zum 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Diskriminierung der Frau 
von 1979). 
Dezember 1999  

Stellungnahmen 1999 

99-01 Stellungnahme der Strafrechtskommission des djb zum 
(Referenten-) Entwurf eines Gesetzes zur 
strafverfahrensrechtlichen Verankerung des Täter-Opfer-
Ausgleichs. (Stand: 27. Nov. 1998) 
Februar 1999 

99-02 Forderungen der europakommission des djb unter Mitwirkung der 
REGIONALGRUPPE BRÜSSEL zu institutionellen Reformen in der 
Europäischen Union anläßlich des bevorstehenden Beitritts 
weiterer Staaten. 
Mai 1999  

99-03 Stellungnahme der Kommission „Ältere Menschen“ zum 
Vorentwurf eines Übereinkommens über den Schutz 
betreuungsbedürftiger Erwachsener der Haager Konferenz für 
Internationales Privatrecht 
Juni 1999  

99-04 zum Entwurf eines Gesetzes zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern für das Land Nordrhein-Westfalen 
(Landesgleichstellungsgesetz – LGG) zur Vorbereitung der 
öffentlichen Experten-Anhörung des Landtags NRW am 
20.08.1999. 
Juli 1999  

99-05 Offener Brief an die Justizminister der Länder Hessen und Baden-
Württemberg sowie die Justizsenatorin der Freien und Hansestadt 
Hamburg zu den von diesen angekündigten Modellversuchen zur 
Einführung der elektronischen Fußfessel. Der djb fordert 
begleitend zu den Modellprojekten die Ausschreibung einer 
wissenschaftlichen Untersuchung, die die Auswirkungen auf das 
familiäre und soziale Umfeld empirisch überprüft. 
August 1999  

99-06 zu den Verfahren 1 BvR 514/97 und 1 BvR 2069/98 wegen 
Versagung bzw. Entzug der Anwaltszulassung insbesondere zur 
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Problematik der Wohlverhaltensprüfung. 
August 1999  

99-07 Gesetzentwurf der KOMMISSION ÄLTERE MENSCHEN des djb zum 
ärztlichen Behandlungsvertrag unter besonderer Berücksichtigung 
der Patientenrechte und unter Einbeziehung der Sterbebegleitung 
September 1999  

99-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur weiteren Verbesserung von 
Kinderrechten (Kinderrechteverbesserungsgesetz - KindRVerbG) - 
BR-Drs. 369/99 
September 1999  

99-09 Stellungnahme der Landesgruppe Niedersachsen zum 
niedersächsischen Gesetz über Altersteilzeit im Dienstrecht 
September 1999  

99-10 zur Einführung von Altersteilzeit: djb lehnt die Einführung der 
Altersteilzeit mit einem Zuschlag zu den Nettodienstbezügen wegen 
Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatz 
(Art. 3 Abs. 1 GG) ab 
Oktober 1999  

99-11 Statement regarding Germany’s state party reports nos. 2-3 and 4 
for the 22nd session of the Committee on the Elimination of 
Discrimination against Women 
Dezember 1999 

Pressemitteilungen 2000 

00-01 zur Regierungskonferenz 2000: djb fordert mehr Demokratie und 
Frauenbeteiligung in der Europäischen Union 
Februar 2000  

00-02 zur Gründung einer Europäischen Juristinnenvereinigung: 
Europäische Juristinnen auf dem Vormarsch 
Februar 2000 

00-03 über den Kongress zur Gründung einer Europäischen 
Juristinnenvereinigung EWLA (European Woman Lawyers 

Association) vom 17. - 19. März 2000 in Berlin 
März 2000  

00-04 Europäische Juristinnenkonferenz zum Thema Gewalt gegen 
Frauen und Kinder 
Mai 2000 

00-05 zum Rentenkonzept der Bundesregierung: djb warnt vor 
nachteiligen Folgen der geplanten privaten Zusatzversicherung für 
Frauen. 
Mai 2000  

00-06 Krankenkassen müssen Riesters Rentenpläne mitfinanzieren. Die 
„Dritte Säule“ in der Rentenversicherung erhöht die 
Sozialbeiträge. 
Juni 2000  

00-07 djb stellt Gegenmodell zum Rentenkonzept der Bundesregierung 
vor. 
Juni 2000  

00-08 89 % der befragten djb-Mitglieder halten die Prostitution nicht für 
sittenwidrig. 
September 2000  

00-09 Rentenreform 2000 - djb entwirft kostenneutrales Gegenmodell 
für eine eigenständige Alterssicherung der Frau 
September 2000  

Stellungnahmen 2000 

00-01 Stellungnahme im Verfahren 1 BvR 1036/99 
(Verfassungsbeschwerde) gegen die Entscheidung des 
Bundesverwaltungsgerichts vom 18.2.1999 (3 C 10/98) zur Frage 
der Zulässigkeit eines Vollzeiterfordernisses in der ärztlichen Aus- 
und Weiterbildung 
Januar 2000  

00-02 zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des 
Bundeserziehungsgeldgesetzes (Stand 1. Februar 2000) 
März 2000  
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00-03 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Zivilprozesses (Stand 23.12.1999)  
März 2000  

00-04 Stellungnahme der Europa-Kommission des djb zur Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union 
Mai 2000  

00-05 Gesetzentwurf der Kommission „Ältere Menschen“ zum ärztlichen 
Behandlungsvertrag unter besonderer Berücksichtigung der 
Patientenrechte und unter Einbeziehung der Sterbebegleitung. 
Stand Juni 2000  

00-06 zur Neufassung des Heimgesetzes. 
Juni 2000  

00-07 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung von 
Rechtsfragen auf dem Gebiet der internationalen Adoption vom 
3.1.2000 
Juni 2000  

00-08 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des 
zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten sowie zur Erleichterung 
der Überlassung der Ehewohnung bei Trennung 
Juni 2000  

00-09 Stellungnahme zur Pflegeversicherung im Verfahren 1 BvR 
1629/94, 1 BvR 1681/94, 1 BvR 2491/94, 1 BvR 24/95, 1 BvR 
2014/95, 1 BvR 81/98 (Langfassung) 
Juli 2000 

00-09a Stellungnahme im Verfahren zur Pflegeversicherung vor dem 
Bundesverfassungsgericht am 4. Juli 2000 (Kurzfassung) 
Juli 2000  

00-10 zu den Entwürfen der Fraktion der PDS vom 08.12.1999 und der 
Fraktion der SPD vom 02.02.2000 zur Änderung des Gesetzes zur 
Förderung von Frauen und der Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf im öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen (SächsFFG) vom 
31.03.1994 
Juli 2000  

00-11 Stellungnahme in den Verfahren 1 BvR 355/00, 1 BvR 409/00, 1 BvR 
674/00 (Verfassungsbeschwerden gegen Versagung der 
Umwandlung eines über dem 1½-fachen des Regelbetrags 
liegenden Alttitels in einem dynamisierungsfähigen Titel gemäß Art. 
5 § 3 Abs. 1 KindUG) 
August 2000  

00-12 Stellungnahme der Kommission Europa des djb zur Charta der 
Grundrechte der Europäischen Union, Stand 15. August 2000 (vgl. 
auch die grundlegende Stellungnahme Nr. 00/08) 
August 2000  

00-13 djb-Modell für eine geschlechtergerechte Rentenreform 
(Kommission Familienlastenausgleich des djb) 
September 2000  

00-14 zum Antrag der Fraktion Bündnis 90 / Die Grünen des Landtages 
Rheinland-Pfalz vom 14.09.1999 – Drucksache 13/4666 – 
Frauenförderung durch Auftragsvergabe – Schritte zur 
tatsächlichen Gleichberechtigung im Rahmen der öffentlichen 
Anhörung vor dem Ausschuss für Frauenfragen des Landtages 
Rheinland-Pfalz am 28. November 2000 
November 2000  

00-16 Stellungnahme in den Verfahren 1 BvL 23/96, 1 BvR 152/95 u.a. 
(zur Frage der Verfassungsmäßigkeit von § 1616 Abs. 2 BGB a.F. / § 
1617 Abs. 1 BGB n.F. - Ausschluss eines Doppelnamens für das 
Kind - und von § 1355 Abs. 2 BGB - Ausschluss eines echten 
Doppelnamens als gemeinsamer Ehename) 
November 2000  

00-17 zum Gesetzentwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/ DIE 
GRÜNEN: Entwurf eines Gesetzes zur Reform der gesetzlichen 
Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 
Altersvorsorgevermögens – Drucksache 14/4595 – und zum Antrag 
der Fraktion der CDU/CSU: Verbesserung der Nachhaltigkeit in der 
Alterssicherung durch eine  
gerechte und sozialverträgliche Rentenpolitik – Drucksache 
14/1310 – im Rahmen der öffentlichen Anhörung des Ausschusses 
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für Arbeit und Sozialordnung am 11. Dezember 2000 
Dezember 2000  

00-18 zum Entwurf eines Gesetzes zur Durchsetzung der Gleichstellung 
von Frauen und Männern (Gleichstellungsdurchsetzungsgesetz - 
DGleiG) - Stand 03.11.2000 
Dezember 2000  

00-19 Stellungnahme der Kommission Europa und des Arbeitsstabs 
Arbeits- und Wirtschaftsrecht des djb zur Änderung der Richtlinie 
76/207/EWG 
Dezember 2000  

Pressemitteilungen 2001 

01-01 djb fordert geschlechterneutrale Tarife für die private 
Altersvorsorge 
15. Februar 2001 

01-02 zu den Schlussanträgen des Generalanwalts Siegbert Alber vom 
22.02.01 in der beim EuGH anhängigen Rechtssache C-366/99 
Februar 2001 

01-03 zum Offenen Brief an die Senatorinnen Sager und Peschel-Gutzeit 
in Sachen Täter-Opfer-Ausgleich bei häuslicher Gewalt 
März 2001 

01-04 zu den Vorschlägen der CDU, von allen Männern genetische 
Fingerabdrücke in einer Gen-Datei zu speichern 
März 2001 

01-05 zu den Urteilen des Bundesverfassungsgerichts in den Verfahren 1 
BvR 1629/94 u.a. zur Pflegeversicherung vom 3. April 2001. djb 
warnt vor Überinterpretation der Urteile des BVerfG. 
April 2001 

01-06 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Zweites Gesetz zur 
Familienförderung. djb fordert Nachbesserungen für Frauen und 
Familien durch ein schlüssiges Konzept des Kinderlastenausgleichs.  
Mai 2001 

01-07 djb begrüßt die Entscheidung des BGH zur Berechnung des 
nachehelichen Unterhalts. 
Juni 2001 

01-08 zur Vereinbarung zwischen der Bundesregierung und den 
Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft zur Förderung der 
Chancengleichheit von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft. 
Juli 2001 

01-09 Zuwanderungskommission übergeht Frauen. 
Juli 2001 

01-10 Pressemitteilung: djb fordert Abzugsfähigkeit von 
Kinderbetreuungskosten ab der ersten Mark. 
Juli 2001 

01-11 Margret Diwell zur ersten djb-Präsidentin gewählt. 
September 2001 

01-12 Zuwanderungsgesetz übergeht Frauen – djb plädiert gegen 
übereiltes Gesetzgebungsverfahren. 
September 2001 

01-13 djb fordert Nachbesserungen beim Job-AQTIV-Gesetz. 
Oktober 2001 

Stellungnahmen 2001 

01-01 Stellungnahme in dem Verfahren 1 BvR 1275/97 
(Verfassungsbeschwerde gegen die BarwertVO 
Januar 2001 

01-02 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur 
Verbesserung des zivilgerichtlichen Schutzes bei Gewalttaten und 
Nachstellungen sowie zur Erleichterung der Überlassung der 
Ehewohnung bei Trennung (Stand: 13.12.2000) 
Januar 2001 

01-03 zu Änderungsanträgen der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90 / DIE 
GRÜNEN zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der gesetzlichen 
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Rentenversicherung und zur Förderung eines kapitalgedeckten 
Altersvorsorgevermögens  (Altersvermögensgesetz - AVmG) - 
Ausschussdrucksache 14/1151 
(insbesondere: Vorschlag für geschlechtergerechte Tarife in der 
freiwilligen kapitalgedeckten privaten Altersvorsorge) 
Januar 2001 

01-04 zum Urteil des BVerfG vom 06.02.2001 – 1 BvR 1292 – (zur Frage 
der Überprüfung der Verfassungsmäßigkeit von Eheverträgen) 
Februar 2001 

01-05 zum Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 789/96 (zur Problematik der 
Geschiedenenwitwenrenten in den neuen Bundesländern) 
Februar 2001 

01-06 Offener Brief an die Senatorinnen Sager und Peschel-Gutzeit in 
Sachen Täter-Opfer-Ausgleich bei häuslicher Gewalt 
März 2001 

01-07 zu den Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 105/95, 1 BvR 559/95, 1 
BvR 457/96 (Berechnungsmethode des nachehelichen Unterhalts) 
März 2001 

01-08 zum Entwurf des Zweiten Gesetzes zur Änderung des Sicherheits- 
und Ordnungsgesetzes des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
März 2001 

01-09 zu dem Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 1493/96 (Umgangsrecht 
des biologischen Vaters mit dem als ehelich geltenden Kind)  
März 2001 

01-10 zu dem Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 2298/94 (Berechnung des 
Geschiedenenunterhalts)  
April 2001 

01-11 zu dem Verfahren vor dem BVerfG 1 BvR 108/96 (Art. 3 Abs. 2 Satz 
1 GG,  Art. 103 Abs. 1 GG, Art 15 EGBGB, Art. 220 Abs. 3 EGBGB - 
Wahl der anzuwendenden Rechtsordnung)  
Mai 2001 

01-12a zur Rolle der Sozialpartner bei der Rechtsetzung im Bereich der 
Sozialpolitik – Vorschläge zur Reform des Sozialen Dialogs 
August 2000 

01-12b Informal translation of the opinion of djb adopted by the 
Commission on European Affairs of djb concerning the reform of 
social dialogue on Community level  
Mai 2001 

01-13 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Personenstandsgesetzes (BT-Drs. 14/4425)  
Mai 2001 

01-14 zum Konzept der Familienoffensive der CDU/CSU-
Bundestagsfraktion (im Rahmen der fraktionsoffenen Anhörung 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion am 31.05.2001) 
Mai 2001 

01-15 zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Familienförderung (BT-
Drucksche 14/6160) – Anhörung des Finanzausschusses des 
Deutschen Bundestages 
Juni 2001 

01-16 zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des zivilrechtlichen 
Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur 
Erleichterung der Überlassung  der Ehewohnung bei Trennung 
(Drs. 14/5429 – Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages am 20.06.2001 
Juni 2001 

01-17 zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Verbesserung der 
rechtlichen und sozialen Situation der Prostituierten (Drs. 
14/5958) und zum Entwurf eines Gesetzes zur beruflichen 
Gleichstellung von Prostituierten und anderer sexueller 
Dienstleistender (Drs. 14/4456) – Anhörung des 
Bundestagsausschusses für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
am 20.06.2001 
Juni 2001 
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01-18 Stellungnahme der Kommission Europa zum Protokoll Nr. 12 zur 
Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
Juli 2001 

01-19 zu dem Vorlageverfahren 1 BvL 20/99 und den 
Verfassungsbeschwerdeverfahren 1 BvR 1028/99, 1 BvR 1248/99, 1 
BvR 1805/00, 1 BvR 2095/00 sowie 1 BvR 933/01 vor dem BVerfG 
zu der Frage der Verfassungsmäßigkeit der §§ 1626 a, 1672 BGB - 
Alleinsorge der „nichtehelichen“ Mutter. 
August 2001 

01-20 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Steuerung und 
Begrenzung der Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthaltes 
und der Integration von Unionsbürgern und Ausländern 
(Zuwanderungsgesetz) 
September 2001 

01-21 zum Entwurf eines zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Mutterschutzrechts, Referentenentwurf Stand 1. Augsut 2001 
September 2001 

01-22 zu der Verfassungsbeschwerde 1 BvR 193/97 – aus der Vorehe 
erworbener Ehename als neuer Ehename 
Oktober 2001 

01-23 zum Entwurf einer Ersten Verordnung zur Durchführung des 
Betriebsverfassungsgesetzes (Wahlordnung – WO) 
Oktober 2001 

01-24 zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform der 
arbeitsmarktpolitischen Instrumente („Job-Aqtiv-Gesetz“, BT-
Drucksache 14/6944) – Öffentliche Anhörung des Ausschusses für 
Arbeit und Sozialordnung des Deutschen Bundestages am 15. 
Oktober 
Oktober 2001 

01-25 Stellungnahme aus Anlass der öffentlichen Anhörung der 
Ausschüsse für Frauenpolitik (FF), für Innere Verwaltung und 
Verwaltungsstrukturreform und für Kinder, Jugend und Familie des 
Landtags NRW zum Thema "Häusliche Gewalt" am 25./26. Oktober 

2001 in Düsseldorf. 
Oktober 2001 

01-26 zur Änderung der Richtlinie 76/207/EWG – Annex. 
Oktober 2001 

01-26e Statement Concerning Directive 76/207/EEC – Annex – informal 
translation. 
Oktober 2001 

01-27 Stellungnahme des djb zur Debatte über die Zukunft Europas. 
November 2001 

01-27e Statement of the djb concerning the debate on the future of 
Europe – informal translation. 
November 2001 

01-28 zur Lage in Afghanistan. 
November 2001 

01-29 zum Entwurf der Elterzeitlandesverordnung Mecklenburg-
Vorpommern 
Dezember 2001 

Pressemitteilungen 2002 

02-01 zum Ausschluss von Doppelnamen für Kinder (Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts 1 BvL 23/96 vom 30.1.2002) 
Januar 2002 

02-02 Juristinnenbund unterstützt Verfassungsbeschwerden der 
Alleinerziehenden und fordert schnelle gesetzliche Korrekturen 
Februar 2002 

02-03 Konvent. djb fordert mehr Demokratie sowie Nähe zu den 
Bürgerinnen und Bürgern in der Europäischen Union 
Februar 2002 

02-04 zum Bericht zur Berufs- und Einkommenssituation von Frauen und 
Männern des BMFSFJ vom 24. April 2002 
Mai 2002 
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02-05 anlässlich der Verabschiedung der Richtlinie des Rates und des 
Europäischen Parlamentes zur Änderung der Richtlinie 
76/207/EWG (Gleichbehandlungs-Richtlinie) 
Juni 2002 

02-06 zu den Vorschlägen der Hartz-Kommission: djb warnt vor 
frauenpolitischen Verschlechterungen durch Hartz-Vorschläge 
August 2002 

02-07 zur Vorstellung der Vorschläge der Hartz-Kommission: djb kritisiert 
das Verfahren der Hartz-Kommission und fordert frauenpolitische 
Korrekturen 
August 2002 

02-08 zum Koalitionsvertrag: Juristinnenbund fordert die Umgestaltung 
des Ehegattensplittings zu einer Individualbesteuerung 
Oktober 2002 

02-09 Offener Brief an die Bundesregierung und den Bundestag: 
Arbeitslose Frauen – erste Verliererinnen der Wahl 
November 2002 

02-10 Zuwanderungsgesetz nichtig – der djb nimmt Stellung 
Dezember 2002 

Stellungnahmen 2002 

02-01 zum Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkommen über 
Menschenrechte und Biomedizin des Europarates, hier: 
Zusatzprotokoll zur Biomedizinischen Forschung nebst Entwurf 
eines Erläuternden Berichts 
Januar 2002 

02-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Steuerung und Begrenzung der 
Zuwanderung und zur Regelung des Aufenthaltes und der 
Integration von Unionsbürgern und Ausländern 
(Zuwanderungsgesetz) der Fraktionen SPD und Bündnis 90/DIE 
GRÜNEN (BT Drs. 14/7387 vom 8. November 2001) 
Januar 2002 

02-03 zum Entwurf der Richtlinien über die dienstliche Beurteilung der 
Beamten und  Arbeitnehmer des Landes Mecklenburg-
Vorpommern (Beurteilungs-Richtlinien – BeurtRL) 
Februar 2002 

02-04 zum Diskussionsentwurf eines Gesetzes zur Verhinderung von 
Diskriminierungen im Zivilrecht (Stand 10.12.2001) 
Februar 2002 

02-05 zum Entwurf eines Ausführungsgesetzes zum 
Bundesdisziplinargesetz (BDGAG M-V), Az: III 101/2030- 8 SH/2 
Februar 2002 

02-06 zum Haager Übereinkommen vom 19. Oktober 1996 
(Kinderschutzübereinkommen), Vorschlag der Kommission für eine 
Verordnung des Rates über die Zuständigkeit und die Anerkennung 
und Vollstreckung von Entscheidungen über die elterliche 
Verantwortung (KOM 2001 505 end vom 6. September 2001), 
Entwurf einer Verordnung des Rates über die gegenseitige 
Vollstreckung von Entscheidungen über das Umgangsrecht 
Februar 2002 

02-07 zur Berücksichtigung sozialer Belange bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge. Mitteilung der Kommission über die Auslegung des 
gemeinschaftlichen Vergaberechts und die Möglichkeiten zur 
Berücksichtigung sozialer Belange bei der Vergabe öffentlicher 
Aufträge vom 15. Oktober 2001 (KOM (2001) 566 endg.). Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über 
die Koordinierung der Verfahren zur Vergabe öffentlicher 
Lieferaufträge, Dienstleistungsaufträge und Bauaufträge vom 10. 
Mai 2000 (KOM (2000) 275 endg.). 
März 2002 

02-07e Statement concerning the integration of social considerations into 
public procurements. Interpretative communication of the 
Commission on the Community law applicable to public 
procurement and the possibilities for integrating social 
considerations into public procurement, 15 October 2001 (COM 
(2001) 566 final). Proposal for a Directive of the European 
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Parliament and of the Council on the coordination of procedures 
for the award of public supply contracts, public service contracts 
and public works contracts, 10 May 2000 (COM (2000) 275 final). 
März 2002 

02-08 zur Öffentlichen Anhörung zu dem Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Steuerbeamten-Ausbildungsgesetzes – BT-Drs. 
14/8286, hier: zum Änderungsantrag der Fraktionen SPD und 
BÜNDNIS 90 / DIE GRÜNEN auf Streichung des 32 Abs. 7 Satz 6 EstG 
April 2002 

02-09 zur öffentlichen Anhörung des Innenausschusses des Hessischen 
Landtages am 29. Mai 2002, Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU 
und der F.D.P. für ein Gesetz zum effektiveren Schutz der 
Bevölkerung vor häuslicher Gewalt – Drucks. 15/3650–. 
Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Hessisches Gesetz zur 
Verbesserung des Schutzes vor häuslicher Gewalt – Drucks. 
13/3583–. –. Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis 90 / DIE GRÜNEN 
für ein Gesetz zur Änderung des Hessischen Gesetzes über die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung – Drucks. 13/3640–. 
Mai 2002, 

02-10 zum geänderten Vorschlag der Europäischen Kommission für eine 
Richtlinie des Rates betreffend das Recht auf 
Familienzusammenführung vom 30. April 2002 (KOM (2002) 225 
endg.) 
Juni 2002 

02-11 Offener Brief an den Vorsitzenden der Kommission „Moderne 
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“, Dr. Peter Hartz 
August 2002 

02-12 zum Schreiben des BMJ vom 27. Juni 2002. Entwurf einer 
Verordnung über die Zuständigkeit, Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen über die elterliche 
Verantwortung. Neuer Kommissionsvorschlag vom 3. Mai 2002. 
August 2002 

02-13 zur Reform des Verfahrens der Freiwilligen Gerichtsbarkeit, BMJ R 
A 5 – 3800/9 III – 6 – R5 426/2002 
Oktober 2002 

02-14 Offener Brief an die Bundesregierung: Arbeitslose Frauen werden 
erste Verliererinnen der Wahl 
November 2002 

02-15 zu den den BVerfG-Verfahren 1 BvL 20/99 und 1 BvR 933/01 
mündliche Verhandlung am 19. November 2002 
November 2002 

02-16 Schreiben an das Bundesministerium der Justiz vom 20. November 
2002: Betr. I A 3 – 3460/10-20, Reform des Versorgungsausgleichs 
– Ausgleich nicht volldynamischer Anrechte im Sinne von § 1587 a 
Abs. 3 Nr. 2, Abs. 4 BGB nach dem Unwirksamwerden der Barwert-
VO mit dem 01.01.2003 
November 2002 

Pressemitteilungen 2003 

03-01 Vorentwurf des Verfassungsvertrages der Europäischen Union 
benennt die Gleichstellung von Frauen und Männern nicht als Ziel 
der Union 
Januar 2003 

03-02 Pressemitteilung: Stellungnahme des djb zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern in einer europäischen Verfassung 
Februar 2003 

03-03 Steuerpolitische Forderungen aus Frauensicht. Zugleich Replik auf 
Interview von Bundesministerin Renate Schmidt mit der 
Frankfurter Rundschau, 27.2.03 
Februar 2003 

03-04 zu den Ergebnissen der Rürup-Kommission vom 9. April 2003 
April 2003 

03-05 Kompromiss zur Gesundheitsreform – kein großer Wurf, sondern 
eine große Enttäuschung  
Juli 2003 
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03-06 zum geplanten Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission 
zur Gleichstellung der Geschlechter 
August 2003 

03-07 djb-Formular Patientenverfügung und Vorsorgevollmacht 
August 2003 

03-08 Pressemitteilung (zum Kongressbeginn) 
September 2003 

03-09 35. Kongress des Deutschen Juristinnenbundes (djb) am 25. 9. 2003 
eröffnet 
September 2003 

03-10 35. Kongress und Mitgliederversammlung des djb vom 25. bis 28. 
September 2003 in Berlin 
September 2003 

03-11 Juristinnenbund fordert Nachbesserungen für Frauen und Familien 
beim Haushaltsbegleitgesetz und den neuen Hartz-Gesetzen 
Oktober 2003 

03-12 Ausgestaltung der Zuschusspflicht der Arbeitgeber zum 
Mutterschaftsgeld verfassungswidrig – djb begrüßt das Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts – 
Dezember 2003 

Stellungnahmen 2003 

03-01 Stellungnahme des djb zum Vorentwurf des Verfassungsvertrages, 
Gleichstellung von Frauen und Männern 
Februar 2003 

03-01e Reflexionspapier zur Stellungnahme 03-01: Furthering Equalitiy, 
especially Gender Equality, in the European Union. Contribution by 
the German Women Lawyer’s Association to the European 
Convention – explanatory memorandum 
Februar 2003 

03-02 zum Verfahren 1 BvR 774/02 
Februar 2003 

03-03 Stellungnahme der Strafrechtskommission des djb zu den 
Entwürfen zur Reform des Sexualstrafrechts 
März 2003 

03-04 Stellungnahme der Strafrechtskommission des Deutschen 
Juristinnenbundes zur geplanten Novellierung der Straftatbestände 
im Bereich Menschenhandel 
April 2003 

03-05 Forderungen des Deutschen Juristinnenbundes (djb) zur 
Beseitigung des Pflegekräftemangels 
April 2003 

03-06 zu einer Anfrage von Bündnis 90/Die Grünen zum zivilrechtlichen 
Antidiskriminierungsgesetz 
April 2003 

03-07 Forderungen des Deutschen Juristinnenbundes zur 
Gesundheitsreform 
Mai 2003 

03-08 Stellungnahme zu den Vorschlägen des Präsidiums des Konvents zu 
einem Raum der Sicherheit, der Freiheit und des Rechts (CONV 
614/03) 
Mai 2003 

03-09 zum Gesetzesänderungsentwurf zu Verbesserungen der Verfahren 
und der Durchsetzung familiengerichtlicher Anordnungen im 
Anwendungsbereich des SorgeRÜbkAG und AVAG 
Juni 2003 

03-10 zum Entwurf eines Gesetzes zur Einführung einer 
Übergangsregelung zum Kindschaftsrechtsreformgesetz für nicht 
verheiratete Eltern 
Juni 2003 

03-11 zum Entwurf der Landesverordnung über die Nebentätigkeit der 
Beamten des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
(Nebentätigkeitslandesverordnung – NLVO M-V) 
Juli 2003 



Seite 22 von 76 

03-12 zum Umsetzungsbedarf der Richtlinien 2002/73/EG, 2000/43/EG 
und 2000/78/EG im Rahmen des öffentlichen Fachgesprächs des 
Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen am 10.7.2003 in Berlin 
Juli 2003 

03-13 zu Art. 3 Änderung des Landesrichtergesetzes des Landes 
Mecklenburg-Vorpommern 
Juli 2003 

03-14 zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Sanktionenrechts 
(Referentenentwurf für einen Gesetzentwurf der Bundesregierung; 
Stand: Juni 2003) 
Juli 2003 

03-15 zu dem Abschlussbericht der Bund-Länder-Arbeitsgruppe 
„Betreuungsrecht“ 
August 2003 

03-16 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über die 
Anfechtung der Vaterschaft und das Umgangsrecht von 
Bezugspersonen des Kindes (Beschluss des BVerfG vom 9. April 
2003: GZ: 1 BvR 1493/96, 1 BvR 1724/01) 
August 2003 

03-17 zu dem „Optionspapier zur Vereinfachung und Verbesserung der 
Rechtsvorschriften zur Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern“, vorgelegt von der Europäischen Kommission 
September 2003 

03-18 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der 
Rechte von  
Verletzten im Strafverfahren (Opferrechtsreformgesetz) 
September 2003 

03-19 für die Regierungskonferenz zum Entwurf eines Vertrages über 
eine Verfassung für Europa vom 18. Juli 2003 (CONV 850/03) 
September 2003 

03-20 Stellungnahme zum Entwurf eines Haushaltsbegleitgesetzes 2004 
(Haushaltsbegleitgesetz 2004 – HbeglG 2004) 
Oktober 2003 

03-21 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der §§ 1360, 1360 a 
BGB „Gläsernes Ehegattenkonto“ – BT-Drucksache 15/403 zu der 
öffentlichen Anhörung durch den Rechtsausschuss des Deutschen 
Bundestages am 22. Oktober 2003 
Oktober 2003 

03-22 zur Bestimmung des Nachnamens aus einer geschiedenen Ehe zum 
Ehenamen. Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes in der 
mündlichen Verhandlung vom 4.11.2003 im Verfahren 1 BvR 
193/97 
November 2003 

03-23 Stellungnahme der RG Münster zur drohenden Schließung der 
Frauenhaus-Beratungsstellen Münster für den Bereich häusliche 
Gewalt 
Dezember 2003 

Pressemitteilungen 2004 

04-01 zum Opferrechtsreformgesetz 
März 2004 

04-02 Mangelnde Präsenz von Frauen in der neuen EU-Kommission ist 
undemokratisch 
August 2004 

04-03 Diskriminierungspotential wird nicht zur Kenntnis genommen 
Oktober 2004 

04-04 10 Jahre Gleichstellungsgebot im Grundgesetz 
Oktober 2004 

Stellungnahmen 2004 

04-01 zur öffentlichen Anhörung des BT-Finanzausschusses am 28. Januar 
2004 zum Entwurf eines Alterseinkünftegesetzes (BT Drs. 15/2150) 
(schriftlich) 
Januar 2004 

04-02 zur öffentlichen Anhörung des BT-Finanzausschusses am 28. Januar 
2004 zum Entwurf eines Alterseinkünftegesetzes (BT Drs. 15/2150) 
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(mündlich) 
Januar 2004 

04-03 zu einer zivilrechtlichen Antidiskriminierungsgesetzgebung. 
Fachgespräch zwischen Wissenschaftlern, Vertretern 
gesellschaftlicher Gruppen und Betroffenen auf Einladung der SPD-
Bundestagsfraktion am 2. Februar 2004 in Berlin 
Februar 2004 

04-04 zur Einführung von Unisex-Tarifen in der privaten 
Versicherungswirtschaft. 
Februar 2004 

04-05 zur Bilanz 2003 der Vereinbarung zwischen der Bundesregierung 
und den Spitzenverbänden der deutschen Wirtschaft zur Förderung 
der Chancengleichheit von Frauen und Männern in der 
Privatwirtschaft 
Februar 2004 

04-06 zum Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des 
Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Männern beim 
Zugang zu und bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen 
– KOM (2003) 657 endg. vom 5. November 2003 –  
März 2004 

04-07 zur Reform der Strafvorschriften über den Menschenhandel und 
Vorschlag des Deutschen Juristinnenbundes 
März 2004 

04-08 zum sechsten Bericht über die Umsetzung des LGG Berlin.  
Anhörung des Ausschusses für Arbeit, berufliche Bildung und 
Frauen am 31.3.2004 im Abgeordnetenhaus von Berlin 
März 2004 

04-09 zum Entwurf eines Gesetzes zum Internationalen Familienrecht 
April 2004 

04-10 zum Verfahren 1 BvL 10/01 
April 2004 

04-11 Stellungnahme (2) zum Entwurf eines ... 
Strafrechtsänderungsgesetzes - §§ 180b, 181 StGB (... StrÄndG) mit 

Synopse über bisherige Vorschläge 
Mai 2004 

04-12 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Abgabenordnung 
(BT-Drucksache 15/904) bzw. zum Änderungsantrag der Fraktionen 
der SPD und BÜNDNIS 90/Die Grünen 
Öffentliche Anhörung des Finanzausschusses des Deutschen 
Bundestages am 26. Mai 2004 – hier: Stellungnahme zur Änderung 
des § 24 b EstG 
Mai 2004 

04-13 Berücksichtigung des Aufziehens von Kindern in der 
Pflegeversicherung: djb-Vorschlag zur Umsetzung der 
Pflegeversicherungs-Entscheidungen des 
Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 3. April 2001 
Juni 2004 

04-14 zum Abschlussbericht der Kommission zur Reform des 
Versicherungsvertragsrechts (VVG-Kommission) vom 19. April 2004 
Juni 2004 

04-15 zur Arbeitsmarkt-, Renten- und Gleichstellungspolitik 
August 2004 

04-15e Labour Market, Social Security and Equal Opportunity Policy 
August 2004 

04-16 zum Entwurf des Landesdisziplinargesetzes Mecklenburg-
Vorpommern 
August 2004 

04-17 zu dem von der Europäischen Kommission vorgelegten Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rats zur 
Verwirklichung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen 
KOM(2004)279 endgültig vom 21. April 2004 
September 2004 

04-18 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zum qualitätsorientierten 
und bedarfsgerechten Ausbau der Tagesbetreuung und zur 
Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe 
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(Tagesbetreuungsausbaugesetz – TAG) 
September 2004 

04-19 Zum aktuellen Stand der Umsetzung des Gewaltschutzgesetzes. 
Länderumfrage des Deutschen Juristinnenbundes, Kommission 
Gewalt gegen Frauen und Kinder 
Oktober 2004 

04-20 Thesenpapier „Zukunft Familie – Gemeinsamer familienpolitischer 
Aufbruch in Europa“, Europäische Ministerkonferenz am 2. 
Dezember 2004 in Berlin 
Dezember 2004 

Pressemitteilungen 2005 

05-01 djb begrüßt Verbot heimlicher Vaterschaftstests 
Januar 2005 

05-02 djb begrüßt Entwurf des AntidiskriminierungsG und fordert 
Nachbesserungen 
März 2005 

05-03 Horizontalen Ansatz beibehalten: Pressemitteilung des Netzwerks 
für ein Antidiskriminierungsgesetz (Bundesarbeitsgemeinschaft der 
Seniorenorganisationen (BAGSO), Deutscher Frauenrat, Deutscher 
Juristinnenbund, Global African Congress, Lesben- und 
Schwulenverband in Deutschland (LSVD), Netzwerk Artikel 3, 
Sozialverband Deutschland, Sozialverband VdK Deutschland, 
Türkische Gemeinde in Deutschland, Weibernetz 
(Interessenvertretung behinderter Frauen) 
März 2005 

05-04 Große Freude über die heute veröffentlichte Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Anwaltsversorgung 
Juni 2005 

05-05 Stellungnahme zum Richtlinienvorschlag der EU-Kommission 
(Zusammenfassung der Frauenbeschäftigungsrichtlinien) 
September 2005 

05-06 Der Deutsche Juristinnenbund begrüßt den Entwurf einer Charta 
der Rechte hilfe- und pflegebedürftiger Menschen, fordert aber 
Nachbesserungen 
September 2005 

05-07 Pressemitteilung (am Tag vor dem Kongress) 
September 2005 

05-08 36. Kongress des Deutschen Juristinnenbundes (djb) am 22. 9. 2005 
eröffnet 
September 2005 

05-09  Jutta Wagner zur Präsidentin des djb gewählt 
September 2005 

05-10 Pressemitteilung Juristinnenlexikon 
Dezember 2005 

05-11 In letzter Minute: Gesetzgeber reagiert mit dem AAG auf den 
Auftrag des Bundesverfassungsgerichts zu einer 
diskriminierungsfreien Neuregelung des Zuschusses der 
Arbeitgeber zu den Mutterschaftsleistungen 
Dezember 2005 

Stellungnahme 2005 

05-01 zum Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt KOM (2004) 2 endgültig/2 vom 
25.2.2004 
Januar 2005 

05-02 zum Abschlussbericht der Kommission Strukturreform des 
Versorgungsausgleichs vom 27. Oktober 2004 
Januar 2005 

05-03 zum Entwurf eines dritten Gesetzes zur Änderung des 
Betreuungsrechtes 
Januar 2005 

05-04 zur dienstlichen Beurteilung – Gleichstellungsrelevante 
Gesichtspunkte zur Vermeidung der Diskriminierung von 
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Beamtinnen 
Februar 2005 

05-05 zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung europäischer 
Antidiskriminierungsrichtlinien ADG-E vom 16.12.2004 
Februar 2005 

05-06 zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
Februar 2005 

05-07 zum Thema: Bekämpfung von Stalking 
Juni 2005 

05-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur Novellierung der forensischen 
DNA-Analyse 
Juni 2005 

05-09 zu dem Vorschlag der Kommission für eine Richtlinie über 
Dienstleistungen im Binnenmarkt KOM (2004) 2 endgültig/2 vom 
25.2.2004 unter Berücksichtigung der Berichtsentwürfe Gebhardt 
vom 11.5.2005 und van Lancker vom 10.5.2005 
Juni 2005 

05-10 Ergänzende Stellungnahme zum Thema: Bekämpfung von Stalking – 
Optimierung des Gewaltschutzgesetzes 
August 2005 

05-11 zum Schreiben des BMJ vom 25.5.2005 betreffend Grünbuch der 
Kommission über das anzuwendende Recht und die gerichtliche 
Zuständigkeit in Scheidungssachen 
August 2005 

05-12 zu dem von der Europäischen Kommission vorgelegten Vorschlag 
für eine Richtlinie des Europäischen Parlamentes und des Rates zur 
Verwirklichung der Chancengleichheit und Gleichbehandlung von 
Männern und Frauen in Arbeits- und Beschäftigungsfragen 
KOM(2004) 279 endg. vom 21. April; hier: Legislative Erschließung 
des Europäischen Parlamentes vom 6. Juli 2005 
September 2005 

05-12e Statement on a proposal for a directive of the European Parliament 
and of the Council on the implementation of the principal of equal 
opportunities and equal treatment of men and women in matters 
of employment and occupation (recast version) submitted by the 
European Commission COM (2004) 279 final, 21 April 2004 – 
legislative decision of the European Parliament as of 6 July 2005 
September 2005 

05-13 zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung der Verwaltung 
des Landes Mecklenburg-Vorpommern – Drucksache 4/1710 
September 2005 

05-14 zum Entwurf einer Verordnung zur Änderung der 
Niedersächsischen Sonderurlaubsverordnung 
September 2005 

05-15 zum Entwurf einer Ersten Landesverordnung zur Änderung der 
Elternzeitlandesverordnung sowie einer Zweiten Verordnung zur 
Änderung der Mutterschutzverordnung 
Oktober 2005 

05-16 zum Entwurf einer Novelle des Niedersächsischen 
Gleichberechtigungsgesetzes (NGG) 
November 2005 

05-17 Attn: UN Division for the Advancement of Women, daw@un.org 
From: German Women Lawyers Association (djb) Commission on 
violence against women and children, c/o Commission 
chairwoman Dagmar Freudenberg (designated prosecuting 
attorney for intimate partner violence and sexualized violence in 
Göttingen/Germany), geschaeftsstelle@djb.de 
Ref: Study on violence against women 
October 15, 2005 

Pressemitteilungen 2006 

06-01 djb fordert Abzug von Kinderbetreuungskosten als 
Werbungskosten vom ersten Euro an 
Januar 2006 
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06-02 „Vollrente“ ab 67 oder mit 45 Beitragsjahren. Männer können das 
schaffen – Frauen auch, aber besser ohne Kinder 
Februar 2006 

06-03 Juristinnenbund unterstützt die Abzugsfähigkeit berufsbedingter 
Kinderbetreuungskosten als einen Meilenstein der Gesetzgebung 
März 2006 

06-04 „Scheidung light“ wird zum Bumerang‘ 
März 2006 

06-05 djb begrüßt neuen Entwurf für ein Allgemeines 
Diskriminierungsgesetz 
Mai 2006 

06-06 djb begrüßt Änderungen im Landesgleichstellungsgesetz Berlin 
Mai 2006 

06-07 Monika Harms erste Generalbundesanwältin 
Mai 2006 

06-08 zum geplanten Elterngeld – Gespräch mit den Verbänden im 
BMFSFJ am 31. Mai 2006 – 
Mai 2006 

06-09 § 20 AGG – Kosten der Mutterschaft müssen auch von Männern 
getragen werden 
Juni 2006 

06-10 Kann Familiensplitting fortschrittlich sein? 
Juni 2006 

06-12 Benennt Union Bundesrichterin für Verfassungsgericht?! 
August 2006 

06-13 Seyran Ates – Das darf nicht wahr bleiben 
September 2006 

06-14 Juristinnenbund begrüßt Vorschläge des Sozialministeriums zum 
Gleichberechtigungsgesetz 
September 2006 

06-15 Sachverständige und Verbände legen gemeinsamen 
Alternativvorschlag für Geschwisterbonus beim Elterngeld vor 
September 2006 

06-16 „Seyran Ates wird unter besseren Bedingungen weiter als Anwältin 
arbeiten“ - Berliner Anwaltsverein und Deutscher Juristinnenbund 
sichern der Frauenrechtlerin erfolgreich ihre Unterstützung zu 
September 2006 

06-16b  

06-17 Reform der Familienbesteuerung – ein Thema des Deutschen 
Juristentags in Stuttgart  
September 2006 

06-18 In Sachen „Heimlicher Vaterschaftstest“ – Verhandlung im 
Verfahren vor dem BVerfG am 21. November 2006  
November 2006 

06-19 9 Verbände fordern: Kinderförderung statt Ehegattensplitting 
Dezember 2006 

06-20 Juristinnenbund begrüßt die öffentliche Diskussion über 
Zwangsverheiratungen im Hessischen Landtag 
Dezember 2006 

06-21 zur Deutschen Ratspräsidentschaft 
Dezember 2006 

Stellungnahmen 2006 

06-01 zur bevorstehenden Novelle des Hessischen 
Gleichberechtigungsgesetzes (HGlG) 
Januar 2006 

06-02 zur Verlängerung und Neufassung des Bayerischen 
Gleichstellungsgesetzes (BayGlG) 
Februar 2006 

06-03 zum Gesetzentwurf der CDU/CSU und SPD zur steuerlichen 
Förderung von Wachstum und Beschäftigung vom 14. 2. 2006 
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Bundestags-Drucksache 16/643 
März 2006 

06-04 zur 2. Bilanz Chancengleichheit – Frauen in Führungspositionen der 
deutschen Bundesregierung vom Februar 2006-04-03 
April 2006 

06-05 zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die 
Zuständigkeit und das anwendbare Recht in Unterhaltssachen, die 
Anerkennung und Vollstreckung von Unterhaltsentscheidungen 
und die Zusammenarbeit im Bereich der Unterhaltspflichten 
April 2006 

06-06 zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des 
Rahmenbeschlusses des Rates der Europäischen Union zur 
Bekämpfung der sexuellen Ausbeutung von Kindern und der 
Kinderpornographie 
April 2006 

06-07 zum Gesetzentwurf zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften im 
Nieder-sächsischen Beamtengesetz 
April 2006 

06-08 zur Verordnung über den elektronischen Rechtsverkehr in 
Niedersachsen  
(ERWONds) 
April 2006 

06-09 zu den Verfassungsbeschwerdeverfahren 1 BvR 421/05 und 1 BvR 
465/05 
Mai 2006 

06-10 zum Referentenentwurf BMFSFJ eines Gesetzes zur Einführung des 
Elterngeldes vom 12.5.2006 (RE) 
Mai 2006 

06-11 zur öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend am Montag, den 19. Juni 2006 – 
Bekämpfung von Zwangsverheiratungen 
Juni 2006 

06-12 zur geplanten Änderung des Aufenthaltsrechts – zum 
Aufenthaltsrecht von Opfern von Menschenhandel  
Juni 2006 

06-13 zum Entwurf eines Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes vom 
Mai 2006, BR Drs 329/06 
Juni 2006 

06-14 zum ergänzten Referentenentwurf vom 14. Februar 2006 eines 
Gesetzes zur Reform des Verfahrens in Familiensachen und in den 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-
Reformgesetz) 
Juni 2006 

06-15 Hintergrundpapier zur aktuellen Diskussion über eine Reform der 
Besteuerung von Ehe und Familie 
Juni 2006 

06-16 zum Gesetzentwurf der CDU/CSU und SPD zur Einführung eines 
Elterngeldes Bundestags-Drucksache 16/1889 vom 20.6.2006 
Juni 2006 

06-17 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Ergänzung des Rechts 
zur Anfechtung der Vaterschaft vom 4. April 2006-07-21 
Juli 2006 

06-18 zum Entwurf des zweiten Gesetzes zur Änderung des Hessischen 
Gleichberechtigungsgesetzes (HGlG) 
August 2006 

06-19 Entwurf eines Gesetzes zur Einführung des Elterngeldes BT-Drs 
16/1889; hier: Vorschlag einer Neuregelung für kurze 
Geburtenfolgen und Mehrkindfamilien - Offener Brief an die 
Mitglieder des Ausschusses für Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend des Deutschen Bundestages. 
September 2006 

06-20 Die sozialrechtliche Problematik von kurzen Geburtenfolgen und 
Mehrkindfamilien im Elterngeldkonzept – Begründung für die 
Notwendigkeit einer Änderung von § 3 Abs. 4 Entwurf eines 
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Elterngeldgesetzes (EEGG) – (Arbeitspapier) 
September 2006 

06-21 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Regelung der 
Verständigung im Strafverfahren 
September 2006 

06-22 zum Gemeinsamen Standpunkt für den Entwurf einer Richtlinie 
über Dienstleistungen im Binnenmarkt (KOM [2004] 2) 
September 2006 

06-23 zu dem Vorlageverfahren 1 BvL 10/05 zur Frage der 
verfassungsrechtlichen Prüfung des § 8 Abs. 1 Nr. 2 des Gesetzes 
über die Änderung der Vornamen und die Feststellung der 
Geschlechtszugehörigkeit in besonderen Fällen 
(Transsexuellengesetz – TSG) vom 10. September 1980 
September 2006 

06-24 zum Entwurf eines Gesetzes zum Pfändungsschutz der 
Altersvorsorge und zur Anpassung des Rechts der 
Insolvenzanfechtung (BT/Drs. 16/886) – Öffentliche Anhörung im 
BT-Rechtsausschuss am 27.9.2006 –  
September 2006 

06-25 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung Stellungnahme zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung; Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Unterhaltsrechts; BT-Drucksache 16/1830 und dem 
Antrag der Abgeordneten Sabine Leutheusser-Schnarrenberger u.a. 
und der Fraktion der FDP; Unterhaltsrecht ohne weiteres Zögern 
sozial und verantwortungsbewusst den gesellschaftlichen 
Rahmenbedingungen anpassen; BT-Drucksache 16/891; Öffentliche 
Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages am 
16. Oktober 2006. 
(Stellungnahme von Margret Diwell, Past President) 
Oktober 2006 

06-26 zur öffentlichen Anhörung des Rechtsausschusses des Deutschen 
Bundestages am Mittwoch, den 18.10.2006 – Stalking 
Oktober 2006 

06-27 zum Thema „Bekämpfung der Zwangsverheiratungen“ – zur 
Vorlage beim Innenausschuss und beim Sozialpolitischen Ausschuss 
des Hessischen Landtags 
Oktober 2006 

06-28 zum Grünbuch zu den Kollisionsnormen im Güterrecht unter 
besonderer Berücksichtigung der gerichtlichen Zuständigkeit und 
der gegenseitigen Anerkennung 
November 2006 

06-29 zum Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Modernisierung der Justiz  
(2. Justizmodernisierungsgesetz – JuMoG); BT-Drucks. 16/3038 
November 2006 

06-30 zur Neufassung der §§ 1696 BGB / 174 FamFG-E 
November 2006 

06-31 zur Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 
2201/2003 im Hinblick auf die Zuständigkeit in Ehesachen und zur 
Einführung von Vorschriften betreffend das anwendbare Recht in 
diesem Bereich 
Dezember 2006 

06-32 Stellungnahme des Deutschen Juristinnenbundes (djb) zu den 
anstehenden Themen der „Integration durch Recht; Partizipation“; 
hier: Unterarbeitsgruppe 1 „Integration durch Recht; Partizipation“ 
zur Arbeitsgruppe 4 des Bundesministeriums der Justiz zur 
Erarbeitung eines nationalen Integrationsplans – 2. Sitzung am 14. 
Dezember 2006 
Dezember 2006 

Pressemitteilungen 2007 

07-01 zur Krankenversicherungspflicht 
Januar 2007 

07-02 djb lehnt (Rück-)Änderung der Straftatbestände in den Bereichen 
Prostitution und Menschenhandel ab 
Januar 2007 



Seite 29 von 76 

07-03 djb spricht sich für mehr Unterstützung für die Betroffenen bei 
fortwährender Kindesentziehung aus 
Februar 2007 

07-04 zum Urteil des BVerfG zu heimlichen Vaterschaftstests vom 13. 
Februar 2007 
Februar 2007 

07-05 AGG-Archiv der Rechtsanwaltskanzlei Gleiss Lutz verstößt gegen 
Vorgaben des Datenschutzes und des AGG – der djb schaltet 
Aufsichtsbehörden ein 
März 2007 

07-06 Frauen im Mainstream der Bundespolitik – Wird Frauenpolitik 
wieder am fehlenden Geld scheitern? 
März 2007 

07-07 Koran über Grundgesetz? 
März 2007 

07-08 Frauen und Männer gleichermaßen am Grundrechtsschutz in 
Europa beteiligen! 
Mai 2007 

07-09 Erklärung des djb zur angekündigten Initiative der EU-
Präsidentschaft zur Unterstützung des Gleichstellungsfahrplans der 
Europäischen Kommission 
Mai 2007 

07-10 Verbände wollen Familienpolitik, die alle Kinder fördert, statt 
Familien splittet – 16 Verbände wenden sich zum Internationalen 
Tag der Familie und anlässlich der heutigen Ratstagung der EU-
Familienminister/-innen in einem Appell an die Bundesregierung 
Mai 2007 

07-11 Prof. Dr. Beate Rudolf als Vizepräsidentin der EWLA gewählt 
Mai 2007 

07-12 Die geplanten Änderungen zum Zuwanderungsgesetz werden dem 
Verfassungsauftrag für eine gleichberechtigte Gesellschaft nicht 
gerecht 
Mai 2007 

07-13 Unterhaltsrechtsreform noch haltbar? 
Mai 2007 

07-14 Besetzung der Leitung des Landesrechnungshofes (LV 
Brandenburg) 
Juni 2007 

07-15 Phänomen Zwangsehe – eine fehlgeschlagene Integration? 
Diskussion im Bonner Haus der Geschichte am 23. Juni 2007 von 
11.00 Uhr bis ca. 14.00 Uhr 
Juni 2007 

07-16 Unzureichende Umsetzung der EG-Antidiskriminierungsrichtlinien 
in Deutschland, djb wendet sich an die Kommission der 
Europäischen Union 
Juni 2007 

07-17 djb fordert Nachbesserung der Düsseldorfer Tabelle 
Juli 2007 

07-18 Jugendstrafvollzugsgesetze der Länder 
Juli 2007 

07-19 djb unterstützt Gesetzentwurf von Bündnis 90/Die Grünen in 
Schleswig-Holstein zur Quotierung von Listen der Kandidatinnen 
und Kandidaten für die Landtagswahlen 
August 2007 

07-20 Pressemitteilung djb-Kongress (1) 
September 2007 

07-21 37. Kongress des Deutschen Juristinnenbundes (djb) am 20. 9. 2007 
eröffnet 
September 2007 

07-22 Mehr Frauen in deutsche Aufsichtsräte! Terminankündigung zum 
Pressegespräch am 18. Oktober 2007 in Berlin 
Oktober 2007 

07-23 16 Verbände fordern individuelle Besteuerung anstelle eines 
Familiensplittings. Anlässlich des CDU-Parteitags wenden sie sich 
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mit einem alternativen Steuermodell an die Öffentlichkeit 
Dezember 2007 

Stellungnahmen 2007 

07-01 zum Gesetzesentwurf des Bundesrates „Entwurf eines … 
Strafrechtsänderungsgesetzes – Menschenhandel –„(BT-Drucks. 
16/1343) 
Januar 2007 

07-02 zum Verbot heimlicher Vaterschaftstests und zur Reform der 
Vaterschaftsverfahren 
Februar 2007 

07-03 zum Gesetzentwurf zur Anpassung der Regelaltersgrenze an die 
demografische Entwicklung und zur Stärkung der 
Finanzierungsgrundlagen der gesetzlichen Rentenversicherung (BT-
Drs. 16/3794) 
Februar 2007 

07-04 zum Grünbuch „Ein modernes Arbeitsrecht für die 
Herausforderungen des 21. Jahrhunderts“ KOM (2006)708 vom 22. 
November 2006 
März 2007 

07-05 zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs: Eckpunkte für einen 
Ausgleich nach den Regeln des Zugewinnausgleichs auf 
Stichtagsbasis vom 28. November 2006 
April 2007 

07-06 zu den Verfahren BVerfG, Az. 1 BvL 3/05, 1 BvL 4/05, 1 BvL 5/05, 1 
BvL 6/05 und 1 BvL 7/05 
April 2007 

07-07 zur Errichtung der Agentur der Europäischen Union für Grundrechte 
– Frauen und Männer gleichermaßen am Grundrechtsschutz in 
Europa beteiligen! 
Mai 2007 

07-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung aufenthalts- und 
asylrechtlicher Richtlinien der Europäischen Union 
Mai 2007 

07-09 zum Referentenentwurf für ein saarländisches 
Jugendstrafvollzugsgesetz 
März 2007 

07-10 zum Entwurf eines Gesetzes zur Erleichterung familiengerichtlicher 
Maßnahmen bei Gefährdung des Kindeswohls 
Juni 2007 

07-11 Unzureichende Umsetzung der EG-Antidiskriminierungsrichtlinien 
in Deutschland. Offener Brief an EU-Kommissar Vladimir Spidla und 
Generaldirektor Nikolaus G. van der Pas 
Juni 2007 

07-12 zum Entwurf eines Gesetzes zur Klärung der Vaterschaft 
unabhängig vom Anfechtungsverfahren 
Juni 2007 

07-13 Offener Brief an Bundesjustizministerin Brigitte Zypries und 
Bundesfamilienministerin Dr. Ursula von der Leyen zum Protokoll 
Nr. 12 zur Europäischen Menschenrechtskonvention (EMRK) 
Juli 2007 

07-14 Offener Brief an Bundesarbeitsminister Franz Müntefering, 
Bundesjustizministerin Brigitte Zypries, Bundesfinanzminister Peer 
Steinbrück und Bundesfamilienministerin Dr. Ursula von der Leyen 
zur Berücksichtigung sozialer Belange bei der öffentlichen 
Auftragsvergabe 
Juli 2007 

07-15 Stellungnahme des djb zu den Gesetzentwürfen der Länder zur 
Regelung des Jugendstrafvollzugs 
Juli 2007 

07-16 zum Entwurf des Jugendstrafvollzugsgesetzes Mecklenburg-
Vorpommern 
August 2007 
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07-17 zum Referentenentwurf des Jahressteuergesetz 2008 (JStG 2008) – 
Stand 14.6.2007 
August 2007 

07-18 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erb- und 
Verjährungsrechts 
August 2007 

07-19 Vorschläge zur Unterhaltsverordnung und Scheidungsverordnung 
anlässlich der gemeinsamen öffentlichen Anhörung der EP-
Ausschüsse LIBE und JURI zur europäischen Zusammenarbeit im 
Familienrecht – Unterhaltsverpflichtungen - Scheidung und 
Trennung am Dienstag, den 11. September 2007 
September 2007 

07-20 zur öffentlichen Anhörung des BT-Ausschusses für Familien, 
Senioren, Frauen und Jugend zum Thema „Bekämpfung von 
Genitalverstümmelungen“ am Mittwoch, 19. September 2007 
September 2007 

07-21 zur Implementation der Sozialpädagogischen Prozessbegleitung im 
Strafverfahren 
Oktober 2007 

07-22 zum Regierungsentwurf des Jahressteuergesetzes 2008 (JStG 2008) 
– Stand 4.9.2007 anlässlich der öffentlichen Anhörung im BT-
Finanzausschuss am Mittwoch, den 10. Oktober 2007 
Oktober 2007 

07-23 zum Gesetzentwurf zur Umsetzung der Gleichbehandlung im 
Hessischen  
Landesrecht – Hessisches Gleichberechtigungsgesetz 
(HessGleichbG) zur Vorlage beim Innenausschuss des Hessischen 
Landtages 
Oktober 2007 

07-24  zu dem a. Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung der betrieblichen Altersversorgung (BT-
Drucksache 16/6539); b. Antrag der Abgeordneten Dr. Heinrich L. 
Kolb, Christian Arendt, Daniel Bahr (Münster), weiterer 

Abgeordneter und der Fraktion der FDP: Abgabenfreie 
Entgeltumwandlung über 2008 hinaus fortführen und ausbauen 
(BT-Drucksache 16/6433); c. Antrag der Abgeordneten Irmingard 
Schewe-Gerigk, Birgitt Bender, weiterer Abgeordneter und der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen: Beitragsfreie Entgeltumwandlung 
– Erst prüfen dann entscheiden (BT-Drucksache 16/6603) anlässlich 
der öffentlichen Anhörung im BT-Ausschuss für Arbeit und Soziales 
am Montag, den 5. November 2007 
November 2007 

07-25 zur Mitteilung der Europäischen Kommission „Gemeinsame 
Grundsätze für den Flexicurity-Ansatz“ herausarbeiten 
November 2007 

07-26 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Landeswahlgesetzes 
– Drucksache 16/1541 (neu) 
Dezember 2007 

07-27 zum Vertrag von Lissabon zur Änderung des Vertrags über die 
Europäische Union und des Vertrags zur Gründung der 
Europäischen Gemeinschaft vom 3. Dezember 2007 (ClG 14/07) 
Dezember 2007 

Pressemitteilungen 2008 

08-01 djb „gratuliert“ zur Verfassungsrichterwahl 
Januar 2008 

08-02 Pendlerpauschale und Kinderbetreuungskosten sind gleich zu 
behandeln 
Januar 2008 

08-03 djb gratuliert Uta Fölster zur Wahl zur OLG-Präsidentin 
Februar 2008 

08-04 Vaterschaft auf Widerruf? 
Februar 2008 

08-05 djb warnt vor einem Betreuungsgeld 
Februar 2008 
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08-06 BVerfG-Urteil ist auch bei Verpflichtung des Kindes zum Umgang 
mit einem Elternteil zu beachten 
April 2008 

08-07 Equal Pay Day am 15. April 2008 
April 2008 

08-08 Netzwerk der Antidiskriminierungsorganisationen in Deutschland 
wendet sich an EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso 
Juni 2008 

08-09 Netzwerk CEDAW-Alternativberichterstattung präsentiert 
Forderungen in New York 
Juni 2008 

08-10 3. Bilanz Chancengleichheit – Stagnation auf niedrigem Niveau 
Juni 2008 

08-11 Licht und Schatten: Deutscher Juristinnenbund zur Reform des 
Zugewinnausgleichs 
August 2008 

08-12 Juristinnen unterstützen Elterngeld 
September 2008 

08-13 Der Deutsche Juristinnenbund feiert im Deutschen Bundestag sein 
60-jähriges Bestehen 
September 2008 

08-14 zum neuen Verfahren im Familienrecht 
Oktober 2008 

08-15 Einführung eines optionalen „Faktorverfahrens“ ist 
gleichstellungspolitisch nur eine scheinbare Verbesserung der 
Ehebesteuerung 
Oktober 2008 

08-16 Elterngeld ist für Eltern bei Teilzeitarbeit unattraktiv. Der Deutsche 
Juristinnenbund (djb) unterstützt den Offenen Brief zum 
Bundeselterngeldgesetz, in dem zahlreiche Verbände und 
Expert/innen Nachbesserungen fordern 
November 2008  

08-17 zur Reform der Juristenausbildung 
November 2008 

08-18 djb begrüßt Intention der Bundesregierung, Leistungen für 
Familien zu verbessern 
November 2008 

08-19  CEDAW-Alternativbericht der Allianz deutscher Frauenverbände 
zum 6. Bericht der  
Bundesregierung an den CEDAW-Ausschuss 
Dezember 2008 

Stellungnahmen 2008 

08-01 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Reform des 
Verfahrens in Familiensachen und den Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit (FGG-Reformgesetz – FGG-RG) BT-
Drucksache 16/6308 anlässlich der öffentlichen Anhörung des 
Rechtsausschusses des Deutschen Bundestags 
Februar 2008 

08-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zugewinnausgleichs- 
und Vormundschaftsrecht 
Februar 2008 

08-03 Stellungnahmen anlässlich der Fachtagung der Bundestagsfraktion 
von Bündnis 90/Die Grünen „Vergaberecht reformieren – 
Rechtssicherheit schaffen“ am 18. Februar 2008 in Berlin 
Februar 2008 

08-04 zum Berliner Vergabegesetz anlässlich der Anhörung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Technologie und Frauen im 
Abgeordnetenhaus von Berlin am Montag, den 25. Februar 2008 
Februar 2008 

08-05 Richtlinienumsetzung Gemeinschaftsrecht – Art. 4 und 21 der 
Richtlinie 2006/54/EG. Brief an die Bundesministerinnen Zypries 
und von der Leyen 
März 2008 
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08-06 zum Referentenentwurf zur Änderung des Bundeselterngeld- und 
Elternzeitgesetzes 
März 2008 

08-07 zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Strukturreform des 
Versorgungsausgleichs (VAStrRefG-RefE) vom 12. Februar 2008 
März 2008 

08-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur Förderung von Kindern unter drei 
Jahren in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege 
(Kinderförderungsgesetz – KiFöG) 
April 2008 

08-09 zum Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des 
Vergaberechts des Bundeswirtschaftsministeriums BMWi I B 3-26 
0 5 13/1 (Stand 3. März 2008 – Anhörung im 
Bundeswirtschaftsministerium am 8. April 2008) 
April 2008 

08-10 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der 
Bundesnotarordnung (Neuregelung des Zugangs zum 
Anwaltsnotariat) (BNotO-E) vom 16. Februar 2007  
Drucksache 895/06 (Beschluss) 
April 2008 

08-11 zum Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, Deutscher 
Bundestag, Drucksache 16/5279, Stand 9. Mai 2007, „Quote für 
Aufsichtsratsgremien börsennotierter Unternehmen einführen?“ 
April 2008 

08-12 zum Entwurf eines Gesetzes über genetische Untersuchungen bei 
Menschen (Gendiagnostikgesetz – GenDG) vom 30. Juni 2008 
Juli 2008 

08-13 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Bundeselterngeld- 
und  
Elternzeitgesetzes (BT-Drucksache 16/9415) 
September 2008 

08-14 zum Abkommensentwurf zum deutsch-französischen 
Wahlgüterstand 
September 2008 

08-15 zum Entwurf der Bundesregierung zum Jahressteuergesetz 2009 
(JStG 2009) (BT-Drs. 16/10189). Einführung eines optionalen 
„Faktorverfahrens“ für die Lohnsteuer bei Ehegatten, § 39f EStG – 
neu  
September 2008 

08-16 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Erb- und 
Verjährungsrechts BT-Drucksache 16/8954 – anlässlich der 
Anhörung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages am 
Mittwoch, den 8. Oktober 2008 
Oktober 2008 

08-17 Stellungnahme des Landesverbands Hamburg im djb zur Novelle 
des Hamburgischen Richtergesetzes 
Oktober 2008 

08-18 Stellungnahme des Landesverbands Hamburg im Deutschen 
Juristinnenbund (djb) zum SterniPark-Urteil des Hamburgischen 
Oberverwaltungsgerichts 
Oktober 2008 

08-19 Stellungnahme im Rahmen der Öffentlichen Anhörung des 
Familienausschusses des Deutschen Bundestages am 12. November 
2008 zur Möglichkeit der bundeseinheitlichen Finanzierung von 
Frauenschutzhäusern 
Oktober 2008 

08-20 Offener Brief an die Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister 
am 20. November 2008 in Berlin– zur Reform der 
Juristenausbildung 
Oktober 2008 

08-21 zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines 
Gesetzes zur Förderung von Familien und haushaltsnahen 
Dienstleistungen (Familienleistungsgesetz – FamLeistG)“ – BT-
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Drucksache 16/10809 – sowie zur Stellungnahme des Bundesrates – 
BR-Drucksache 753/08 –anlässlich der Anhörung im 
Finanzausschuss des Deutschen Bundestages am Montag, den 24. 
November 2008 
November 2008 

08-22 Entwurf eines Niedersächsischen Gleichberechtigungsgesetzes 
(NGG) – Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP – Drs. 
16/281 
November (verschickt September) 2008 

08-23 Supplementary Shadow Report by the Deutscher Juristinnenbund 
(German Women Lawyers Association) in response to the List of 
issues and questions from the CEDAW committee´s 43rd pre-
session concerning the 6th Periodic Report by the German 
Government on the United Nations Convention on the Elimination 
of All Forms of Discrimination against Women (CEDAW) 
Dezember 2008 

08-24 Offener Brief an die Europäische Kommission zur Umsetzung des 
Art. 5 der Richtlinie 2004/113/EG in Deutschland 
Dezember 2008 

08-25 zum Referentenentwurf eines Bundesgesetzes zur Verbesserung 
des Kinderschutzes (Bundeskinderschutzgesetz – BkiSchG) 
Dezember 2008 

Pressemitteilungen 2009 

09-01 Deutsche Gleichstellungs- und Frauenpolitik bei der UN verhandelt 
– Der Deutsche Juristinnenbund (djb) zieht Bilanz 
Januar 2009 

09-02 Mehr Gerechtigkeit im Alter nach der Scheidung: djb sorgte im 
Bundestag für Korrekturen bei Reform des Versorgungsausgleichs 
Februar 2009 

09-03 Nicht die großen, sondern kleinere und mittlere Unternehmen 
fördern – EU-Beihilfenpolitik erleichtert Unternehmensgründungen 

von Frauen 
März 2009 

09-04 Die Antidiskriminierungsstelle des Bundes verkennt die aktuelle 
Situation Diskriminierter: Gegen Geschlechtsdiskriminierung und 
andere Arten gruppenbezogener Diskriminierung muss durch ein 
verbessertes Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 
geschützt werden 
April 2009 

09-05 Keine Freiheit im Ehenamensrecht – BverfG will keine „Drei- und 
Vierfachketten“ beim Ehenamen zulassen 
Mai 2009 

09-06 Zur Europawahl am 7. Juni 2009. Europa ist eine Frau – Gehen Sie 
wählen?! 
Mai 2009 

09-07 „Es wird lichter“: djb zur Reform des Zugewinnausgleichs 
Mai 2009 

09-08 Zur Tarifauseinandersetzung zwischen Erzieherinnen und Erziehern 
/ ver.di und den kommunalen Arbeitgebern 
Juni 2009 

09-09 djb begrüßt Rechtsgutachten zur paritätischen Besetzung von 
Kandidatenlisten und Wahlkreisen mit Frauen und Männern zur 
Wahl des Deutschen Bundestages und unterstützt entsprechende 
gesetzliche Quotenregelungen („Parité“) 
August 2009 

09-10 Eine Ohrfeige für das AG Schweinfurt: Keine Vorrangstellung der 
leiblichen Elternschaft gegenüber der rechtlichen und sozial-
familiären Elternschaft 
August 2009 

09-11 Integration durch Recht. Frauen mit Migrationshintergrund 
zwischen Teilhabe und Ausgrenzung. 38. Kongress des Deutschen 
Juristinnenbundes vom 24. bis 27. September 2009 in Karlsruhe  
September 2009 
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09-12 38. Kongress des djb „Integration durch Recht“ am 24.9.2009 
eröffnet 
September 2009 

09-13 djb bestätigt Präsidentin Jutta Wagner für eine dritte Amtsperiode 
Verleihung des Marie Elisabeth Lüders-Preises 2009 an Dr. Marion 
Röwekamp 
September 2009 

09-14 Jetzt geht es auf europäischer Ebene weiter: Begleitgesetze zum 
EU-Reformvertrag von Lissabon sind ausgefertigt 
September 2009 

09-15 Sieg der Single-Väter = Sieg der Kinder? djb zum Urteil des 
Europäischen Gerichtshofs für Menschenrechte vom 3.12.2009. 
Zauneggergg. Deutschland (Appl. No. 22028/04) 
Dezember 2009 

Stellungnahmen 2009 

09-01  „Entgeltgleichheit zwischen Frauen und Männern“ zur öffentlichen 
Anhörung im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend 
des Deutschen Bundestages am Mittwoch, den 28. Januar 2009 
Januar 2009 

09-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zugewinnausgleichs- 
und Vormundschaftsrechts anlässlich des erweiterten 
Berichterstattergesprächs im Rechtssausschuss des Deutschen 
Bundestages am Donnerstag, den 12. Februar 2009. BT-Drucksache 
16/10798. 
Februar 2009 

09-03 zum Verfassungsbeschwerdeverfahren 1 BvR 1155/03 – 
Namensrecht 
Februar 2009 

09-04 zu verschiedenen Entwürfen zu einer gesetzlichen Regelung der 
Patientenverfügung anlässlich der öffentlichen Anhörung vor dem 
Rechtsausschuss des Bundestages am 4. März 2009 
März 2009 

09-05 Offener Brief an Bundesministerin von der Leyen zum 
Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung 
der Frau (CEDAW) - Reaktionen auf den Bericht des CEDAW-
Vertragsausschusses 
März 2009 

09-06 zur geschlechterparitätischen Besetzung der Vorstände und 
Führungsebenen von Unternehmen mit Beteiligung des Landes 
Berlin für das Abgeordnetenhaus von Berlin, 42. Sitzung des 
Ausschusses für Wirtschaft, Technologie und Frauen am 30. März 
2009 zu der auf Antrag der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
mitgeteilten Aufforderung des Senats, geeignete Maßnahmen zu 
ergreifen, um in den Vorständen und auf den Führungsebenen von 
Unternehmen mit Beteiligung des Landes den Anteil der Frauen so 
zu erhöhen, dass diese geschlechterparitätisch besetzt sind. 
März 2009 

09-07 zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte von Verletzten 
und Zeugen im Strafverfahren (2. Opferrechtsreformgesetz) 
anlässlich der Öffentlichen Anhörung im Rechtsausschuss des 
Deutschen Bundestages am Mittwoch, den 13. Mai 2009 
Mai 2009 

09-08 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung eines Gesetzes zur 
Verbesserung des Kinderschutzes (Kinderschutzgesetz), BT-
Drucksache 16/12429, anlässlich der Öffentlichen Anhörung im 
Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des Deutschen 
Bundestages am Montag, den 25. Mai 2009 
Mai 2009 

09-09 zur geschlechtsparitätischen Besetzung von Leitungsfunktionen 
und Organen landeseigener Unternehmen und Unternehmen mit 
gesellschaftsrechtlicher Beteiligung des Landes Berlin 
Juni 2009 

09-10 zum Urteil des Bundesverfassungsgerichts zum Lissabon-Vertrag 
(Zustimmungsgesetz von Bundestag und Bundesrat zum Vertrag 
von Lissabon, dem Gesetz zur Änderung der Verfassung und dem 
Begleitgesetz) vom 30. Juni 2009, BVerfG, 2 BvE 2/08 vom 
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30.6.2009 
September 2009 

09-11 zur Erweiterung des Aufgabenbereichs von Betreuerinnen und 
Betreuern über den Tod des Betreuten hinaus (§§ 1896 ff. BGB) 
(Petition 4-16-07-4034-033835, Petitionsausschuss des Deutschen 
Bundestages) 
September 2009 

09-12 zum Verfahren 1 BvL 14/09 – Verfassungsrechtliche Prüfung, ob § 
116 Abs. 6 Satz 1 SGB X insoweit mit dem Grundgesetz vereinbar 
ist, als er eine Haftungsprivilegierung des nicht in häuslicher 
Gemeinschaft lebenden, zum Unterhalt verpflichteten Kindesvaters 
im Gegensatz zu in häuslicher Gemeinschaft lebenden 
Familienangehörigen nicht vorsieht 
Oktober 2009 

09-13 zum Referentenentwurf zur Verordnung zur Anpassung der 
Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge 
(Vergabeverordnung – VgV) – Stand: 11.12.2009 aus Anlass der 
Anhörung des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie 
Dezember 2009 

Pressemitteilungen 2010 

10-01 Sag mir, wo die Frauen sind … Aktion „Hauptversammlungen: 
Aktionärinnen fordern ein!“ startet am 21. Januar 2010 und wird in 
über 70 Hauptversammlungen von DAX-Unternehmen 
durchgeführt 
Januar 2010 

10-02 Änderung des Landesrichtergesetzes: Im Hau-Ruck-Verfahren 
inakzeptabel 
Januar 2010 

10-03 Regelsatzerhöhung reicht nicht aus – Juristinnen fordern weitere 
Reformen von Hartz IV  
Februar 2010 

10-04 Juristinnen fordern Schutz der „Alt-Ehen“ vor neuem 
Unterhaltsrecht 
Februar 2010 

10-05 Feminisierung der Justiz gestoppt … 
Februar 2010 

10-06 Sag mir, wo die Frauen sind: Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung im Top-Management – (Demag) 
März 2010 

10-07 Sag mir, wo die Frauen sind … djb-Aktion „Hauptversammlungen: 
Aktionärinnen fordern ein!“ geht weiter (Aurubis) 
März 2010 

10-08 Gesetzliche Härtefallregelung zu Hartz IV zurecht vorläufig 
gestoppt 
März 2010 

10-09 (ohne Überschrift) Neue Vorsitzende beim LV Niedersachsen 
März 2010 

10-10 zum Equal Pay Day am 26. März 2010: Logib-D: 
Diskriminierungsverdächtige Entgeltdifferenzen bleiben unsichtbar 
März 2010 

10-11 Sag mir, wo die Frauen sind … djb-Aktion „Hauptversammlungen: 
Aktionärinnen fordern ein!“ geht weiter (Merck) 
April 2010 

10-12 Sag mir, wo die Frauen sind … djb-Aktion „Hauptversammlungen: 
Aktionärinnen fordern ein!“ geht weiter (Daimler) 
April 2010 

10-13 Härtefallregelung im Hartz IV-Bezug: Gesetzgebungsvorhaben lässt 
die gebotene Transparenz vermissen 
April 2010 

10-14 BRAK-Präsident Filges ernennt Dr. h.c. Renate Jaeger zur 
Schlichterin der  
Rechtsanwaltschaft 
April 2010 
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10-15 60 mal gefragt – djb-Aktion „Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung“ 
Mai 2010 

10-16 (K)ein Ende in Sicht? djb-Aktion „Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung!“ 
Juni 2010 

10-17 Aufsichtsräte müssen Corporate-Governance-Vokabeln. djb-Aktion 
„Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung!“ 
Juni 2010 

10-18 Frauen und (Lego-)Technik … djb-Aktion „Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung“ 
Juni 2010 

10-19 Dr. Christine Fuchsloch erste Präsidentin des LSG Schleswig-
Holstein 
Juni 2010 

10-20 Deutsche Vorbehalte zur UN-Kinderrechtskonvention 
zurückgenommen 
Juli 2010 

10-21 Endlich die tatsächliche erbrechtliche Gleichstellung nichtehelicher 
Kinder! 
August 2010 

10-22 Gemeinsame Sorge nichtehelicher Eltern: Justizministerin vollzieht 
Kehrtwende zu Lasten unverheirateter Mütter 
August 2010 

10-23 Tarifverhandlungen im öffentlichen Dienst: Hoffnung auf ein Ende 
der diskriminierenden Arbeitsbewertung. djb begrüßt Vorhaben 
einer diskriminierungsfreien Entgeltordnung im Bereich des TVöD 
August 2010 

10-24 Juristinnen präsentieren „differenzierte Widerspruchslösung“: 
Neue Regelung der elterlichen Sorge „nichtehelicher“ Väter 
September 2010 

10-24  Entwurf zur Änderung von § 1626 A BGB GesE 
September 2010 

10-25 Minijobs wirken der gleichstellungspolitisch notwendigen 
eigenständigen Existenzsicherung von Frauen entgegen 
September 2010 

10-26 Kabinettsbeschluss zum GKV-Finanzierungsgesetz: djb sieht Frauen 
als Verliererinnen der Reform 
September 2010 

10-27 40 Prozent Frauen in die Aufsichtsräte – djb begrüßt 
Gesetzentwurf Bündnis 90/Die Grünen 
Oktober 2010 

10-28 Führungsfrauen ausgebremst? 
November 2010 

10-29 Darf es ein bisschen mehr sein? Zwei Richterinnen für das 
Bundesverfassungsgericht gewählt 
November 2010 

10-30 Juristinnen fragen – Politikerinnen antworten.  djb-Veranstaltung 
zum Thema Entgelt(un)gleichheit am 25.11.2010, Berlin 
November 2010 

10-31 Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung. Das Projektergebnis 
2010 – Präsentation und Diskussion der Studie am 1.12.2010 in 
Berlin 
Dezember 2010 

Stellungnahmen 2010 

10-01 zu den Gesetzentwürfen neues Richtergesetz (Rig-E) und Änderung 
der Landesverfassung des Landes Brandenburg 
Januar 2010 

10-02 zum Sachverständigengespräch am 28. Januar 2010 im Landtag von 
Nordrhein-Westfalen zur Frage der Finanzierung von 
Frauenschutzhäusern in Deutschland sowie zu den Anträgen der 
Fraktion Bündnis 90/Die Grünen des nordrhein-westfälischen 



Seite 38 von 76 

Landtages vom 25. November 2008 und 24. November 2009 zum 
verbesserten Schutz vor häuslicher Gewalt in Nordrhein-Westfalen 
sowie zur Möglichkeit der bundeseinheitlichen Finanzierung von 
Frauenschutzhäusern 
Januar 2010 

10-03 Logib-D: Verfehlte Hoffnungen auf Anzeige 
diskriminierungsverdächtiger Entgelt-differenzen 
März 2010 

10-04 Thesen zur Unterhaltsrechtsreform 
März 2010 

10-05 zum Gesetz zur Änderung des Vormundschaftsrechts (Referenten-
entwurf des BMJ, Stand 4.12.2009) 
März 2010 

10-06 zum Zweiten Gesetz zur erbrechtlichen Gleichstellung 
nichtehelicher Kinder (Referentenentwurf des BMJ, Stand 
1.12.2009) 
April 2010 

10-07 zum 9. Gesetz zur Änderung des Landesgleichstellungsgesetzes. 
Entwurf der Senatsverwaltung für Wirtschaft, Technik und Frauen 
IV A/ IV A 11 
Mai 2010 

10-08 zum Entwurf für ein „Gesetz zur Stärkung der Pressefreiheit im 
Straf- und Strafprozessrecht“ (PrStG) 
Juni 2010 

10-09 zum Entwurf eines Beitrages zum Hausbegleitgesetz 2011 
(Referentenentwurf) – Änderungen des BEEG (Stand des Entwurfs: 
9.7.2010) anlässlich der Verbändebeteiligung gemäß § 47 Abs. 3 
GGO am 28. Juli 2010 
Juli 2010 

10-10 zu der Verfassungsbeschwerde 1 BvR 918/10 
Juli 2010 

10-11 zum Vorlagebeschluss des Sozialgerichts München vom 10. 12. 
2007 – S 29 EG 59/07 
August 2010 

10-12 zu den Vorlagebeschlüssen des Bundessozialgerichts, 1 BvL 2/10, 1 
BvL 3/10 und 1 BvL 4/10 
August 2010 

10-13 Stellungnahme in dem Verfahren BVerfG 1 BvL 20/09 zu den 
Vorlagebeschlüssen des LSG München L 1 R 204/09 und S 4 R 
679/08 zur Verfassungsmäßigkeit der Regelung der 
Erziehungsrente in § 47 SGB VI 
September 2010 

10-14 zu dem Gesetz zur Ermittlung von Regelbedarfen und zur 
Änderung des Zweiten und Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (BT-
Drs. 17/4304) sowie zu den Anträgen BT-Drs. 17/2934, 17/3435 
sowie 17/3058 anlässlich der Anhörung im Ausschuss für Arbeit und 
Soziales des Deutschen Bundestages am Montag, den 22. 
November 2010 
November 2010 

Pressemitteilungen 2011 

11-01 Die zweite Chance nutzen und mit der Hartz-Reform die 
gleichberechtigte Teilhabe in der Gesellschaft fördern 
Januar 2011 

11-02 Refrain: „Sag mir wo die Frauen sind“. Die Aktion des djb 
„Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung“ geht in die zweite 
Runde 
Januar 2011 

11-03 Neue Wege in der Gleichstellungspolitik. djb begrüßt den Ersten 
Gleichstellungsbericht der Bundesregierung 
Januar 2011 

11-04 Wochenendlektüre für MdBs: „Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung“. djb ruft 622 Bundestagsabgeordnete zur 
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Unterstützung auf und überreicht ihnen die Projektstudie 2010 
Februar 2011 

11-05 „Ohrfeige“ für den Bundesgerichtshof: Bundesverfassungsgericht 
erklärt „Dreiteilungsmethode“ für verfassungswidrig 
Februar 2011 

11-06 Wir können das?! 
März 2011 

11-07 djb begrüßt EuGH-Urteil zu Unisex-Tarifen in der 
Privatversicherung 
März 2011 

11-08  Managerinnen- und Expertinnen-Netzwerke machen Druck bei 
Frauenquote 
März 2011 

11-09 djb warnt vor Bindung des Rückkehrrechts für Zwangsverheiratete 
an Fristen 
März 2011 

11-10 Frauenverbände reichen E-Petition für Frauenquote ein / 
Gesetzesinitiative für Chancengleichheit gefordert 
März 2011 

11-11 Gemeinsame Pressemitteilung der Managerinnen- und 
Expertinnen-Netzwerke um Spitzentreffen der DAX-Vorstände bei 
den Bundesministerinnen und -ministern am 30. März 2011 
März 2011 

11-12 E-Petition der Frauenverbände für Mindestquote von Frauen in 
Führungspositionen der Wirtschaft veröffentlicht / II 
April 2011 

11-13  djb begrüßt EG-Unterhaltsverordnung: Unterhaltstitel sind nur gut, 
wenn auch Geld fließt 
April 2011 

11-14 Besuch aus Brüssel: djb-Projekt „Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung“ erhält Unterstützung aus Europa 
Mai 2011 

11-15 BMW beim Wort genommen: Anspruch auf „Nummer eins“ auch 
bei Frauen in Führungspositionen? 
Mai 2011 

11-16 Abdruck frauenspezifischer Daten im Geschäftsbericht gefährdet 
den Bayerischen 
Wald 
Mai 2011 

11-17 Bald ein V-Day für Frauen – ist die Deutsche Bank lernfähig? 
Mai 2011 

11-18 21 Verbände und Gewerkschaften erklären: Betreuungsgeld nicht 
im Sinne der  
Kinder 
Juli 2011 

11-19 Der djb fragt nach – vor über 100.000 Aktionärinnen und 
Aktionären 
Juli 2011 

Stellungnahmen 2011 

11-01 zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Rechte 
von Opfern sexuellen Missbrauchs (StORMG) 
Februar 2011 

11-02 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Bekämpfung der 
Zwangsheirat und zum besseren Schutz der Opfer von 
Zwangsheirat sowie zur Änderung weiterer aufenthalts- und 
asylrechtlicher Vorschriften (BT-Drs. 17/4401, 13.1.2011) 
März 2011  

11-03 zum Gesetzentwurf zur Änderung des Hamburgischen 
Richtergesetzes vom 2. Mai 1991 (HmbGVBl. S. 169), zuletzt 
geändert am 15. Dezember 2009 (HmbGVBl. S. 405, 436), durch das 
Elfte Gesetz zur Änderung des Hamburgischen Richtergesetzes 
März 2001 

11-04 zum Entwurf eines Gesetzes zur geschlechtergerechten Besetzung 
von Aufsichtsräten (BT-Drs. 17/3296) anlässlich der öffentlichen 
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Anhörung im Rechtsausschuss des Deutschen Bundestages 
gemeinsam mit dem BT-Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend am Mittwoch, den 11. Mai 2011 
Mai 2011 

11-05 zum Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Bundessozialgerichts 
vom 30. September 2010 (B 10 EG 9/09 R) – 1 BvL 3/11 
(verfassungsrechtliche Prüfung der Vereinbarkeit von § 1 Abs. 7 Nr. 
2c i.V.m. Nr. 3b BEEG mit Art. 3 Abs. 1 GG) 
Mai 2011 

11-06 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung „Verbesserung der 
Feststellung und Anerkennung im Ausland erworbener 
Berufsqualifikationen“ (BT-Drucksache 17/6260) anlässlich der 
Öffentlichen Anhörung im Ausschuss für Bildung, Forschung und 
Technikfolgenabschätzung des Deutschen Bundestages am 
Mittwoch, dem 6. Juli 2011 
Juli 2011 

11-07 zum Vorschlag für eine Verordnung des Rates über die 
Zuständigkeit, das anzuwendende Recht, die Anerkennung und 
Vollstreckung von Entscheidungen im Bereich des Ehegüterrechts 
(Kom (2011) 126 eng.) und des Güterrechts eingetragener 
Partnerschaften (Kom (2011) 127 eng.) 
Juli 2011 

11-08 Stellungnahme des Aktionsbündnisses zum Aktionsplan der Stadt 
Münster zur Charta der Gleichstellung auf europäischer Ebene 
Juli 2011 

11-09 zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung eines aktiven Schutzes 
von Kindern und Jugendlichen (Bundeskinderschutzgesetz – 
BkiSchG) – BT-Drs. 17/6256 anlässlich der Öffentlichen Anhörung 
im Ausschuss für Familie, Senioren, Frauen und Jugend des 
Deutschen Bundestages am Montag, den 26. September 2011 
September 2011 

Pressemitteilung 2012 

12-01 Europäische Union – Dänisches Präsidentschaftsprogramm: 
Deutscher Juristinnenbund (djb) erwartet für 2012 europäische 
Gesetzgebung zur Erhöhung des Anteils von Frauen in Vorständen 
und Aufsichtsräten,  
17. Januar 2012 

12-02 Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung: "Sag mir, wo die 
Frauen sind" – das Projekt des djb geht in die dritte Runde,  
20. Januar 2012 

12-03 djb kritisiert Siemens: Wieder keine Frau für den 
Nominierungsausschuss,  
24. Januar 2012 

12-04 10 Jahre Gewaltschutzgesetz – häusliche Gewalt ist keine 
Privatsache mehr,  
31. Januar 2012 

12-05 Deutscher Juristinnenbund (djb) sieht SPD-Vorschlag zur 
Neuregelung der elterlichen Sorge nicht verheirateter Eltern 
äußerst kritisch,  
16. Februar 2012 

12-06 Änderung des Unterhaltsvorschussgesetzes hilft Kindern nicht,  
29. Februar 2012 

12-07 Zwei Juristinnen für den Berliner Verfassungsgerichtshof gewählt,  
9. März 2012 

12-08 Sorgerechtsübertragung auf nichteheliche Väter ohne Anhörung 
der Beteiligten verletzt den Anspruch auf rechtliches Gehör aus 
Artikel 103 Grundgesetz,  
16. März 2012 

12-09 Expertise gefragt: "Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung – 
Wie soll der Wandel gelingen?" am 19. März 2012 in Berlin, 
Königlich Norwegische Botschaft,  
19. März 2012 
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12-10 djb-Initiative "Frauen in die Roten Roben" bedingt erfolgreich,  
30. März 2012 

12-11 Referentenentwurf eines Gesetzes zur Anerkennung der 
Lebensleistung in der Rentenversicherung (RV-
Lebensleistungsanerkennungsgesetz) – Anhörung der Verbände im 
BMAS am 16. April 2012 –,  
16. April 2012 

12-12 Drei auf einen Streich. Aller guten Dinge sind – nur? – drei!,  
27. April 2012 

12-13 Sechs auf einen Streich – und es bewegt sich nichts!,  
3. Mai 2012 

12-14 Sieben auf einen Streich: Der Deutsche Juristinnenbund (djb) 
besucht am 16. Mai 2012 sieben Hauptversammlungen und - trifft 
nur auf zwei Frauen in den Vorständen,  
16. Mai 2012 

12-15 Frauenquote in Wirtschaftsunternehmen, Verpflichtung zu 
transparenten Auswahlentscheidungen, finanzielle Anreize – ist die 
EU schneller als der deutsche Gesetzgeber?,  
29. Mai 2012 

12-16 18 Männer, keine Frau - Deutsche Bank zementiert die gläserne 
Decke,  
31. Mai 2012 

12-17 Betreuungsgeld - Nicht mehr als eine Camouflage. Juristinnenbund 
bezweifelt die Verfassungsmäßigkeit,  
1. Juni 2012 

12-18 Welcome on Board – Deutscher Juristinnenbund (djb) begrüßt 
Nominierung von zwei Frauen für den Aufsichtsrat der Hamburger 
Hafen und Logistik AG und die Hamburger Gesetzesinitiative,  
14. Juni 2012 

12-19 Verbände gegen Betreuungsgeld,  
15. Juni 2012 

12-20 Deutscher Juristinnenbund (djb) bedauert Entlassung der 
Abteilungsleiterin Gleichstellung im BMFSFJ,  
11. Juli 2012 

12-21 Guter Ansatz der zypriotischen Ratspräsidentschaft, aber sonst 
keine zündenden Ideen zur Gleichstellungspolitik,  
25. Juli 2012 

12-22 djb zieht erste Bilanz der 2012 besuchten Hauptversammlungen,  
26. Juli 2012 

12-23 Der djb fordert auf dem Deutschen Juristentag 2012 eine 
Frauenquote per Gesetz,  
21. September 2012 

12-24 Start Online-Kampagne zum Sorgerecht: Schriftliches 
Schnellverfahren - nein danke! Kindeswohlprüfung - in jedem Fall!,  
23. Oktober 2012 

12-25 djb: Auch Kinder über 12 Jahre brauchen Unterhalt,  
25. Oktober 2012 

12-26 Zehn Jahre Gewaltschutzgesetz – djb zieht Bilanz,  
29. Oktober 2012 

12-27  djb begrüßt Vorschlag der EU-Kommission zur ausgewogeneren 
Vertretung von Frauen und Männern in den Führungsgremien 
börsennotierter Gesellschaften,  
14. November 2012 

12-28  djb zum Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen 2012,  
26. November 2012 

12-30   Schweigen als Zustimmung – doch nicht bei elterlicher Sorge! djb 
wendet sich gegen "Überraschungsentscheidungen" im Sorgerecht,  
27. November 2012 

12-29  Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung: Präsentation der 
Ergebnisse 2012,  
27. November 2012 
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12-31 Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung: djb empfiehlt 
transparente Unternehmenspolitik gegen „gläserne Decke“,  
28. November 2012 

12-32 djb hält Verbot von Sukzessivadoptionen in Lebenspartnerschaften 
für verfassungswidrig,  
17. Dezember 2012 (BVerfGE vom 19.2.2012) 

Stellungnahmen 2012 

12-01 Stellungnahme zum Grünbuch der Europäischen Kommission zum 
Recht auf Familienzusammenführung von in der Europäischen 
Union lebenden Drittstaatsangehörigen (Richtlinie 2003/86/EG), 
Fassung vom 4.2.2012,  
1. März 2012 

12-01e Comments on the Green Paper on the right to family reunification 
of third-country nationals living in the European Union (Directive 
2003/86/EC), version of 04-02-2012,  
1 March 2012 

12-02 Stellungnahme zum Entwurf einer Neufassung des Thüringer 
Gleichstellungsgesetzes und einer Änderung der Thüringer 
Kommunalordnung; hier: §§ 19, 20, 21 ThürGleichG,  
30. März 2012 

12-03 Stellungnahme zum Referentenentwurf eines Gesetzes zur 
Anerkennung der Lebensleistung in der Rentenversicherung (RV-
Lebensleistungsanerkennungsgesetz) – Anhörung der Verbände im 
BMAS am 16. April 2012 –,  
12. April 2012 

12-04 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Sorgerechts nicht miteinander verheirateter Eltern, Fassung vom 
28. März 2012,  
18. Mai 2012 

12-05 Stellungnahme zur öffentlichen Konsultation der Europäischen 
Kommission zum Thema "Unausgewogenes Geschlechterverhältnis 
in den höchsten Entscheidungsgremien von Unternehmen in der 

EU",  
25. Mai 2012 

12-05e Statement on the European Commission’s public consultation 
regarding "unbalanced gender ratio in EU-companies’ top 
decision-making-bodies",  
25 May 2012 

12-06 Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 
der Justiz zur Änderung des Prozesskostenhilfe- und 
Beratungshilferechts,  
22. Juni 2012 

12-07 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der 
Rechte des leiblichen, nicht rechtlichen Vaters – Gesetzentwurf 
des Bundesministeriums der Justiz in der Fassung vom 11. Mai 
2012,  
6. Juli 2012 

12-08 Stellungnahme zum Diskussionsentwurf des Bundesministeriums 
der Justiz eines Gesetzes zur Einführung der elektronischen Akte in 
Strafsachen (Stand: 30. Mai 2012),  
16. Juli 2012 

12-09 Stellungnahme 10 Jahre Gewaltschutzgesetz - Länderumfrage 
2011: Erreichtes und neue alte Aufgaben,  
27. Oktober 2012 

12-10 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Erweiterung der 
Großelternzeit und zur Modernisierung der Elternzeit 
(Referentenentwurf vom 6.9.2012),  
14. November 2012 

12-11 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zum Ausbau der Hilfen 
für Schwangere – Regelung der vertraulichen Geburt,  
26. November 2012 

12-12 Stellungnahme zum Gesetzentwurf des Bundesministeriums der 
Justiz zur Umsetzung der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und 
Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer 
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sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates,  
30. November 2012 

Pressemitteilungen 2013 

13-01 Gender Pay Gap lässt sich mit statistischen Tricks nicht 
„wegrechnen“  
16.1.2013 

13-02 Quote für Aufsichtsräte und Vorstände rechtlich geboten  
17.1.2013 

13-03 Superwahljahr für die Aufsichtsräte – super Wahljahr auch für 
Frauen?  
18.1.2013 

13-04 Mehr Gleichbehandlung für eingetragene Lebenspartnerschaften: 
Bundesverfassungsgericht bestätigt auch bei den 
Sukzessivadoptionen die Position des Deutschen Juristinnenbundes  
19.2.2013 

13-05 Schutz der „Altehe“ – Mitnichten eine Reform des Unterhaltsrechts  
28.2.2013 

13-06 djb fordert Einsatz qualifizierter Dolmetscherinnen und 
Dolmetscher in Strafverfahren – auch für die Opfer der Straftaten  
8.3.2013 

13-07 Massive Verschlechterungen bei der Prozesskostenhilfe 
benachteiligen Alleinerziehende (Gemeinsame Pressemitteilung 
zahlreicher Verbände)  
13.3.2013 

13-08 djb-Initiative „Frauen in die Roten Roben“ hat durchschlagenden 
Erfolg  
21.3.2013 

13-09 djb zu fünf häufigen Irrtümern über das Ehegattensplitting 
(Anhang: 13-09E Erklärung: Zu den fünf häufigsten Irrtümern über 
das Ehegattensplitting)  
22.3.2013 

13-10 „Auf der Zielgeraden ist ein klares Bekenntnis gefragt“ – 
Frauenverbände fordern ein Votum für Quote in Aufsichtsräten – 
Verbände verlangen, den Fraktionszwang aufzuheben und eine 
freie Abstimmung zuzulassen  
15.4.2013 

13-11 „Nein“ zur Frauenquote für die Aufsichtsräte – Gesetzgeber 
ignoriert Verfassungsauftrag  
19.4.2013 

13-12 „Spitzenfrauen fragen Spitzenkandidaten“ am 17. Mai in Berlin. 
Steinbrück, von der Leyen, Wagenknecht, Göring-Eckardt und Kolb 
antworten Frauenverbänden  
17.5.2013 

Stellungnahmen 2013 

13-01 zum Gesetzentwurf zur Förderung der Chancengleichheit von 
Männern und Frauen in Wirtschaftsunternehmen (ChGIFöG) 
(Bundestagsdrucksache 17/8878, Stand 6.3.2012)  
16.1.2013 

13-02 zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU und der FDP für ein  
Zweites Gesetz zur Modernisierung des Dienstrechts in Hessen 
(Zweites Dienstrechtsmodernisierungsgesetz – 2. DRModG) – 
Drucks. 18/6558  
14.2.2013 

13-03 zum Antrag „Frauen verdienen mehr – Entgeltdiskriminierung von 
Frauen verhindern“, BT-Drs. 17/8897, und zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchsetzung des Entgeltgleichheitsgebots für Frauen 
und Männer (Entgeltgleichheitsgesetz), BT-Drs. 17/9781  
14.2.2013 

13-04 zu den EU-Finanzinstrumenten 2014–2020  
12.3.2013 

13-05 zu den Entwürfen eines Gesetzes zum Ausbau der Hilfen für 
Schwangere und zur Regelung der vertraulichen Geburt – 
Öffentliche Anhörung im Bundestagsausschuss für Familie, 
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Senioren, Frauen und Kinder am 13. Mai 2013  
10.5.2013 

13-06 zum Gesetzentwurf der Fraktion der SPD für ein Hessisches Gesetz 
zur Verwirklichung der Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern Drucksache 18/7246 vom 16.4.2013  
12.7.2013 

13-07 zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und 
des Rates zur Änderung der Richtlinie 92/85/EWG des Rates vom 
19. Oktober 1992 über die Durchführung von Maßnahmen zur 
Verbesserung der Sicherheit und des Gesundheitsschutzes von 
schwangeren Arbeitnehmerinnen, Wöchnerinnen und stillenden 
Arbeitnehmerinnen am Arbeitsplatz, KOM(2008)637endg.  
16.7.2013 

13-07e Advisory Opinion on the Proposal for a Directive of the European 
Parliament and of the Council amending Council Directive 
92/85/EEC of 19 October 1992 on the introduction of measures to 
encourage improvements in the safety and health at work of 
pregnant workers and workers who have recently given birth or 
are breastfeeding, COM/2008/0637 final – COD 2008/0193.  
16 July 2013 

13-08 Stellungnahme in den Verfahren des Bundesverfassungsgerichts 
1 BvR 1145/13 (Verfassungsbeschwerde vom 8. April 2012) 
1 BvL 9/12 (Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Schleswig-
Holsteinischen Oberlandesgerichts vom 30. April 2012) zum 
Versorgungsausgleich  
August 2013 

13-09 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuchs – 
Umsetzung der Richtlinie 2011/93/EU zur Bekämpfung des 
sexuellen Missbrauchs und der sexuellen Ausbeutung von Kindern 
sowie der Kinderpornographie sowie zur Ersetzung des 
Rahmenbeschlusses 2004/68/JI des Rates und des 
Übereinkommens des Europarats zum Schutz von Kindern vor 
sexueller Ausbeutung und sexuellem Missbrauch (ETS 201)  
4. Oktober 2013 

13-10 zu den Ausführungsvorschriften zum Landesgleichstellungsgesetz 
(AVLGG)  
11. November 2013 

13-11 Diskussionsbeitrag zum kommenden Justizprogramm der 
Europäischen Union (Post-Stockholm-Strategie) 
30. Dezember 2013) 

Pressemitteilungen 2014 

14-01 djb fordert griechische Ratspräsidentschaft auf, 
gleichstellungspolitische Initiativen voranzubringen,  
7. Januar 2014 

14-01e Press Release: German Women Lawyers Association (djb) calls on 
Greek Presidency to advance equal opportunities initiatives,  
7. Januar 2014 

14-02 djb zum Koalitionsvertrag aus frauenpolitischer Sicht – was 
verspricht er, was wird er halten, wozu schweigt er?  
15. Januar 2014 

14-03 djb lehnt „Rente mit 63“ ab und fordert Nachbesserungen bei der 
„Mütterrente“ , 
31. Januar 2014 

14-04 Gremien für Bundesrichterwahlen signifikant weiblicher,  
4. Februar 2014 

14-05 Frauenorganisationen fordern besseren gesetzlichen Gewaltschutz 
– One Billion Rising for Justice,  
13. Februar 2014 

14-06 Gesetzgeberische Minimallösung verschenkt Chance auf ein 
modernes Adoptionsrecht,  
20. Februar 2014 

14-07 djb-Projekt "Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung" – 
Abschlusspublikation liegt vor,  
24. Februar 2014 
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14-08 djb zum Internationalen Frauentag,  
7. März 2014 

14-09 djb fordert Abschmelzung des Betreuungsfreibetrags und kritisiert 
wachsenden Abstand zwischen Freibeträgen für Kinder und 
Kindergeld: Insbesondere Alleinerziehende werden benachteiligt,  
14. März 2014 

14-10 Frauen verdienen mehr! – Gesellschaft und Gesetzgeber sind 
gefordert,  
20. März 2014 

Stellungnahmen 2014 

14-01 Diskussionsbeitrag zum migrations- und flüchtlingspolitischen Teil 
der Post-Stockholm-Strategie,  
14. Januar 2014 

14-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zur Sukzessivadoption durch 
Lebenspartnerin oder Lebenspartner,  
20. Februar 2014 

14-03 zu dem Normenkontrollantrag des Senats der Freien und 
Hansestadt Hamburg auf Feststellung der Unvereinbarkeit mit dem 
Grundgesetz und der Nichtigkeit des Gesetzes zur Einführung eines 
Betreuungsgeldes – 1 BvF 2/13 – ,  
28. Februar 2014  

14-04 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Asylverfahrensgesetzes,  
28. Februar 2014 

14-05 zum Entwurf eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen in der 
gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungsgesetz) (BT-Drucks. 18/909),  
2. April 2014 

14-06 zur Unterrichtung durch die Bundesregierung Nationales 
Reformprogramm 2014 (BR-Drucks. 138/14): Eigenständige 

Existenzsicherung von Frauen erfordert Abbau von Fehlanreizen,  
14. April 2014 

14-07 zur grundsätzlichen Notwendigkeit einer Anpassung des 
Sexualstrafrechts (insbesondere § 177 StGB) an die Vorgaben der 
Konvention des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von 
Gewalt gegen Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) 
von 2011,  
9. Mai 2014 

14-08 zu dem Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 
und des Rates zur Gewährleistung einer ausgewogeneren 
Vertretung von Frauen und Männern unter den nicht 
geschäftsführenden Direktoren/Aufsichtsratsmitgliedern 
börsennotierter Gesellschaften und über damit 
zusammenhängende Maßnahmen (COM(2012) 614),  
19. Mai 2014 

14-09 zum migrations- und flüchtlingspolitischen Teil der Mitteilung der 
Kommission COM(2014) 154 final vom 11. März 2014,  
6. Juni 2014 

Pressemitteilungen 2015 

15-01 Aktionärinnen fordern Gleichberechtigung – europaweit. djb 
initiiert konzertierte Aktion in der EU, Start: heute,  
27. Januar 2015 

15-01e Today women shareholders demand gender equality! djb initiates 
strong campaign in the EU: kick-off today,  
27. Januar 2015 

15-02 Koalitionspläne: Prostituierten drohen neue Gefahren,  
28. Januar 2015 

15-03e Towards Gender-Balanced Leadership in Europe,  
5. März 2015 

15-04 Na also, geht doch: Bundestag beschließt Einführung der 
Frauenquote in der Privatwirtschaft,  
6. März 2015 
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15-05 Richterwahlausschuss bevorzugt wieder Männer,  
6. März 2015 

15-06 Teilhabegesetz hat hohe Signalwirkung – Berliner Erklärung wird 
Umsetzung der Chancengleichheit in der Wirtschaft konsequent 
prüfen,  
6. März 2015 

15-07 Familienpaket nach den Gesetzen der „schwarzen Null“ trifft vor 
allem Alleinerziehende,  
9. März 2015 

15-08 Verbände kritisieren das „Familienpaket“ des 
Bundesfinanzministeriums: Bei Familienförderung geht es nicht nur 
um Kosten, sondern um Chancen,  
13. März 2015 

15-09 Kein „Blick ins Schlafzimmer“: djb begrüßt Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts zum Scheinvaterregress,  
18. März 2015 

15-10 Gegen den Gender-Pay-Gap! djb ruft EU zu konsequenter 
Durchsetzung des Grundsatzes „Gleiches Entgelt für gleiche und 
gleichwertige Arbeit“ auf 
19. März 2015 

15-11 Frauen in Führungspositionen: Bei Daimler auf Rekordfahrt?,  
1. April 2015 

15-11e Women on boards and in managing positions: Pole position for 
Daimler?,  
1. April 2015 

15-12 djb begrüßt weitergehende Selbstverpflichtung: fifty-fifty bei 
Karriere und Familie,  
1. April 2015 

15-13 Betreuungsgeld in Karlsruhe: Juristinnenbund bezweifelt 
Verfassungsmäßigkeit,  
14. April 2015 

15-14 Frauen in Führungspositionen – europaweit auf dem Weg nach 
oben?,  
22. April 2015 

15-15 Dienstliche Beurteilungen benachteiligen häufig Frauen,  
22. April 2015 

15-16 Manche tun es, andere sprechen darüber: VORWEG GEHEN ist 
gefragt,  
23. April 2015 

15-17 Reformvorschläge des djb für die Wahl der Bundesrichterinnen 
und Bundesrichter,  
28. April 2015 

15-18 Mehr Frauen in Führungspositionen bei der BASF SE? Es gibt für 
jedes Problem eine Lösung, wenn man forscht.,  
30. April 2015 

15-19 Frauen und die „Power of Innovation“ bei VW: es läuft und läuft, 
langsam, aber stetig,  
5. Mai 2015 

15-20 101 Jahre Frauen bei der Allianz: heute die Hälfte der Belegschaft, 
morgen die Hälfte der Führungspositionen?,  
6. Mai 2015 

15-21 E.ON: „Mit Energie dabei.“ Auch bei den Karrierechancen von 
Frauen?,  
7. Mai 2015 

15-22 Frauen bei BMW: „Gestalten Sie mit uns die Zukunft“,  
13. Mai 2015 

15-23 SAP „Run simple“: neue Wege gehen mit Frauen 
20. Mai 2015 

15-24 Öffentliche Anhörung Familienpaket: Juristinnen fordern 
Kurswechsel in der Finanz- und Steuerpolitik für Familien,  
20. Mai 2015 

15-25 Fresenius SE & Co. KGaA: Weichen müssen neu gestellt werden,  
20. Mai 2015 
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15-26 Fünf Jahre Selbstverpflichtung bei der Telekom: revolutionär & 
innovativ,  
21. Mai 2015 

15-27 Deutsche Bank „Leistung aus Leidenschaft“: djb fordert kühlen Kopf 
im Kerngeschäft und ein leidenschaftliches Bekenntnis der 
Chefetage auch für mehr Frauen im Vorstand,  
21. Mai 2015 

15-28 Kulturwandel im DAX-Unternehmen: Bayer-Vorstand sucht richtige 
Balance zwischen Beruf und Privatleben,  
27. Mai 2015 

15-29 Die Zeit der Postkutschen ist vorbei – die Deutsche Post AG macht 
in Sachen Frauenförderung mit ihrer Logistik Tempo,  
28. Mai 2015 

15-30 EU-Projekt platziert Gleichstellungsdebatte, wo sie hingehört: Auf 
die Jahreshauptversammlungen europäischer Großunternehmen,  
10. Juli 2015 

15-31 Betreuungsgeld verfassungswidrig: Juristinnenbund begrüßt die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts,  
21. Juli 2015 

15-32 Juristinnenbund kritisiert Entwurf des geplanten 
Prostituiertenschutzgesetzes,  
4. September 2015 

15-33 Gemeinsame Pressemitteilung von Fachverbänden und Kammern: 
Gutachten im Familienrecht: Auf die Qualität kommt es an. 
Fachverbände definieren Mindestanforderungen,  
16. September 2015 

15-34 Aufsichtsrätinnenrichtlinie der EU: Kompromissvorschlag ist 
richtige Weichenstellung,  
17. September 2015 

15-35 Gemeinsame Pressemitteilung von sechs Verbänden: 
Prostituiertenschutzgesetz: neue Gefahren statt Schutz,  
21. September 2015 

15-36 Juristinnenbund eröffnet 41. Bundeskongress in Münster: Recht auf 
eine selbstbestimmte Erwerbsbiografie: Gleichstellung – 
Arbeitszeit – soziale Sicherung,  
24. September 2015 

15-37 djb bestätigt Präsidentin Ramona Pisal für eine dritte Amtsperiode 
und wählt weitere Bundesvorstandsmitglieder,  
26. September 2015 

15-38 Verleihung des Marie-Elisabeth-Lüders-Preises 2015 an Dr.in Berit 
Völzmann,  
26. September 2015 

15-39 Frauen auf dem Weg nach oben – Schneller mit der Quote?  
4. November 2015 

15-40 djb fordert Ende der Blockade gegen die 
Aufsichtsrätinnenrichtlinie: "Es ist Zeit für die EU-Richtlinie für 
Frauen in Leitungsorganen",  
16. November 2015 

15-41 Offener Brief der Initiatorinnen der "Berliner Erklärung" an die 
Bundeskanzlerin,  
23. November 2015 

15-42 Offener Brief an Kanzleramt und zuständige Ministerien: djb fordert 
Ende der Blockade einer Reform des Sexualstrafrechts zur 
Umsetzung der Istanbul-Konvention des Europarats,  
25. November 2015 

15-43 Prostituiertenschutzgesetz: Juristinnenbund fordert Koalition zu 
Kompromiss auf,  
2. Dezember 2015 

15-44 djb zum Referentenentwurf des BMFSFJ zur Entgeltgleichheit 
9. Dezember 2015 

15-45 Faktisches „Aus“ für die Aufsichtsrätinnen-Richtlinie? 
11. Dezember 2015 
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Stellungnahmen 2015 

15-01 Stellungnahme in dem Verfahren des Bundesverfassungsgerichts 1 
BvR 1227/14,  
26. Januar 2015 

15-02 Offener Brief an Bundeskanzlerin Angela Merkel, Bundesministerin 
Manuela Schwesig sowie die Vorsitzenden der Koalitionsfraktionen 
zum Prostituiertenschutzgesetz,  
27. Januar 2015 

15-03 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
elektronischen Akte in Strafsachen,  
16. Februar 2015 

15-04 Stellungnahme zur Empfehlung der Europäischen Kommission vom 
7. März 2014 betr. Förderung des Prinzips der Entgeltgleichheit 
durch Transparenz,  
19. März 2015 

15-05 Stellungnahme zur Geschlechtergerechtigkeit bei dienstlichen 
Beurteilungen von Beamtinnen und Tarifbeschäftigten,  
22. April 2015 

15-06 Eckpunktepapier des djb-Arbeitskreises zur Reform der Wahl der 
Bundesrichterinnen und Bundesrichter,  
28. April 2015 

15-07 Stellungnahme in dem Verfahren des Bundesverfassungsgerichts 1 
BvR 3309/13 - Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung,  
30. Juni 2015 

15-08 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Unterhaltsrechts und des Unterhaltsverfahrensrechts,  
10. Juli 2015 

15-09 Stellungnahme zum Referentenentwurf des BMJV: Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Sachverständigenrechts und zu 
weiteren Änderungen des Gesetzes über das Verfahren in 
Familiensachen und in Angelegenheiten der freiwilligen 

Gerichtsbarkeit (Stand: 29.5.2015),  
11. August 2015 

15-10 Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend eines Gesetzes zur 
Regulierung des Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der 
Prostitution tätigen Personen (ProstSchG-RefE),  
4. September 2015 

15-11 Stellungnahme zum Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen 
Parlaments und des Rates zur Gewährleistung einer 
ausgewogeneren Vertretung von Frauen und Männern unter den 
nicht geschäftsführenden Direktoren / Aufsichtsratsmitgliedern 
börsennotierter Gesellschaften und über damit 
zusammenhängende Maßnahmen (Ratsdokument 16300/14),  
17. September 2015 

15-12 Stellungnahme des djb-Landesverbands Hessen zum Gesetzentwurf 
der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein 
Hessisches Gesetz über die Gleichberechtigung von Frauen und 
Männern und zum Abbau von Diskriminierungen von Frauen in der 
öffentlichen Verwaltung (Hessisches Gleichberechtigungsgesetz – 
HGlG), Drs. 19/2161 vom 6.7.2015,  
18. September 2015 

15-13 Stellungnahme des Landesverbands Nordrhein-Westfalen zum 
Gesetzentwurf der Landesregierung vom 19. August 2015 – 
Drucksache 16/9520. Gesetz zur Neuregelung der 
Rechtsverhältnisse der Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Land Nordrhein-
Westfalen,  
19. Oktober 2015 

15-14 Stellungnahme zum Konzept des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz zur Umsetzung der CSR-Richtlinie – Reform 
des Lageberichts vom 27. April 2015,  
19. Oktober 2015 

15-15 Stellungnahme zur bindenden Anordnung einer 
Testamentsvollstreckung in einem gemeinschaftlichen Testament 
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oder Erbvertrag – Vorschlag des Deutschen Notarvereins,  
17. November 2015 

Pressemitteilungen 2016 

16-01 djb fordert konsequente Ermittlung und strafrechtliche Verfolgung 
der Übergriffe auf Frauen in der Silvesternacht,  
8. Januar 2016  

16-02 Juristinnenbund fordert bessere Aufklärung der Steuerpflichtigen 
über Vorteile des Faktorverfahrens und dessen Einführung als 
gesetzlichen Regelfall,  
11. Januar 2016 

16-03 djb fordert Strafbarkeit der tätlichen sexuellen Belästigung und 
Paradigmenwechsel in der Reform des Sexualstrafrechts,  
18. Februar 2016  

16-04 djb ermutigt Wahlberechtigte: mit Frauen_stimmen für 
Gleichberechtigung und Demokratie,  
8. März 2016  

16-05 Alleinerziehende besser unterstützen – djb spricht sich für 
ressortübergreifende Reformen aus,  
14. März 2016  

16-06 Wahl zu den obersten Bundesgerichten verfehlt Chancengleichheit,  
17. März 2016  

16-07 Weil wir es uns wert sind: djb fordert verbindliche Standards zur 
Prüfung und Beseitigung von diskriminierenden 
Entgeltunterschieden zwischen den Geschlechtern,  
18. März 2016  

16-08 djb fordert: Keine Leistungskürzungen für Alleinerziehende im SGB 
II!,  
31. März 2016 

16-09 Neuregelung des Mutterschutzrechtes: djb fordert 
Weichenstellung für ein neues Leitbild und eine bessere Praxis,  
4. April 2016  

16-10 Daimler: it's a man's world – immer noch,  
6. April 2016  

16-11 Kein Recht auf Kenntnis der eigenen Abstammung? djb zur 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 19. April 2016,  
19. April 2016  

16-12 Bündnis „Nein heißt Nein“ fordert Paradigmenwechsel im 
Sexualstrafrecht,  
26. April 2016  

16-13 16 Verbände für Umgangsmehrbedarf statt Kürzungen für 
Alleinerziehende,  
30. Mai 2016  

16-14 Entgeltgleichheit – Weiterhin nur ein Prinzip ohne Praxis?,  
1. Juni 2016  

16-15 Belange von Frauen bei geplanten Neuregelungen zu Integration 
und zum Sozialleistungsbezug von Migrant_innen berücksichtigen,  
3. Juni 2016  

16-16 Ende eines Aufbruchs: Jüdische Juristinnen nach 1933 und 1945,  
16. Juni 2016 

16-17 Alleinerziehende im SGB II - Juristinnenbund begrüßt Stopp des 
Reformvorhabens und fordert Umgangsmehrbedarf,  
17. Juni 2016  

16-18 Aufruf des Bündnisses „Nein heißt Nein!“ an die Mitglieder des 
Deutschen Bundestags: Sagen Sie „Ja zu „Nein heißt Nein!“,  
4. Juli 2016  

16-19 Online-Petition FairPay. Berliner Erklärung für Gleichheit auf dem 
Gehaltszettel,  
6. Juli 2016  

16-20 djb begrüßt Paradigmenwechsel im Sexualstrafrecht: „Nein heißt 
Nein“ wird endlich Gesetz,  
7. Juli 2016  
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16-21  Zehn Jahre Allgemeines Gleichstellungsgesetz – Erweiterung des 
Diskriminierungsschutzes erforderlich 
18. August 2016  

16-22  „Frauenquote“ im nordrhein-westfälischen Beamtenrecht – die 
vorsichtige Weiterentwicklung in NRW sollte nicht in Frage gestellt 
werden,  
1. September 2016 

16-23  Gesetz zur Reform des Scheinvaterregresses: djb gegen geplanten 
„Blick ins Schlafzimmer“,  
1. September 2016 

16-24  djb trauert um Jutta Limbach,  
12. September 2016 

16-25  djb-Empfang beim 71. Deutschen Juristentag in Essen,  
15. September 2016 

16-26  Ehegattensplitting und Minijobs auf den Prüfstand!,  
20. September 2016 

16-27  Bundesrat billigt Reform des Sexualstrafrechts – „Nein heißt Nein!“ 
wird nun Gesetz;  
23. September 2016 

16-28  Einigung auf Lohngerechtigkeitsgesetz: djb bedauert Verzicht auf 
wirksame Instrumente – nun sind Tarifparteien und Betriebsräte 
gefordert,  
7. Oktober 2016 

16-29  Mehr Lohngerechtigkeit? Nicht durch dieses Gesetz!,  
31. Oktober 2016 

16-30  Gleichstellung im Bundestag verbesserungswürdig. Zahl der 
weiblichen Abgeordneten in Deutschland nur auf Platz 24!,  
2. November 2016 

16-31  Juristinnenbund begrüßt Stärkung von Elternrechten durch den 
Bundesgerichtshof,  
9. November 2016 

16-32  Die juristische Ausbildung ist reformbedürftig,  
17. November 2016 

16-33  Juristinnenbund begrüßt Kabinettsbeschluss zum 
Unterhaltsvorschuss,  
17. November 2016 

16-34  Noch immer viele Frauen Opfer von Gewalt,  
24. November 2016 

16-35  Unterhaltsvorschuss für Alleinerziehende – Reform nicht 
aufschieben,  
28. November 2016 

16-36  djb und DJI evaluieren Kita-Platz-Anspruch 
12. Dezember 2016 

16-37  CEDAW-Alternativbericht  
Gleichstellungs- und Antidiskriminierungspolitik: Bundesregierung 
zum Handeln aufgefordert! 
13. Dezember 2016 

16-38  djb und FSR fordern wirksame Umsetzung der der deutschen 
Menschenrechtsverpflichtungen zu Frauen, Frieden, Sicherheit 
nach Resolution 1325 
14. Dezember 2016 

Stellungnahmen 2016 

16-01 zum Entwurf eines Gesetzes zur Reform des Gleichstellungsrechts 
von Mecklenburg-Vorpommern (Gleichstellungsreformgesetz), 
Stand 1.12.2015,  
8. Januar 2016 

16-02 zum Diskussionsentwurf zur Schaffung eines präventiven 
Rechtsbehelfs bei überlangen Verfahren in bestimmten 
Kindschaftssachen,  
18. Januar 2016 

16-03 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz „Entwurf eines … Gesetzes zur Änderung des 
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Strafgesetzbuches – Verbesserung des Schutzes der sexuellen 
Selbstbestimmung“ (Stand: 14.7.2015),  
18. März 2016 

16-04 zur Öffentlichen Anhörung "Verbesserung der Situation 
Alleinerziehender" im BT-Ausschuss Familie, Senioren, Frauen und 
Jugend am 14. März 2016,  
14. März 2016 

16-05 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend „Gesetz zur Neuregelung des 
Mutterschutzes“ (Stand: 3. März 2016),  
29. März 2016 

16-06 zur gesetzlichen Verankerung einer fiktiven Bedarfsgemeinschaft 
im Rahmen des Entwurfs eines Neunten Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Buches Sozialgesetzbuch – Rechtsvereinfachung, anlässlich 
der Verbändeanhörung durch das BMAS,  
31. März 2016 

16-07  zum Entwurf der Novellierung des Niedersächsischen 
Gleichberechtigungsgesetzes,  
4. April 2016 

16-08 zum Entwurf eines Gesetzes zur Regulierung des 
Prostitutionsgewerbes sowie zum Schutz von in der Prostitution 
tätigen Personen,  
22. April 2016 

16-09 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Gleichstellungsrechts für Nordrhein-Westfalen, Stand: 8.März 
2016,  
29. April 2016 

16-10 anlässlich der Sachverständigen-Anhörung auf Einladung der 
Gruppe der Frauen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und der 
Frauen in der SPD-Bundestagsfraktion am 27. April 2016 zum 
Gesetzentwurf zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen 
Selbstbestimmung (Stand: 16. März 2016),  
25. April 2016 

16-11 Offener Brief an Bundeskanzlerin Merkel und die Mitglieder des 
Deutschen Bundestags: Eine große Koalition für eine große Reform 
des Sexualstrafrechts,  
26. April 2016 

16-12 zum Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes gegen 
Nachstellungen,  
6. Mai 2016 

16-13 Hintergrundpapier: Sind die Gründe für die Einführung einer 
zeitgleichen Bedarfsgemeinschaft im Haushalt des 
umgangsberechtigten Elternteils und die Leistungskürzung im 
Haushalt des alleinerziehenden Elternteils stichhaltig?,  
25. Mai 2016 

16-14 zum Verfahren 2 BvR 2453/15 gemäß § 27a BVerfGG 
(Verfassungsbeschwerde),  
26. Mai 2016 

16-15 Offener Brief: "Kann ich mir Umgang mit dem Vater leisten?" 
Verbände fordern Umgangspauschale für Kinder statt 
Leistungskürzungen bei Alleinerziehenden,  
30. Mai 2016 

16-16 Zum Gesetzentwurf zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen 
Selbstbestimmung,  
31. Mai 2016 

16-17 Zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Frauen, 
Gleichstellung und Emanzipation des Landtags Nordrhein-
Westfalen am 29. Juni 2016,  
29. Juni 2016 

16-18 Zum Entwurf eines Gesetzes des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz zur Reform des Scheinvaterregresses, zur 
Rückbenennung und zur Änderung des Internationalen 
Familienrechtsverfahrensgesetzes,  
29. Juli 2016 

16-19 Civil Society Commentary by the Deutscher Juristinnenbund 
(German Women Lawyers Association) and Frauensicherheitsrat 
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(Women’s Security Council) in response to Germany’s evaluation as 
2016 OSCE Chair of its steps to implement the OSCE Human 
Dimension commitments,  
18. August 2016 

16-20 Stellungnahme zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung des 
Gleichstellungsrechts für Nordrhein-Westfalen, LTDrs. 16/12366,  
31. August 2016 

16-21 Stellungnahme zum Gesetzentwurf zur Neuregelung des 
Mutterschutzrechts (BT-Drs. 18/8963 vom 29. Juni 2016) für die 
Sachverständigenanhörung im Bundestagsausschuss für Familie 
und Senioren, Frauen und Jugend am 19. September 2016,  
9. September 2016 

16-22 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des 
Rechts auf Kenntnis der Abstammung bei heterologer Verwendung 
von Samen (Stand 6. Oktober 2016, Aktenzeichen 313-162800/76);  
3. November 2016 

16-23 Stellungnahme zur öffentlichen Anhörung für Recht und 
Verbraucherschutz am 9.November 2016 zum Entwurf eines 
Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes gegen Nachstellungen, 
Drs. 18/9946,  
9 November 2016 

16-24 Stellungnahme zum Entwurf eines Gesetzes für mehr 
Lohngerechtigkeit zwischen Frauen und Männern 
(Referentenentwurf des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend, Bearbeitungsstand 27.10.2016),  
11. November 2016 

16-25 Stellungnahme zur juristischen Ausbildung anlässlich der 
Herbstkonferenz der Justizministerinnen und Justizminister am 17. 
November 2016 in Berlin,  
16. November 2016 

16-26 Stellungnahme zu dem Entwurf eines Niedersächsischen Gesetzes 
zur Ausführung des Gesetzes über die psychosoziale 

Prozessbegleitung im Strafverfahren 
2. Dezember 2016 

16-27 CEDAW Alternative Report Germany 2016 
30. September 2016 
vgl. 16-19 

16-28 Consultation on the European Pillar of Social Rights 
25. Dezember 2016 

Pressemitteilungen 2017 

17-01  djb sieht Handlungsbedarf bei sozialen Rechten auf europäischer 
Ebene 
2. Januar 2017 

17-02  Ehen Minderjähriger: djb fordert Schutz ohne Bevormundung 
12. Januar 2017 

17-03  Kinderarmut bekämpfen – Ausbau Unterhaltsvorschuss jetzt! 
18. Januar 2017 

17-04  10 Forderungen des djb an die Parteien zur Bundestagswahl 2017 
23. Januar 2017 

17-05  djb begrüßt Initiativen der maltesischen Ratspräsidentschaft zur 
Geschlechtergerechtigkeit 
25. Januar 2017 

17-06  Juristinnenbund zum Internationalen Tag gegen die weibliche 
Genitalverstümmelung 
6. Februar 2017 

17-07  djb zum Fall Birte Meier 
7. Februar 2017 

17-08  Wechselmodell: djb zu den Entscheidungen des 
Bundesgerichtshofs 
1. März 2017 

17-09  Déjà vu: Oberverwaltungsgericht Münster erklärt Neuregelung zur 
Frauenförderung für verfassungswidrig 
1. März 2017 
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17-10  Frauen in die Parlamente und Regierungen! 
8. März 2017 

17-11  Juristinnenbund fordert: Blick auf die Alterssicherung von Frauen 
10. März 2017 

17-12  Auf einem guten Weg, aber noch nicht am Ziel – djb zur Wahl der 
Bundesrichterinnen und Bundesrichter 2017 
10. März 2017 

17-13  djb zum Tag der Kriminalitätsopfer 
22. März 2017 

17-14  60 Jahre Römische Verträge – Wieder mehr Gleichstellung wagen 
23. März 2017 

17-15  Wir haben die Wahl. Forderungen des djb an die Parteien 
24. März 2017 

17-16  Steigender Frauenanteil in der Justiz – Ruf nach der 
„Männerquote“? 
20. April 2017 

17-17  Reproduktive Rechte stärken – Versorgung durch Hebammen 
sicherstellen 
4. Mai 2017 

17-18  djb begrüßt den Gesetzentwurf zur Verbesserung der 
Rechtsdurchsetzung in sozialen Netzwerken 
(Netzwerkdurchsetzungsgesetz – NetzDG) 
19. Mai 2017 

17-19  Berliner Erklärung 2017 
Gemeinsame Forderungen von 16 Frauenverbänden an die Parteien 
zur Bundestagswahl 2017 
30. Mai 2017 

17-20  Zielgröße Null? Nicht bei der Telekom. 
31. Mai 2017 

17-21  Von Anfang an: Teilhabe für alle – djb zum Internationalen 
Kindertag 
1. Juni 2017 

17-22  Dr. Frederike Misselwitz: Preisträgerin Marie-Elisabeth-Lüders-
Preis 2017 
2. Juni 2017 

17-23  Berliner Erklärung 2017 – Forderungskatalog der 17 
Frauenverbände findet überwiegend positives Echo 
12. Juni 2017 

17-24  „Streitbeilegung – made in Germany“ – Mehr Rechtssicherheit und 
geringere Kosten durch effiziente Streitbeilegung „Bündnis für das 
deutsche Recht“ will Rechts- und Wirtschaftsstandort Deutschland 
stärken 
12. Juni 2017 

17-25  Frauenverbände fordern eine stärkere Beteiligung von Frauen und 
ärztlichem Sachverstand im Gemeinsamen Bundesausschuss (G-
BA) 
30. Juni 2017 

17-26  Zu wenige Frauen in den Parlamenten – djb fordert: Augen auf bei 
der Bundestagswahl! 
10. Juli 2017 

17-27  Fehlanreize für Zweitverdienerinnen: Europa kritisiert 
Ehegattensplitting und beitragsfreie Krankenmitversicherung 
19. Juli 2017 

17-28  Gemeinsamer Wahlaufruf von über 40 Frauenverbänden: Wo Wahl 
draufsteht, muss Demokratie herauskommen! 
25. Juli 2017 

17-29  100 Jahre Frauenwahlrecht – Auftakt zum Jubiläum und 
Buchpremiere 
26. Juli 2017 

17-30  Berliner Erklärung – Offener Brief an Kanzleramtsminister Peter 
Altmaier 
September 2017 

17-31  Wi(e)der genderblinde Wahlentscheidungen – Berliner Erklärung 
2017 fordert kritischen Blick auf Gleichstellungspolitik in den 
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Wahlprogrammen 
15. September 2017 

17-32  Reproduktive Rechte – 42. djb-Bundeskongress in Stuttgart 
eröffnet 
22. September 2017 

17-33  Reproduktive Rechte – interdisziplinärer Diskurs auf dem 42. djb-
Bundeskongress 
22. September 2017 

17-34  Prof. Dr. Maria Wersig zur djb-Präsidentin gewählt 
23. September 2017 

17-35  Nach der Wahl: knapp 6 Prozent weniger Frauen im Deutschen 
Bundestag 
26. September 2017 

17-36  Sondierungsgespräche: Frauenverbände mahnen 
Gleichstellungspolitik an 
19. Oktober 2017 

17-37  Juristinnenbund fordert zukunftsweisende Gleichstellungspolitik 
als Sondierungsziel 
7. November 2017 

17-38  Sterntaler 2018 – djb kritisiert die Änderungen der Düsseldorfer 
Tabelle 
13. November 2017 

17-39  Die Abschaffung der Steuerklasse V allein genügt nicht. 
Das Ehegattensplitting selbst muss reformiert werden! 
15. November 2017 

17-40  Presseerklärung der Berliner Erklärung 2017 – 
Sondierungsgespräche – Gleichstellungspolitik darf nicht auf zwei 
Zeilen reduziert werden  
17. November 2017 

17-41  Zur juristischen Ausbildung anlässlich der Herbstkonferenz der 
Justizministerinnen und Justizminister am 9. November 2017 
21. November 2017 

17-42  Deutscher Juristinnenbund und Deutscher Ärztinnenbund fordern 
gemeinsam die Abschaffung des Straftatbestandes „Werbung für 
den Schwangerschaftsabbruch“ 
23. November 2017 

17-43  Von nichts kommt nichts. Aktionärinnen fordern 
Gleichberechtigung 2017 
djb und BMFSFJ stellen Projektergebnisse vor 
24. November 2017 

17-44  Ein Leben Frei von Gewalt ist die Basis für alle anderen 
Menschenrechte: 
Gewalt gegen Frauen weiter wirksam bekämpfen und Istanbul-
Konvention umsetzen. djb zum Internationalen Tag gegen Gewalt 
gegen Frauen 
24. November 2017 

17-45  Pressemitteilung der Berliner Erklärung 2017 
Regierungsbildung 
Gleichstellungspolitik muss auf die Agenda! 
30. November 2017 

Stellungnahmen 2017 

17-01  Nationales Reformprogramm 2017 
20. Januar 2017 

17-02  zu Ehen Minderjähriger: djb fordert Schutz ohne Bevormundung 
1. Februar 2017 

17-03  zum Entwurf des Gesetzes zu dem Übereinkommen des Europarats 
vom 11. Mai 2011 zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt 
gegen Frauen und häuslicher Gewalt 
10. Februar 2017 

17-04 djb zu EBD Konsultation 
Politische Forderungen 2017/18 
16. Februar 2017 
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17-05 zur öffentlichen Anhörung des Familienausschusses des Deutschen 
Bundestags am 6. März 2017 – Entgelttransparenzgesetz 
27. Februar 2017 

17-06 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung – BR Drs 780/16 vom 30. 
Dezember 2016 – Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung des 
betrieblichen Altersversorgung und zur Änderung anderer Gesetze 
(Betriebsrentenstärkungsgesetz) 
28. Februar 2017 

17-07 zum Ersten Arbeitsentwurf eines Gesetzes zur Regelung des 
Sozialen Entschädigungsrechts des Bundesministeriums für Arbeit 
und Soziales zur frühen Beteiligung (Stand des Entwurfs: 10 Januar 
2017) 
4. April 2017 

17-08 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung zur Bekämpfung von 
Kinderehen 
18. April 2017 

17-09 zum Vorschlag für eine VERORDNUNG DES RATES über die 
Zuständigkeit, die Anerkennung und Vollstreckung von 
Entscheidungen in Ehesachen und in Verfahren betreffend die 
elterliche Verantwortung und über internationale 
Kindesentführungen (Neufassung); COM(2016)411final 
8. August 2017 

17-10 Hintergrundpapier zur Zulässigkeit von Information und Werbung 
bei öffentlichen Hinweisen durch Ärzte und Ärztinnen auf die 
Vornahme von Schwangerschaftsabbrüchen und bestehende 
Reformoptionen 
7. Dezember 2017 

Pressemitteilungen 2018 

18-01  Gut so, IG Metall!,  
9. Januar 2018 

18-02  Pressemitteilung der Berliner Erklärung 2017: Offener Brief an die 
Bundeskanzlerin,  
10. Januar 2018 

18-03  Juristinnenbund fordert zukunftsweisende Gleichstellungspolitik 
von Union und SPD,  
10. Januar 2018 

18-04  Offener Brief der Berliner Erklärung 2017 vom 26.1.2018 an die 
Verhandlungsführer der Koalitionsgespräche: Bundeskanzlerin Dr. 
Angela Merkel, Horst Seehofer, Ministerpräsident des Freistaates 
Bayern, Vorsitzender der CSU, Martin Schulz, Vorsitzender der SPD,  
26. Januar 2018 

18-05  BT-Rechtsausschuss: Debattenkultur statt Diffamierung!,  
31. Januar 2018 

18-06  Juristinnenbund fordert Aktionsplan von Bund und Ländern zur 
wirksamen Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen,  
1. Februar 2018 

18-07  Juristinnenbund zum Entwurf für einen Koalitionsvertrag: 
Hoffnungen auf konkrete Verbesserungen haben sich nur begrenzt 
erfüllt,  
8. Februar 2018 

18-08  Antiquierte Sparkassen-Formulare: Klagen hilft nicht – oder doch?,  
20. Februar 2018 

18-09 Juristinnenbund fordert Abschaffung des § 219a StGB und 
verbesserte Informationsrechte für betroffene Frauen,  
22. Februar 2018 

18-10 Time’s up: Die beste Zeit, für Frauenrechte einzutreten, ist jetzt!,  
7. März 2018 

18-11 Equal Pay braucht mehr als Entgeltransparenz,  
16. März 2018 

18-12 djb vermisst geschlechtergerechte Besetzung der 
Richterwahlausschüsse,  
23. März 2018 
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18-13 Viel erreicht – noch viel zu tun. djb feiert 70-jähriges Jubiläum,  
13. April 2018 

18-14 Breites Bündnis fordert die Aufhebung von § 219a StGB,  
23. April 2018 

18-15 djb kritisiert unzureichende Änderungen bei der Steuer- und 
Abgabenbelastung von Frauen im Nationalen Reformprogramm 
2018 
25. April 2018 

18-16 Diskriminierung in der juristischen Ausbildung systematisch in den 
Blick nehmen: Geschlecht und Herkunft folgenreich für 
Examensnote 
2. Mai 2018 

18-17 Rentenkommission muss geschlechtergerecht denken 
7. Mai 2018 

18-18 djb fordert: Steuerformulare umgehend diskriminierungsfrei 
gestalten 
25. Mai 2018 

18-19 djb fordert geschlechtergerechte Wahllisten für die Wahl zum EP 
2019 
4. Juni 2018 

18-20 EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für 
Eltern und pflegende Angehörige wäre wichtiger Beitrag zur 
Gleichstellung 
5. Juni 2018 

18-21 Juristinnenbund begrüßt Maßnahmen der Bundesfrauenministerin 
zum Schutz von Frauen vor Gewalt 
11. Juni 2018 

18-22 Es wurde auch Zeit! Die Brückenteilzeit kommt,  
13. Juni 2018 

18-23 Wechselmodell ist kein Sparmodell zu Lasten von Müttern und 
Kindern,  
15. Juni 2018 

18-24 Frauen in Spanien schreiben Weltgeschichte: Frauenverbände der 
"Berliner Erklärung" gratulieren Spaniens Ministerpräsident Pedro 
Sánchez zur historischen Frauenmehrheit im Kabinett,  
18. Juni 2018 

18-25 100 Tage Bundesregierung: Von Alterssicherung bis Wechselmodell 
– Juristinnenbund zieht Bilanz,  
22. Juni 2018 

18-26 Pressemitteilung: djb-Stellungnahme anlässlich der Anhörung zu § 
219a StGB,  
27. Juni 2018 

18-27 Verfassungswidrige Männerquote bei der Hamburger 
Staatsanwaltschaft,  
28. Juni 2018 

18-28 Mütterrente II darf nicht auf Mehrkindfamilien beschränkt werden,  
2. Juli 2018 

18-29 The same procedure as every year: Die Bundesregierung wird 
wegen der Steuer- und Abgabenbelastung von Frauen kritisiert,  
6. Juli 2018 

18-30 Immer noch nicht am Ziel – djb zur Wahl der Bundesrichterinnen 
und Bundesrichter 2018,  
6. Juli 2018 

18-31 Gleichberechtigung ist Chefinnensache – Juristinnenbund 
unterstützt Forderung Schwesigs nach strategischem Plan für mehr 
Frauen in Führungspositionen der Justiz in Mecklenburg-
Vorpommern,  
24. August 2018 

18-32 Ein Vorbild für Juristinnen und Feministinnen: Erna Scheffler wäre 
heute 125 Jahre alt,  
21. September 2018 

18-33 Wechselmodell ist weder „Leitbild“ noch „geteilte Betreuung“ – 
Juristinnenbund zum Deutschen Juristentag,  
25. September 2018 
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18-34 djb-Empfang beim 72. Deutschen Juristentag in Leipzig,  
27. September 2018 

18-35 djb gratuliert: Verdienstorden für Ramona Pisal, djb-Präsidentin 
2011–2017,  
28. September 2018 

18-36 Juristinnenbund und 26 weitere Verbände fordern die zügige 
Aufhebung von § 219a StGB 
11.Oktober 2018 

18-37 weit entfernt vom Ziel 
22.Oktober 2018 

18-38 Rückschritte für Frauen bei den Landtagswahlen in Bayern und 
Hessen – ohne Frauenquoten der Parteien scheint es nicht zu 
gehen!  
31.Oktober 2018 

18-39 100 Jahre Frauenwahlrecht: Gleichberechtigte politische Teilhabe 
ist keine Selbstläuferin! 
12.November 2018 

18-40 An der Spitze des Bundesverfassungsgerichts fehlt eine Frau! 
14.November 2018 

18-41 djb veröffentlicht Policy Paper zum Thema Opferrechte in 
Strafverfahren wegen 
22.November 2018 

18-42 Zwei neue Senate für den BGH – es gehören mehr Frauen auf die 
Vorschlagsliste! 
6.Dezember 2018 

18-43 Das Gut(gemeint)e-Kita-Gesetz verspricht mehr als es hält 
13.Dezember 2018 

Stellungnahmen 2018 

18-01  Positionspapier: Frauenpolitik verdient ein eigenes Kapitel und 
erfordert konkrete Maßnahmen: djb zu den Ergebnissen der 

Sondierungsgespräche zwischen Union und SPD 
17. Januar 2018 

18-02  zur effektiven Umsetzung des Übereinkommens des Europarats zur 
Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und 
häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention) in Deutschland 
29. Januar 2018 

18-03 zur Verfassungsbeschwerde Az. 1 BvR 673/17 (Adoption) 
15. März 2018 

18-04 Contribution to the UN Human Rights Committee on the List of 
Issues Prior to Reporting by Germany 
3. April 2018 

18-05 zum Referentenentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines 
Gesetzes zur Weiterentwicklung des Teilzeitrechts – Einführung 
einer Brückenteilzeit 
17. April 2018 

18-06 zum Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Richtlinie zur 
Vereinbarkeit von Beruf und Privatleben für Eltern und pflegende 
Angehörige (Stand: 4. Juni 2018) 
5. Juni 2018 

18-06e Statement on the European Commission proposal for a Directive on 
work-life-balance for parents and carers 
5 June 2018 

18-07 zur Sachverständigenanhörung zum Gesetzentwurf der Fraktion 
Bündnis 90 / DIE GRÜNEN für ein Gesetz zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern im öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen, 
Sächs. LT, Drs. 6/12511 
11. Juni 2018 

18-08 Forderungen des djb – Regionalgruppe München / Südbayern – zur 
Landtagswahl in Bayern  
25. Juni 2018 

18-09 zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Recht und 
Verbraucherschutz des Deutschen Bundestags am 27. Juni 2018
 zu den Gesetzentwürfen zur Änderung des 
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Strafgesetzbuches – Einschränkung bzw. Aufhebung von § 219a 
StGB – BT-Drs. 19/820 (Gesetzentwurf der Fraktion der FDP), BT-
Drs. 19/93 (Gesetzentwurf der Fraktion Die Linke) und BT-Drs. 
19/630 (Gesetzentwurf der Fraktion Bündnis90/Die Grünen) 
26. Juni 2018 

18-10 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz: Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung des 
Gesetzes zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für 
Personen gleichen Geschlechts (Stand: 29.3.2018) 
29. Juni 2018 

18-11 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der in das 
Geburtenregister einzutragenden Angaben (Stand: 5. Juni 2018) 
10. Juli 2018 

18-12 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales: Entwurf eines Gesetzes über Leistungsverbesserungen und 
Stabilisierung in der gesetzlichen Rentenversicherung (RV-
Leistungsverbesserungs- und -Stabilisierungsgesetz), 
Bearbeitungsstand: 13.7.2018 
27. Juli 2018 

18-13 Submission to the UN Committee on Economic, Social and Cultural 
Rights (CESCR) – parallel report to the 6th State Report of Germany 
2nd  August 2018 

18-14 zum Referentenentwurf der Senatsverwaltung für Justiz, 
Verbraucherschutz und Antidiskriminierung für ein 
Landesantidiskriminierungsgesetz für Berlin (Stand: 5. Juli 2018) 
27. August 2018 

18-15 zum Antrag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die Grünen im 
Landtag Nordrhein-Westfalen (Drucksache 17/2546) zur Umsetzung 
der Istanbul-Konvention 
3. September 2018 

18-16 zum Entwurf eines Gesetzes zur Bekämpfung der Mehrehe  
(BR-Drucksache 249-18) 
8. Oktober 2018 

18-17 zum Bericht des Koordinierungsausschusses Juristenausbildung zur 
universitären Schwerpunktbereichsprüfung gemäß Beschluss der 
Justizministerkonferenz vom 9. November 2017 
31. Oktober 2018 

18-18 Policy Paper Opferrechte in Strafverfahren wegen 
geschlechtsbezogener Gewalt 
22. November 2018 

Pressemitteilungen 2019 

19-01 Wünsche des Juristinnenbunds für 2019: Weitere Nachbesserungen 
beim „Starke Familien Gesetz“ 
10. Januar 2019 

19-02 Mehr Frauen in die Parlamente – nur wie? Juristinnenbund 
veröffentlicht Forderungspapier 
11. Januar 2019 

19-03 Seit 100 Jahren wählen Frauen – Matinee im Schloss Bellevue 
15. Januar 2019 

19-04 Juristinnenbund fordert Abschaffung von § 219a StGB und legt 
eigenen Regelungsvorschlag vor 
31. Januar 2019 

19-05 Brandenburg schreibt Geschichte: Erstes Paritätsgesetz der 
Bundesrepublik 
31. Januar 2019 

19-06 Fachtag zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland 
01. Februar 2019 

19-07 Frauen, lasst uns zur Europawahl gehen! Es lohnt sich! 
05. Februar 2019 

19-08 djb kritisiert Entfristung der Wohnsitzauflage für Geflüchtete 
22. Februar 2019 
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19-09 Pressemitteilung anlässlich des Internationalen Frauentags 2019: 
djb fordert Verbesserung des strafrechtlichen Schutzes der 
sexuellen Selbstbestimmung 
07. März 2019 

19-10 Bundesrichterwahlausschuss 2019: Chance vertan 
15. März 2019 

19-11 Equal Pay: Ein Prinzip ohne Praxis! Juristinnenbund fordert 
effektives Gesetz 
17. März 2019 

19-12 Ohne Umwege: Rechtliche Elternschaft für lesbische Frauen! 
18. März 2019 

19-13 djb fordert Überprüfung der Einschränkungen und Sanktionen im 
Asylbewerberleistungsgesetz 
17. April 2019 

19-14 Neues Netzwerk im Deutschen Juristinnenbund e.V.: Juristinnen 
Wirtschafts- und Steuerstrafrecht (JuWiSt) 
23. April 2019 

19-15 Dr. Cara Röhner: Preisträgerin Marie-Elisabeth-Lüders-Preis 2019 
2. Mai 2019 

19-16 djb befürwortet stärkere Öffnung des Adoptionsrechts: 
Gleichbehandlung der Kinder – Stiefkindadoptionen auch bei 
faktischen Lebensgemeinschaften 
6. Mai 2019 

19-17 Juristinnenbund präsentiert sich auf weltweit größtem Kongress zur 
Kriminalprävention 
14. Mai 2019 

19-18 Hate speech und digitale Gewalt haben eine 
Geschlechterdimension – djb sieht Handlungsbedarf 
15. Mai 2019 

19-19 Zukunftskongress von EAF Berlin und djb: Mit Recht und Courage! 
20. Mai 2019 

19-20 70 Jahre Grundgesetz: Die faktischen Nachteile bestehen weiter 
23. Mai 2019 

19-21 djb begrüßt Referentenentwurf zum Thema Cybergrooming und 
fordert, den strafrechtlichen Schutz der sexuellen 
Selbstbestimmung weiter auszubauen 
6. Juni 2019 

19-22 Verabschiedung der europäischen Richtlinie zur Vereinbarkeit von 
Beruf und Privatleben: Gut, aber nicht gut genug! 
13. Juni 2019 

19-23 Upskirting: nur die Spitze des Eisbergs 
11. Juli 2019 

19-24 DIE Steuerklärung und DER Steuerpflichtige: djb kritisiert veraltete 
Leitbilder und fehlende Vollmacht 
30.Juli 2019 

19-25 Wahl mit Signalwirkung: 40 Prozent Frauen im neu gewählten EU-
Parlament! 
1. August 2019 

19-26 Evaluation bestätigt: Entgelttransparenzgesetz bewirkt keine 
nennenswerten Verbesserungen 
8. August 2019 

19-27 Bündnis Istanbul-Konvention zu den Haushaltsberatungen: Schluss 
mit dem Flickenteppich – Wir brauchen ein Gesamtkonzept zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
9. September 2019 

19-28  „Ehegattensplitting und Gleichstellung im deutschen 
Steuersystem“: djb kritisiert die mangelhafte Durchsetzung 
gleichstellungsorientierter Folgenabschätzung 
10. September 2019 

19-29 djb-Pressegespräch: Parität in den Parlamenten,  
11. September 2019 
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19-30  Digitaler Wandel: frauen- und rechtspolitische Herausforderungen 
– 43. djb-Bundeskongress in Halle/Saale eröffnet 
12. September 2019 

19-31 Prof. Dr. Maria Wersig als djb-Präsidentin bestätigt 
14. September 2019 

19-32 djb gründet neues Netzwerk: Juristinnen im Wirtschafts- und 
Steuerstrafrecht (JuWiSt) und feiert dessen Auftakttagung in Bonn 
11. Oktober 2019 

19-33 djb und DAV verurteilen Äußerungen Brandners und fordern 
Rücktritt vom Amt des Vorsitzenden des Bundestags-
Rechtsausschusses 
15. Oktober 2019 

19-34 Referentenentwurf für ein Gesetz zur Modernisierung des 
Strafverfahrens: djb sieht darüber hinausgehenden Reformbedarf 
17. Oktober 2019 

19-35 Auch die jüngsten Landtagswahlen zeigen: Parität ist keine 
Selbstläuferin! 
30. Oktober 2019 

19-36 djb fordert umfangreiche Maßnahmen gegen Hate Speech 
4. November 2019 

19-37 Eine Gefahr für die Meinungsfreiheit und Demokratie - Diskussion 
zu Hate Speech und digitale Gewalt gegen Frauen in der 
Hamburger Landesvertretung 
4. November 2019 

19-38 Eine Gefahr für die Meinungsfreiheit und Demokratie - Diskussion 
zu Hate Speech und digitale Gewalt gegen Frauen in der Hamburger 
Landesvertretung 
13. November 2019 

19-39 „Handeln Sie jetzt!“ – die 17 Frauenverbände der Berliner 
Erklärung bewerten die Halbzeitbilanz der Bundesregierung 2019 
14. November 2019 

19-40 Die Fachwelt warnt vor einem Sexkaufverbot - Debatte über 
Prostitution: Verbände und Beratungsstellen informieren über 
Gefahren einer Kriminalisierung und sinnvolle Alternativen 
22. November 2019 

19-41 Internationaler Tag zur Beseitigung von Gewalt gegen Frauen: 
Istanbul-Konvention in Deutschland vollständig umsetzen 
25.November.2019 

19-42 djb begrüßt Verbot von Konversionstherapien und zeigt 
Schutzlücken auf 
26. November 2019  

19-43 Bündnis Istanbul-Konvention zu Sorgerecht, Besuchsrecht und 
Sicherheit: Der Gewaltschutz von Müttern und Kindern muss über 
dem Umgangs- und Sorgerecht von Vätern stehen 
27. November 2019 

19-44 djb ernennt Prof. Dr. Ursula Nelles, 1. Vorsitzende des djb von 1997 
bis 2001 und Rektorin der Universität Münster von 2006 bis 2016 
zur Ehrenpräsidentin 
29. November 2019 

19-45 Amtsantritt der neuen EU-Kommission: Gleichstellung zum Thema 
machen 
3. Dezember 2019 

19-46 Hausaufgaben nicht gemacht – Stellungnahme des djb im 
Überprüfungsverfahren Deutschlands vor dem UN-
Frauenrechtsausschuss 
10. Dezember 2019 

Stellungnahmen 2019 

19-01 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales „Entwurf eines Gesetzes zur Regelung des Sozialen 
Entschädigungsrechts“ 
09. Januar 2019 

19-02 Forderungspapier: Mehr Frauen in die Parlamente 
11. Januar 2019  



Seite 61 von 76 

19-03 zum Referentenentwurf des BMJV „Entwurf eines Gesetzes zur 
Verbesserung der Information über einen 
Schwangerschaftsabbruch“ vom 28. Januar 2019 und zum 
Eckpunktepapier zur „Verbesserung der Information und 
Versorgung in Schwangerschaftskonfliktlagen“ vom 12. Dezember 
2018 
31. Januar 2019 

19-04 zur BT-Drucksache 19/1175: Getrennt leben – Gemeinsam 
erziehen: Familienrechtliches Wechselmodell als Regelfall 
einführen sowie zur BT-Drucksache 19/1172: Wohl des Kindes in 
den Mittelpunkt stellen – Keine Festschreibung des 
Wechselmodells als Regelmodell 
11. Februar 2019 

19-05 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat zum Entwurf eines Gesetzes zur Entfristung des 
Integrationsgesetzes 
21. Februar 2019 

19-06 zu weiterem Reformbedarf im Sexualstrafrecht 
7. März 2019 

19-07 zur öffentlichen Anhörung des Bundestagsausschusses für Familie, 
Senioren, Frauen und Jugend am 18. März 2019 zum Antrag der 
Fraktion DIE LINKE Lohndiskriminierung von Frauen beenden – 
Equal Pay durchsetzen (BT-Drucksache 19/1005) und zum Antrag 
der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Entgeltdiskriminierung 
verhindern – Verbandsklagerecht einführen (BT-Drucksache 
19/1192) 
11. März 2019 

19-08 zur öffentlichen Anhörung zum "Entwurf eines Gesetzes zur 
Anpassung der abstammungsrechtlichen Regelungen an das 
Gesetz zur Einführung des Rechts auf Eheschließung für Personen 
gleichen Geschlechts", BT-Drucks. 19/2665 
14. März 2019 

19-09 Submission to the UN Committee against Torture (CAT) – parallel 
report to the Sixth State Report of Germany (Sixth Periodic Report) 
27. März 2019 

19-10 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums des Innern, für 
Bau und Heimat eines Zweiten Gesetzes zur besseren Durchsetzung 
der Ausreisepflicht (Geordnete-Rückkehr-Gesetz) vom 11.4.2019 
15. April 2019 

19-11 zum Diskussionsteilentwurf des Bundesministeriums der Justiz und 
für Verbraucherschutz – Entwurf eines Gesetzes zur Reform des 
Abstammungsrechts (Stand: 12.3.2019) 
6. Mai 2019 

19-12 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz und des Bundesministeriums des Innern, für Bau 
und Heimat zum Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der 
Änderung des Geschlechtseintrags 
14. Mai 2019 

19-13 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – Versuchsstrafbarkeit des Cybergroomings  
29. Mai 2019 

19-15 zur neuen EU-Richtlinie zur Vereinbarkeit von Beruf und Familie: 
Fortschritt und Stillstand zugleich (Stand 3.5.2019) 
13. Juni 2019 

19-16 zur Strafbarkeit des Upskirting 
11. Juli 2019 

19-17 Gesetzesentwurf der Fraktion DIE LINKE Hessisches Gesetz zum 
Schutz der Rechte von schwangeren Frauen bei 
Schwangerschaftsberatung und -abbruch (Drs 20/384 vom 
22.03.2019) 
26. Juli 2019 

19-18 Schlussfolgerungen des Deutschen Juristinnenbundes e.V. aus der 
Evaluation des Entgelttransparenzgesetze 
7. August 2019  
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19-20 Schlussfolgerungen zum im BVerfG-Verfahren 1 BvL 5/18 zur 
verfassungsrechtlichen Prüfung von § 17 VersAusglG – 
Aussetzungs- und Vorlagebeschluss des Oberlandesgerichts Hamm 
vom 9. Oktober 2018 (II-10 UF 178/17)19-19  
19. August 2019 

19-21 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz (BMJV) - Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung 
der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) vom 26. 
März 2019 zum Ausschluss der Stiefkindadoption in nichtehelichen 
Familien 
1. Oktober 2019 

19-22 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz für ein Gesetz zur Modernisierung des 
Strafverfahrens 
8. Oktober 2019 

19-23 Mit Recht gegen Hate Speech – Bekämpfung digitaler Gewalt gegen 
Frauen 
4. November 2019 

19-24 Femizide in Deutschland: Strafverfolgung und angemessene 
Bestrafung von sogenannten Trennungstötungen - Themenpapier 
1: Die Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland 
25. November 2019 

19-25 Umsetzungsdefizite bei Frauenschutzhäusern und 
Schutzunterkünften - Themenpapier 2: Die Umsetzung der 
Istanbul-Konvention in Deutschland 
26. November 2019 

19-26 Umsetzungsdefizite bei der Finanzierung von Schutzunterkünften 
und Fachberatungsstellen Themenpapier 3: Umsetzung der 
Istanbul-Konvention in Deutschland 
27. November 2019 

19-27 Strafbarkeit von Zwangssterilisationen Themenpapier 4: 
Umsetzung der Istanbul- Konvention in Deutschland 
28. November 2019 

19-28 Effektive Strafverfolgung von sexualisierter Gewalt Themenpapier 
5: Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland 
29. November 2019 

19-29 Referentenentwurf des BMJV zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Modernisierung des Schriftenbegriffes und anderer Begriffe sowie 
Erweiterung der Strafbarkeit der §§ 86, 86a, 111 und 130 des 
Strafgesetzbuches 
29. November 2019 

19-30 Strafzumessung bei sexualisierter Gewalt durch (Ex-)Partner 
Themenpapier 6: Umsetzung der Istanbul-Konvention in 
Deutschland 
2. Dezember 2019  

19-31 Unterstützung und Schutz der Betroffenen von sexualisierter 
Gewalt Themenpapier 7: Umsetzung der Istanbul-Konvention in 
Deutschland 
3. Dezember 2019 

19-32 Follow-up CEDAW: djb calls for the German Government to take 
immediate measures 
10. Dezember 2019  

Pressemitteilungen 2020 

20-01 Gesetz zur Bekämpfung des Rechtsextremismus und der 
Hasskriminalität muss Geschlechterdimension berücksichtigen 
17. Januar 2020  

20-02 „Mehr Frauen in den Bundestag“: Mit einer Stimme für Parität 
20. Januar 2020 

20-03 Juristinnenbund für gleichstellungsorientierte Folgenabschätzung 
der Grundrente 
22. Januar 2020 

20-04 Wieder nur die Minimallösung – Anhörung im Rechtsausschuss zur 
Stiefkindadoption 
28. Januar 2020 

https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-25/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-25/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-26/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-26/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-27/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-28/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st-19-30/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-31/
https://www.djb.de/themen/thema/ik/st19-31/
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20-05 Kein Nachlassen im Kampf gegen geschlechtsspezifische Gewalt: 
Istanbul-Konvention in Deutschland vollständig umsetzen 
31. Januar 2020 

20-06 Gewaltschutz statt Blumen am Valentinstag 
14. Februar 2020 

20-07 djb begrüßt Fortentwicklung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
17. Februar 2020 

20-08 Vor dem 9. Staatenbericht zu CEDAW: Juristinnenbund 
veröffentlicht Themenliste  
3. März 2020 

20-09 djb begrüßt Gesetzesvorschlag für eine neue Quote: Eine Frau pro 
Vorstand ist ein guter Anfang, aber die Gläserne Decke bleibt  
4. März 2020 

20-10 djb eröffnet Ausstellung „Jüdische Juristinnen“ in Berlin  
5. März 2020 

20-11 Die neue Gleichstellungsstrategie der Kommission: Hält sie, was 
Kommissionspräsidentin von der Leyen versprochen hat?  
6. März 2020 

20-12 #Equalpayday: Lohndiskriminierung wird nur durch gesetzliche 
Verpflichtungen für die Herren des Systems abgeschafft 
17. März 2020 

20-13 Joint civil society statement: European governments must ensure 
safe and timely access to abortion care during the COVID-19 
pandemic 
8. April 2020 

20-14 Geschlechtergerecht durch die Corona-Krise – Empfehlungen des 
djb 
15. April 2020 

20-15 Berechnung anhand der Steuerklasse IV! djb fordert, bei der 
Anhebung des Kurzarbeitergelds Diskriminierungen zulasten von 
Frauen zu beseitigen 
20. April 2020 

20-16 Umgehende dezentrale Unterbringung! djb fordert wirksamen 
Gesundheits- und Gewaltschutz von Geflüchteten 
23. April 2020 

20-17 Anpassung der juristischen Ausbildung an die Pandemiesituation: 
Belange von Lernenden mit Care-Verpflichtungen berücksichtigen 
24. April 2020 

20-18 WANN, WENN NICHT JETZT! 20 bundesweit tätige Organisationen 
und Verbände - darunter der djb - stellen Forderungen an 
Bundesregierung und Arbeitgeber 
28. April 2020 

20-19 Familien brauchen mehr: Deutscher Frauenrat (DF), Deutscher 
Juristinnenbund (djb) und Zukunftsforum Familie (ZFF) fordern 
geschlechter- und kindgerechte Maßnahmen für Familien in der 
Corona-Krise! 
29. April 2020 

20-20 Koalitionsverhandlungen in Hamburg: Gleichstellung jetzt stärken 
5. Mai 2020 

20-21 Berliner Erklärung: Rückschritte verhindern – Gleichstellung in der 
Corona-Krise weiter voranbringen! 
11. Mai 2020 

20-22 Parität ist eine Frage der Gerechtigkeit 
12. Mai 2020 

20-23 djb begrüßt Gesetzesentwurf zur Strafbarkeit von Upskirting,  
mahnt jedoch wichtige Veränderungen an  
26. Mai 2020 

20-24 Gerechtigkeit (nur) auf Umwegen 
26. Mai 2020 

20-25 Verschärfung der Diskriminierung von Zwei-Mütter-Familien durch 
Adoptionshilfegesetz 
29. Mai 2020 

20-26 Das Sexkaufverbot löst die aktuellen Probleme nicht 
2. Juni 2020 
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20-27 Gesetzliche Regelungen für Frauen in Führungspositionen der 
Privatwirtschaft – die Zeit ist reif 
10. Juni 2020 

20-28 EU-Kommission mit dem Weißbuch zur Künstlichen Intelligenz auf 
gutem Weg  
15. Juni 2020 

20-29 Juristinnenbund zur geplanten Weiterentwicklung des 
Netzwerkdurchsetzungsgesetzes 
17. Juni 2020 

20-30 Erstmals Parität am Bundesverfassungsgericht  
22. Juni 2020 

20-31 Endlich halbe-halbe: djb fordert faire Berücksichtigung von Frauen 
bei den Bundesrichterwahlen am 2. Juli 2020 
24. Juni 2020 

20-31b Offener Brief „halbe-halbe bei Bundesrichterwahlen“ 
24. Juni 2020 

20-32: djb für ein (geschlechter)gerechtes Europa!  
29. Juni 2020 

20-33 Rechtsfragen zur geschlechtergerechten Sprache bleiben offen 
1. Juli 2020 

20-34 Bundesrichterwahlausschuss 2020: Auf einem guten Weg! 
3. Juli 2020 

20-35 Adoption – eine unendliche Geschichte für gleichgeschlechtliche 
Eltern 
6. Juli 2020 

20-36 Familienentlastungsgesetz: Sozial unausgewogen und 
gleichstellungspolitisch verfehlt 13. Juli 2020  

20-37 Paritätsgesetz in Thüringen: Urteil des Verfassungsgerichtshofs 
verlängert den Weg zur Parität in Parlamenten 
15. Juli 2020 

20-38 Bündnis Istanbul-Konvention: Den Dammbruch verhindern – die 
Istanbul-Konvention stärken 
10. August 2020 

20-39 Hoffnungen auf Gerechtigkeit: Verfassungsgericht des Landes 
Brandenburg verhandelt über das Brandenburger Paritätsgesetz 
21. August 2020 

20-40 Berechnung anhand der Steuerklasse IV! djb fordert bei der 
Verlängerung des Kurzarbeitergelds Diskriminierungen zulasten 
von Frauen zu beseitigen 
26. August 2020 

20-41 Istanbul-Konvention konsequent umsetzen 
1. September 2020 

20-42 Eine Kämpferin für die Gerechtigkeit – Nachruf auf Ruth Bader 
Ginsburg 
21. September 2020 

20-43 Keine Reform des europäischen Asylsystems zulasten von Frauen! 
25. September 2020 

20-44 djb beim digitalen 25. Deutschen Präventionstag 
28. September 2020 

20-45 Recht auf Information: Diskussion um § 219a StGB gehört im 
Wahljahr auf die politische Tagesordnung 
4. Oktober 2020 

20-46 Bunderichterwahlausschuss 2020: Kleine Schritte, große 
Intransparenz 
12. Oktober 2020 

20-47 Deutscher Juristinnenbund mahnt Reformen zum Wechselmodell 
an 
21. Oktober 2020 

20-48 Trotz verpasster Chance: Der Kampf für Parität in den Parlamenten 
geht weiter! 
23. Oktober 2020 
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20-49 „Ein Kessel Buntes“: djb zum Gesetzentwurf im Abstammungs-, 
Kindschafts- und Kindesunterhaltsrecht 
29. Oktober 2020 

20-50 20 Jahre Resolution 1325 im Sicherheitsrat – ein Grund zu feiern 
30. Oktober 2020 

20-51 Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen –Strafrechtlicher 
Umgang mit (tödlicher) Partnerschaftsgewalt 
4. November 2020 

20-52 Ein starker Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte ist für 
Frauen unverzichtbar! 
11. November 2020 

20-53 Bündnis Istanbul-Konvention fordert: Bessere Unterstützung für 
alle gewaltbetroffenen Frauen und Mädchen 
24. November 2020 

20-54 Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen –Veröffentlichung des 
djb-Berichts zur Umsetzung der Istanbul-Konvention in Deutschland 
25. November 2020 

20-55 Freiheit für Nasrin Sotoudeh! 
3. Dezember 2020 

20-56 Sexualisierte Gewalt gegen Kinder –bei der heutigen Anhörung im 
Bundestag fordert der djb effektive Prävention und umfassenden 
Schutz der sexuellen Selbstbestimmung 
7. Dezember 2020 

20-57 djb lehnt die geplante Einführung einer gesetzlichen Vertretung der 
Ehepartner*innen im Bereich der Gesundheitssorge ab 
16. Dezember 2020 

Stellungnahmen 2020 

20-01 zum Referentenentwurf des BMJV: Entwurf eines Gesetzes zur 
Bekämpfung des Rechtsextremismus und der Hasskriminalität 
17. Januar 2020 

20-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der Grundrente für 
langjährig in der gesetzlichen Rentenversicherung Versicherte mit 
unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen 
zur Erhöhung der Alterseinkommen 
22. Januar 2020 

20-03 zum „Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Entscheidung des 
Bundesverfassungsgerichts vom 26.3.2019 zum Ausschluss der 
Stiefkindadoption in nichtehelichen Familien“ 
22. Januar 2020 

20-04 zum Verfahren 1 BvL 7/18  
30. Januar 2020 

20-05 Monitoring, Forschung und Datenerhebung zu 
geschlechtsspezifischer Gewalt 
31. Januar 2020 

20-06 Contribution to the UN Committee on the Elimination of 
Discrimination Against Women (CEDAW) on the List of Issues Prior 
to Reporting by Germany (Ninth Periodic Report) submitted by the 
German Women Lawyers’ Association (djb).  
31. Januar 2020  

20-07 Berücksichtigung vorheriger Gewalt in Sorge- und 
Umgangsverfahren (Artikel 31 IK) 
3. Februar 2020 

20-08 Unterbindung geschlechtszuweisender Operationen an Kindern 
(Artikel 38, 39, 46 IK) 
5. Februar 2020 

20-09 Entschädigung Betroffener bei psychischer Gewalt mit schweren 
Folgen 
7. Februar 2020 

20-10 Haftung des Staates für Unterlassen geeigneter Maßnahmen 
(Artikel 29 IK) 
10. Februar 2020 

20-11 Effektiver Rechtszugang gewaltbetroffener Frauen 
12. Februar 2020 
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20-12 Rücknahme des Vorbehalts zu Artikel 59 der Istanbul-Konvention 
13. Februar 2020 

20-13 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz – Entwurf eines Gesetzes zum Schutz von 
Kindern vor geschlechtsverändernden operativen Eingriffen 
14. Februar 2020 

20-14 zum Referentenentwurf des BMJV: Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Netzwerkdurchsetzungsgesetzes (NetzDG) 
17. Februar 2020 

20-15 zum Entwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für 
ein Paritätsgesetz im Landtag Nordrhein-Westfalen 
12. März 2020 

20-16 zum Referentenentwurf des BMFSFJ „Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes“ vom 
17.2.2020 
13. März 2020 

20-17 gemäß § 27a BVerfGG in dem Verfahren 1 BvR 2257/16: 
Verfassungsbeschwerde u.a. gegen das Urteil des 
Bundessozialgerichts vom 30.9.2015 – B 12 KR 15/12 R – 
(Beitragsbemessung für Eltern in der gesetzlichen Kranken- und 
Rentenversicherung) 
16. März 2020 

20-18 Maßnahmen zur Unterstützung von Familien in der COVID-19-
Pandemie 
27. April 2020 

20-19 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung „Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuches – Verbesserung des 
Persönlichkeitsschutzes bei Bildaufnahmen“ 
25. Mai 2020 

20-20 zu dem Weißbuch der EU-Kommission „Zur Künstlichen Intelligenz 
– ein europäisches Konzept für Exzellenz und Vertrauen“ 
9. Juni 2020 

20-21 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Finanzen, 
vom 30.06.2020: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur steuerlichen 
Entlastung von Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher 
Regelungen (Zweites Familienentlastungsgesetz – 2. FamEntlastG)  
13. Juli 2020 

20-22 zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Ablösung des 
Frauenfördergesetzes des Landes Sachsen-Anhalt  
24.07.2020 

20-23 Auf dem Weg zu Parität in deutschen Parlamenten: Besprechung 
und Einordnung der Entscheidung des ThürVerfGH 
03.08.2020 

20-24 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz zum Gesetz zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts 
10. August 2020 

20-26 Für gerechte Rahmenbedingungen des Wechselmodells: 
Forderungen des djb zur angemessenen Berücksichtigung 
paritätischer Betreuung im Unterhalts- und Sozialrecht 
21.Oktober 2020 

20-28 Strafrechtlicher Umgang mit (tödlicher) Partnerschaftsgewalt  
04. November 2020 

20-29 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz zum Entwurf eines Gesetzes zur 
Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 6. Oktober 2020 
11. November 2020 

20-30 Appell des Deutschen Gewerkschaftsbundes und des Deutschen 
Juristinnenbundes 
19. November 2020 

20-31 Bericht des Deutschen Juristinnenbundes e.V. (djb) zur Umsetzung 
der Istanbul-Konvention in Deutschland 
25. November 2020 
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20-32 zum Gesetzentwurf der Fraktionen der CDU/CSU und SPD zur 
Bekämpfung sexualisierter Gewalt gegen Kinder vom 27. Oktober 
2020, Drucksache 19/23707 
7. Dezember 2020 

20-33 zur BT- Drucksache 19/18314 – Antrag der Abgeordneten Katrin 
Helling-Plahr, Stephan Thomae, Grigorios Aggelidis, Renata Alt 
sowie weiterer Abgeordneter und der Fraktion der FDP 
9. Dezember 2020 

20-34 zur Anhörung im Rechtsausschuss zur Reform des Vormundschafts- 
und Betreuungsrechts –BT-Drs. 19/24445 
14. Dezember 2020 

20-35 zum Zweiten Führungspositionen-Gesetz (FüPoG II) 
28. Dezember 2020 

Pressemitteilungen 2021 

21-01 Effektiver Gewaltschutz in und nach der Pandemie: Istanbul-
Konvention endlich umsetzen! 
01.02.2021 

21-01e Effective protection against violence during and after the 
pandemic: Implement the Istanbul Convention at last! 
01.02.2021 

21-02 13 Verbände fordern Umsetzung des Koalitionsvertrags für 
Alleinerziehende und Trennungsfamilien 
02.02.2021 

21-03 One Billion Rising 2021: Protest gegen geschlechtsspezifische 
Gewalt angesichts der Pandemie umso dringender 
12.02.2021 

21-04 Geplante Änderungen des Deutschen Richtergesetzes zur 
juristischen Ausbildung nur teils zu begrüßen 
26.02.2021 

21-05 Zum 110. Internationalen Frauentag: Aufstehen gegen Frauenhass 
und Femizide! 
05.03.2021 

21-06 Equal Pay: dem Prinzip zur Praxis verhelfen – djb begrüßt 
Richtlinienvorschlag der EU-Kommission 
10.03.2021 

21-07 Bündnis Istanbul-Konvention: Bericht zu Gewalt gegen Frauen 
nimmt Bundesregierung in die Pflicht 
18.03.2021 

21-08 Same procedure as every year – djb kritisiert fehlende Parität der 
Vorschlagslisten für die Bundesrichter*innenwahlen am 25. März 
2021 
18.03.2021 

21-09 Anhörung des Digitalausschusses im Bundestag: djb fordert 
entschiedene Maßnahmen gegen digitale Gewalt 
24.03.2021 

21-10 Stellungnahme des Bündnisses Istanbul-Konvention (BIK) zum 
Austritt der Türkei aus der Istanbul-Konvention 
24.03.2021 

21-11 Bunderichter*innenwahl 2021: Es bleibt bei erschreckend kleinen 
Schritten in Richtung Gleichberechtigung! 
26.03.2021 

21-12 djb zum Gesetzentwurf der Bundesstiftung Gleichstellung: 
Unabhängigkeit stärken, Zivilgesellschaft besser einbeziehen 
08.04.2021 

21-13 djb zum Gesetzentwurf zur Fortentwicklung der 
Strafprozessordnung 
14.04.2021 

21-14 Bundesstiftung Gleichstellung – Männerquote? 
14.04.2021 

21-15 Juristinnenbund veröffentlicht Policy Paper zu ‚Catcalling‘ 
14.04.2021 
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21-16 Viele Wege führen zur Parität 
27.04.2021 

21-17 Anhörung im Bundestag zu Cyberstalking: djb-Sachverständige 
fordert Nachbesserungen des Gesetzentwurfs 
19.05.2021 

21-18 Schwangerschaftskonfliktberatung: Ungehinderten Zugang 
rechtlich absichern. 
01.06.2021 

21-19 Geschlechtergerechtigkeit auf die politische Agenda! djb 
veröffentlicht umfassenden Forderungskatalog zur Bundestagswahl 
2021 
05.07.2021 

21-20 Freiwilligkeit bringt nichts: Juristinnenbund konzipiert 
Gleichstellungsgesetz für die Privatwirtschaft 
19.07.2021 

21-21 Mehr (Renten-)Gerechtigkeit für Ehepartner*innen im Fall der 
Scheidung 
28.07.2021 

21-22 Deutscher Juristinnenbund e.V. unterstützt den Appell: 
„Gemeinwohl stärken – Lobbytransparenz schaffen“ 
23.08.2021 

21-23 Der djb auf Instagram 
24.08.2021 

21-24 Dr. Dana Valentiner: Preisträgerin Marie-Elisabeth-Lüders-Preis 
2021 
02.09.2021 

21-25 Policy Paper und Veranstaltung „Das Netz als antifeministische 
Radikalisierungsmaschine“ am 9. September 2021, 19.30 Uhr 
09.09.2021 

21-26 Gleichstellung & Demokratie – 44. djb-Bundeskongress online 
eröffnet 
16.09.2021 

21-27 44. djb-Bundeskongress „Gleichstellung & Demokratie“ – den 
Frauen die Hälfte der Macht! 
16.09.2021 

21-28 Lunch Talk mit Susanne Baer, Christina Clemm und Asha Hedayati 
zum Thema Rechtsaktionismus und Rechtsstaat auf dem 44. djb-
Bundeskongress 
18.09.2021 

21-29 Ehrenmitglied des djb Dr. Melitta Büchner-Schöpf ist verstorben 
20.09.2021 

21-30 Nach dem neunten Staatenbericht zur UN-Frauenrechtskonvention 
(CEDAW) – Juristinnenbund sieht signifikante Umsetzungslücken 
21.09.2021 

21-31 125. Geburtstag von Elisabeth Selbert, Mutter der Verfassung und 
djb-Pionierin 
22.09.2021 

21-32 Auftakt der Sondierungen: Chance für mehr 
Geschlechtergerechtigkeit jetzt nutzen! 
03.10.2021 

21-33 Erste digitale Mitgliederversammlung des Juristinnenbundes: Prof. 
Dr. Maria Wersig in ihrem Amt als Präsidentin bestätigt 
09.10.2021 

21-34 Koalitionsverhandlungen: Bestehende Vielfalt von 
Umgangsmodellen erhalten! Offener Brief vom 11. November 2021 
an die SPD, Bündnis 90/Die Grünen und die FDP 
15.11.2021 

21-35 Aus der Krise lernen: Wo wollen wir 2025 stehen? 
Abschlussveranstaltung der djb-Kampagne „Gleichstellung & 
Demokratie“ 
16.11.2021 

21-36 Weiterentwicklung der Düsseldorfer Tabelle unter Berücksichtigung 
der Armutsrisiken Alleinerziehender 
16.11.2021 
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21-37 Internationaler Tag gegen Gewalt an Frauen am 25.11.2021 –
Online-Tagung zum Thema Gender & Crime 
24.11.2021 

21-38 Koalitionsvertrag – djb begrüßt Aufbruch und fordert konkretere 
Maßnahmen 
07.12.2021 

Stellungnahmen 2021 

21-01 zum Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Betriebsratswahlen 
und zur Stärkung der Betriebsräte (Betriebsrätestärkungsgesetz) 
18.01.2021 

21-02 zu dem Entwurf für ein Gesetz zur Neustrukturierung der 
Arbeitsgerichtsbezirke im Land Brandenburg 
12.02.2021 

21-03 zum Entwurf der Fraktionen SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für 
ein Gesetz zur Änderung des Landeswahlgesetzes in Nordrhein-
Westfalen – Einführung einer paritätischen Aufstellung der 
Wahllisten mit Frauen und Männern 
25.02.2021 

21-04 zum Antrag „Femizide in Deutschland untersuchen, benennen und 
verhindern“ BT-Drs. 19/23999 
25.02.2021 

21-05 zu den geplanten Änderungen des Deutschen Richtergesetzes 
betreffend die juristische Ausbildung 
26.02.2021 

21-06 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz und für 
Verbraucherschutz/Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Strafgesetzbuches – effektivere Bekämpfung von Nachstellungen 
und bessere Erfassung des Cyberstalkings 
01.03.2021 

21-07 zum Gesetzentwurf von CDU/CSU und SPD zur Errichtung einer 
Bundesstiftung Gleichstellung (BT-Drs. 19/27839) 
08.04.2021 

21-08 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur 
Fortentwicklung der Strafprozessordnung und zur Änderung 
weiterer Vorschriften vom 17. März 2021 
14.04.2021 

21-09 Policy Paper: „Catcalling“ – Rechtliche Regulierung verbaler 
sexueller Belästigung und anderer nicht körperlicher Formen von 
aufgedrängter Sexualität 
14.04.2021 

21-10 11 Irrtümer über Parität 
27.04.2021 

21-11 zum Gesetzentwurf der Bundesregierung: Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Strafgesetzbuches – effektivere Bekämpfung von 
Nachstellungen und bessere Erfassung des Cyberstalkings (BT 
Drucksache 19/28679) 
19.05.2021 

21-12 zu dringendem gesetzgeberischen Handlungsbedarf zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Mädchen und Frauen 
01.06.2021 

21-13 zur öffentlichen Anhörung des Ausschusses für Familie, Senioren, 
Frau-en und Jugend am 7. Juni 2021 zum Antrag der Fraktion DIE 
LINKE. „Zehn Tage Elternschutz zusätzlich einführen“ (Drs. 
19/26979) 
07.06.2021 

21-14 zum Entwurf einer EU-Verordnung „zur Festlegung harmonisierter 
Vorschriften für künstliche Intelligenz und zur Änderung 
bestimmter Rechtsakte der Union“ vom 21. April 2021 
30.06.2021 

21-15 Frauenpolitische Forderungen zur Bundestagswahl 2021 
05.07.2021 

21-16 Gemeinwohl stärken – Lobbytransparenz schaffen 
23.08.2021 
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21-17 Statement: Machtübernahme der Taliban in Afghanistan – eine 
menschenrechtliche und humanitäre Katastrophe 
01.09.2021 

21-18 Policy Paper: Das Netz als antifeministische 
Radikalisierungsmaschine – Policy Paper zur Bedeutung von 
Frauenhass als Element extremistischer Strömungen und der 
radikalisierenden Wirkung des Internets 
09.09.2021 

21-19 Contribution: to the UN Human Rights Committee on the 
information provided in the Seventh periodic report submitted by 
Germany (CCPR/C/DEU/7, 23 April 2020) 
13.09.2021 

21-20 zu dem neunten Bericht der Bundesrepublik Deutschland zum 
Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Beseitigung jeder 
Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom 9. März 2020 
(CEDAW/C/DEU/QPR/9) 
20.09.2021 

21-21 Offener Brief: Koalitionsverhandlungen: Bestehende Vielfalt von 
Umgangsmodellen erhalten! 
11.11.2021 

21-22 zum Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Hessischen 
Ausführungsgesetzes zum Schwangerschaftskonfliktgesetz (durch 
Kabinettsbeschluss vom 30. August 2021 gebilligter und 
festgestellter Gesetzentwurf, Drs. 20/6334) 
12.11.2021 

Pressemitteilungen 2022 

22-01 djb begrüßt geplante Abschaffung von § 219a Strafgesetzbuch 
vom 17.1.2022 

22-02 Ein Jubiläum mit Auftrag für die Zukunft: 100 Jahre Frauen in 
juristischen Berufen – djb stellt neue Kampagne vor 
vom 25.1.2022 

22-03 Im Ringen um gleichberechtigte Entlohnung: Bundesweite djb-
Veranstaltungsreihe anlässlich des Equal Pay Day 
vom 2.2.2022 

22-04 Aufstehen gegen Femizide und Gewalt in der Partnerschaft – 
Spanien macht es vor! Veranstaltung des djb am 14. Februar 2022 
(virtuell) 
vom 14.2.2022 

22-05 Minijobs verfestigen Geschlechterungleichheit und Altersarmut – 
Der djb kritisiert das geplante Zweite Gesetz zu Änderungen im 
Bereich der geringfügigen Beschäftigung 
vom 21.2.2022 

22-06 Equal Care Day: Sorgearbeit umFAIRteilen mit konkreten, 
gesetzlichen Maßnahmen vom 1.3.2022 

22-07 Juristinnenbund aus Anlass des Open Data Day: Digitalisierung 
braucht Genderkompetenz! 
vom 5.3.2022 

22-08 Equal Pay Day: Juristinnenbund schlägt konkrete, gesetzliche 
Maßnahmen für eine geschlechtergerechte Unternehmenskultur 
vor 
vom 7.3.2022 

22-09 Am Internationalen Frauentag: Solidarität mit den Menschen in der 
Ukraine  
vom 7.3.2022  

22-10 Solidarität mit allen Geflüchteten gleichermaßen – djb zum 
Internationalen Tag gegen Rassismus  
vom 21.3.2022 

22-11 Juristinnenbund reicht Stellungnahme zu § 219a StGB beim 
Bundesverfassungsgericht ein  
vom 31.3.2022 

22-12 Juristinnenbund begrüßt Einigung auf ein Gesetz über digitale 
Dienste (Digital Services Act) der EU  
vom 26.4.2022 
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22-13 djb stellt bundesweite Untersuchung zu Diskriminierung in 
mündlichen Prüfungen in juristischen Staatsexamina vor 
vom 3.5.2022 

22-14 Abschaffung des § 219a StGB ist ein wichtiger Schritt zur Stärkung 
der reproduktiven Selbstbestimmung, weitere Maßnahmen sind 
erforderlich 
vom 16.5.2022 

22-15 Anhörung im Bundestag zur Entlastung Alleinerziehender: djb 
begrüßt vorgeschlagene Maßnahmen und fordert beim 
Entlastungsbetrag sozial gerechtere Ausgestaltung  
vom 20.6.2022 

22-16 Deutscher Juristinnenbund begrüßt Bundestagsbeschluss zur 
Abschaffung von § 219a StGB 
vom 24.6.2022 

22-17 Bündnis Istanbul-Konvention fordert Aufbau einer staatlichen 
Koordinierungsstelle zur Umsetzung der Istanbul-Konvention  
vom 24.6.2022 

22-18 Bunderichter*innenwahl 2022: Endlich – Chance genutzt!  
vom 08.07.2022 

22-19 100 Jahre Frauen in juristischen Berufen – Jahrestag des „Gesetzes 
über die Zulassung der Frauen zu den Ämtern und Berufen in der 
Rechtspflege"  
vom 12.07.2022 

22-20 Der Deutsche Juristinnenbund fordert: Vereinbarkeitsrichtlinie 
endlich vollständig umsetzen  
vom 04.08.2022 

22-21 Teilzeit, aber richtig! Juristinnenbund fordert in Niedersachsen eine 
Entlastung für sorgetragende Referendar*innen auf Augenhöhe  
vom 05.08.2022 

22-22 Juristinnenbund begrüßt Ergänzung des § 46 StGB und fordert 
weitergehende Maßnahmen gegen geschlechtsspezifische Gewalt  
vom 24.08.2022 

22-23 Ein bisschen Teilzeit für wenige?! Juristinnenbund kritisiert baden-
württembergische Reform der juristischen Ausbildung als nicht 
inklusiv genug  
vom 26.08.2022 

22-24 Digitalstrategie der Bundesregierung enthält 
gleichstellungspolitisch wenig Konkretes 
vom 08.09.2022 

22-25 Gute Ansätze, aber ausbaufähig – Deutscher Juristinnenbund 
fordert geschlechtergerechtes Teilzeitreferendariat in Hamburg 
vom 20.09.2022 

22-26 Eine unabhängige Justiz braucht Diskriminierungsfreiheit – 
Anlässlich des 73. Deutschen Juristentags ruft der djb dazu auf, 
diskriminierende Mechanismen zu überwinden 
vom 21.09.2022 

22-27 Arbeitsmarkt- und Rentenpolitik geschlechtergerecht gestalten – 
Alterssicherung als öffentliche Aufgabe 
vom 22.09.2022 

22-28 Solidarität mit den Demonstrierenden in Iran nach dem Femizid 
an Mahsa Amini: djb fordert die Außenministerin zu schnellem 
Handeln auf 
vom 23.09.2022 

22-29 GREVIO-Bericht bestätigt djb-Forderungen – Das Ergebnis: Schutz 
vor geschlechtsspezifischer Gewalt in Deutschland nicht 
ausreichend 
vom 10.10.2022 

22-30 Ein Leben für die Gerechtigkeit: djb-Ehrenpräsidentin Dr. Lore-
Maria Peschel-Gutzeit wird morgen 90 Jahre alt 
vom 25.10.2022 

22-31 Juristische Ausbildung endlich inklusiver gestalten! Deutscher 
Juristinnenbund (djb) fordert in Sachsen mehr Anerkennung für 
sorgetragende Referendar*innen 
vom 26.10.2022 
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22-32 Digitalisierung geschlechtergerecht denken! Der djb kritisiert die 
aktuelle Digitalstrategie der Bundesregierung 
vom 31.10.2022 

22-33 Demokratische Teilhabe umfassend ermöglichen! Der djb bezieht 
Stellung zum geplanten Demokratiefördergesetz 
vom 01.11.2022 

22-34 Einführung des Bürgergeldes: Chance nutzen, um Benachteiligung 
von Frauen durch das SGB II abzubauen 
vom 02.11.2022 

22-35 Solidarität mit der feministischen Revolution in Iran! 
vom 07.11.2022 

22-36 Klimapolitik – von der COP27 muss ein Zeichen ausgehen 
vom 18.11.2022 

22-37 Weiterhin große Herausforderungen bei der Beseitigung von 
Gewalt gegen Frauen 
vom 24.11.2022 

22-38 Ein Leben frei von Gewalt ist für zu viele Frauen in Deutschland 
nicht möglich 
vom 25.11.2022 

22-39 Equal Care auch in der Krise: djb fordert die zügige Umsetzung des 
„Vaterschaftsurlaubs“! 
vom 28.11.2022 

22-40 Für reproduktive Selbstbestimmung und eine Abschaffung des § 
218 
vom 08.12.2022 

Stellungnahmen 2022 

22-01 zu dem Referentenentwurf des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales: Entwurf eines Zweiten Gesetzes zu Änderungen im Bereich 
der geringfügigen Beschäftigung 
vom 07.02.22 

22-02 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Berliner 
Richtergesetzes (SenJustVA I A 3 – 3110/1/1) 
vom 14.02.22 

22-03 zum Referentenentwurf des Bundesministeriums der Justiz: 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches – 
Aufhebung des Verbots der Werbung für den 
Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB) 
vom 15.02.22 

22-04 Comment: on the new policy initiative to advance accountability for 
Gender Persecution under the Rome Statute 
vom 18.03.22 

22-05 zur Verfassungsbeschwerde (2 BvR 390/21) gegen § 219a StGB 
vom 31.03.22 

22-06 djb zum Vereinbarkeitsrichtlinienumsetzungsgesetz – VRUG 
vom 04.05.22 

22-07 zum Vorschlag für eine VO des EP und des Rates über harmonisierte 
Vorschriften für einen fairen Datenzugang und eine faire 
Datennutzung (Datengesetz) vom 23.02.2022 
vom 10.05.22 

22-08 zur möglichen Ausgestaltung der neuen Rechtsverordnungen über 
Beurteilungen und Erprobungen in der nordrhein-westfälischen 
Justiz (Umsetzung des Rechtssatzvorbehalts bei dienstlichen 
Beurteilungen) 
vom 13.05.22 

22-09 zum Gesetzesentwurf zur Aufhebung des Verbots der Werbung für 
den Schwangerschaftsabbruch (§ 219a StGB) 
vom 16.05.22 

22-10 zur Öffentlichen Anhörung des FSFJ-Ausschusses im Bundestag am 
20.06.2022 zum Thema „Alleinerziehende in der aktuellen hohen 
Inflation nicht allein lassen“ 
vom 17.06.22 

22-11 zu den Reformplänen im Familienrecht 
vom 17.06.22 
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22-12 Vereinbarkeitsrichtlinie endlich vollständig umsetzen 
vom 04.08.22 

22-13 zu dem Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Niedersächsischen Gesetzes zur Ausbildung der Juristinnen und 
Juristen 
vom 04.08.22 

22-14 Stellungnahme zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 
der Justiz/Entwurf eines Gesetzes zur Überarbeitung des 
Sanktionenrechts – Ersatzfreiheitsstrafe, Strafzumessung, 
Auflagen und Weisungen sowie Unterbringung in einer 
Entziehungsanstalt 
vom 24.08.22 

22-15 zur Einführung eines hessisches Antidiskriminierungsgesetzes für 
den Bereich des öffentlich-rechtlichen (Verwaltungs-)handelns 
vom 26.08.22 

22-16 zu dem Entwurf einer Verordnung des Justizministeriums Baden-
Württemberg zur Änderung der Juristenausbildungs- und 
Prüfungsordnung 
vom 26.08.22 

22-17 zu dem Entwurf eines Gesetzes der Behörde für Justiz und 
Verbraucherschutz zur Änderung des Hamburgischen 
Juristenausbildungsgesetzes 
vom 20.09.22 

22-18 Stellungnahme: im Rahmen der arbeits- und sozialrechtlichen 
Abteilung des 73. Deutschen Juristentages, 21. – 23. September 
2022, Bonn 
vom 21.09.22 

22-19 zum Entwurf einer Verordnung über die dienstliche Beurteilung der 
Richterinnen und Richter sowie Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte im Land Berlin (Berliner Beurteilungsverordnung für 
die Richter- und Staatsanwaltschaft – RiStABeurtV) 
vom 26.09.22 

22-20 Forderungspapier: Empfehlungen des Bündnisses Istanbul-
Konvention zur Errichtung einer staatlichen Koordinierungsstelle 
im Sinne des Artikel 10 Istanbul-Konvention 
vom 29.09.22 

22-21 zum Entwurf einer Zweiten Verordnung des Sächsischen 
Staatsministeriums der Justiz und für Demokratie, Europa und 
Gleichstellung zur Änderung der Sächsischen Juristenausbildungs- 
und -prüfungsverordnung 
vom 21.10.22 

22-22 zur Digitalstrategie der Bundesregierung vom 30.8.2022 
vom 28.10.22 

22-23 zum Referentenentwurf des BMFSFJ und des BMI „Entwurf eines 
Gesetzes zur Stärkung von Maßnahmen zur Demokratieförderung, 
Vielfaltgestaltung, Extremismusprävention und politischen Bildung 
(Demokratiefördergesetz – DFördG)“ 
vom 01.11.22 

22-24 zum Entwurf eines Zwölften Gesetzes zur Änderung des Zweiten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze - Einführung eines 
Bürgergeldes (Bürgergeld-Gesetz) 
vom 02.11.22 

22-25 Positionspapier: Gemeinsam die psychische Gesundheit 
gewaltbetroffener Frauen stärken 
vom 14.11.22 

22-26 Policy Paper: Neues Regelungsmodell für den 
Schwangerschaftsabbruch 
vom 08.12.22 

Pressemitteilungen 2023 

23-01 Jetzt algorithmenbasierte Diskriminierung anerkennen und 
Schutzlücken schließen! 
vom 18.01.2023 
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23-02 Geschlechtsspezifische Altersarmut abbauen – fairen 
Versorgungsausgleich ermöglichen 
vom 18.01.2023 

23-03 Mehr Fortschritt wagen heißt auch: Mehr Antidiskriminierung 
wagen! 100 Organisationen fordern eine schnelle und tiefgreifende 
Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes 
vom 25.01.2023 

23-04 Sicherheit im Internet braucht digitalisierungsbezogene und 
geschlechtersensible Kompetenzen 
vom 07.02.2023 

23-05 Als Unternehmerin (k)ein Kind? Selbstständige brauchen 
gleichwertigen Mutterschutz 
vom 08.02.2023 

23-06 Für eine Europäische Union mit umfassendem Gewaltschutz 
vom 10.02.23 

23-07 BGH spricht kinderbetreuenden Partner*innen mehr Unterhalt zu – 
djb fordert Umsetzung in der Praxis 
vom 13.02.23 

23-08 100 Jahre Frauen in juristischen Berufen – ein Jubiläumsjahr mit 
internationalem Auftrag für die Zukunft 
vom 15.02.23 

23-09 Vergabe öffentlicher Aufträge: sozial, ökologisch und 
geschlechtergerecht! 
vom 17.02.23 

23-10 Für eine geschlechtergerechte Beurteilungs- und 
Beförderungspraxis in Niedersachsen 
vom 21.02.23 

23-11 Ein wichtiger Schritt hin zu Gleichstellung im öffentlichen Dienst in 
Sachsen 
vom 24.02.23 

23-12 Die paritätische Besetzung des Bundesverfassungsgerichts muss 
fortbestehen 
vom 28.02.23 

23-13 Equal Pay Day – jedes Jahr dasselbe 
vom 06.03.23 

23-14 Weltfrauentag – internationale Solidarität ist wichtiger denn je 
vom 07.03.23 

23-15 Die Zukunft steht auf Equal Pay: FAQ zum Urteil des 
Bundesarbeitsgerichts veröffentlicht 
vom 07.03.23 

23-16 Zuwanderung fördern – Frauen und Familien fördern 
vom 16.03.23 

23-17 Unternehmerische Sorgfaltsplichten in den Lieferketten müssen 
geschlechtergerecht ausgestaltet sein! 
vom 21.03.23 

23-18 Paritätische Besetzung des Bundesverfassungsgerichts gesichert 
vom 31.03.23 

23-19 Bunderichter*innenwahl 2023: Gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen – auf dem Weg zur neuen Normalität 
vom 03.04.23 

23-20 Gleiche Rechte für queere Familien: Bündnis übergibt Leitplanken 
zur Abstammungsrechtsreform 
vom 05.05.23 

23-21 Zur Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau in 
Deutschland: djb veröffentlicht CEDAW-Alternativbericht 
vom 11.05.23 

23-22 PD Dr. Anja Schmidt: Preisträgerin Marie-Elisabeth-Lüders-Preis 
2023 
vom 15.05.23 

23-23 Ergebnis der iur.reform-Studie: Frauen sind vom Reformstau in der 
juristischen Ausbildung besonders betroffen 
vom 23.05.23 
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23-24 Die Eckpunkte zum Gesetz gegen digitale Gewalt. Kleine Schritte in 
die richtige Richtung – mehr aber auch nicht 
vom 26.05.23 

23-25 Deutscher Juristinnenbund begrüßt den Entwurf zum 
Selbstbestimmungsgesetz 
vom 31.05.23 

23-26 Für einen umfassenden Schutz vor bildbasierter sexualisierter 
Gewalt! 
vom 07.06.23 

23-27 EU muss Frauen auf der Flucht besser schützen 
vom 08.06.23 

23-28 Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts darf Frauen in 
prekären Lebenssituationen nicht ausschließen 
vom 16.06.23 

23-29 djb befürwortet die Änderung des § 46 StGB als einen von 
mehreren Schritten zur Bekämpfung geschlechtsspezifischer Gewalt 
vom 22.06.23 

 

Stellungnahmen 2023 

23-01 Policy Paper: Mutterschutz für schwangere Selbstständige 
vom 08.02.23 

23-02 zum Entwurf der „Richtlinie des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und häuslicher 
Gewalt“ vom 08.03.2022 
vom 10.02.23 

23-03 zur öffentlichen Konsultation zur Transformation des Vergaberechts 
("Vergabetransformationspaket") des Bundesministeriums für 
Wirtschaft und Klimaschutz 
vom 10.02.23 

23-04 zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Niedersächsischen 
Justizgesetzes (Gesetzentwurf der Landesregierung - Drs. 19/54) 

Hier: Änderungsvorschlag der Fraktionen SPD und Bündnis 90/Die 
Grünen vom 12.01.2023, Vorlage 2 
vom 21.02.23 

23-05 zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern im öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen 
vom 24.02.23 

23-06 zum Potenzial der Ratifikation des Zusatzprotokolls zum UN-
Sozialpakt 
vom 02.03.23 

23-07 FAQ zum Equal Pay-Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 16. 
Februar 2023 
vom 07.03.23 

23-08 zum Referentenentwurf „Entwurf eines Gesetzes zur 
Weiterentwicklung der Fachkräfteeinwanderung“ 
vom 16.03.23 

23-09 zur Notwendigkeit einer Geschlechterperspektive auf 
unternehmerische Sorgfaltspflichten in Lieferketten 
vom 21.03.23 

23-10 zu Gesetzentwürfen zum Hessischen Gleichberechtigungsgesetz 
vom 18.04.23 

23-11 zum Gesetzesentwurf der Fraktion DIE LINKE Hessisches Gesetz 
zum Schutz vor Störung Schwangerer bei 
Schwangerschaftsberatung und -abbruch (Drucks. 20/10658) 
vom 02.05.23 

23-12 Leitplanken für die Reform des Abstammungsrechts 
vom 05.05.23 

23-13 Alternativbericht zu dem neunten Bericht der Bundesrepublik 
Deutschland zum Übereinkommen der Vereinten Nationen zur 
Beseitigung jeder Form von Diskriminierung der Frau (CEDAW) vom 
16. Juli 2021 (CEDAW/C/DEU/9) 
vom 11.05.23 



Seite 76 von 76 

23-14 zur Umfrage des Bündnisses iur.reform betreffend die Reform der 
juristischen Ausbildung 
vom 24.05.23 

23-15 zum Referentenentwurf für ein Gesetz zur Gleichstellung von 
Frauen und Männern im öffentlichen Dienst im Freistaat Sachsen 
vom 26.05.23 

23-15b Gemeinsame Stellungnahme zu den Eckpunkten für ein Gesetz 
gegen digitale Gewalt des Bundesministeriums der Justiz 
vom 26.05.23 

23-16 zum Referentenentwurf „Selbstbestimmungsgesetz“ vom 
09.05.2023 
vom 30.05.23 

23-17 Policy Paper: Policy Paper: Bekämpfung bildbasierter sexualisierter 
Gewalt 
vom 07.06.23 

23-18 Stellungnahme: zum Referentenentwurf „Entwurf eines Gesetzes 
zur Modernisierung des Staatsangehörigkeitsrechts“ 
vom 16.06.23 

 


